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1. Einleitung  

Geschlecht wird als grundlegende Strukturierungskategorie moderner Gesellschaften verstan-

den, an die sich soziale Unterscheidungsprozesse, Regeln und Normen anschließen, die zu 

unterschiedlichen Ausprägungen gesundheitlicher Determinanten für Frauen und Männer füh-

ren. Die Duale Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) möchte die gesundheitliche Chan-

cengleichheit von Frauen und Männern gezielt fördern. Sie hat die Erstellung der vorliegenden 

Expertise zum Thema „Gender und Gesundheitsfördernde Hochschule“ in Auftrag gegeben 

und sich damit das Ziel gesetzt, gesundheitliche Chancengleichheit an der Hochschule für 

Frauen und Männer (Gender) in allen Statusgruppen zu fördern.  

Ausgehend von einer bestehenden sozialen Ungleichheit zwischen Frauen und Männern sind 

die damit verbundenen ungleichen Gesundheitschancen zu adressieren. Das Gesundheits-

management der Hochschule soll dementsprechend genderspezifisch und familiengerecht 

ausgestaltet werden.  

Diese Expertise hat die Aufgabe, die fachlich gebotenen Grundlagen für ein an gesundheitli-

cher Chancengleichheit orientiertem Gesundheitsmanagement bzw. einer gesundheitsför-

dernden Hochschule darzulegen. Hierzu sollen vorhandene Forschungsergebnisse sowie 

Konzepte zusammengetragen und ausgewertet werden. Es ist zu klären, welche Erkenntnisse 

es zum Zusammenhang von Gesundheit, sozialem Geschlecht (Gender) und Gesundheitsför-

derung im Kontext Hochschule gibt und wie ggf. bestehende Ungleichheiten in den Gesund-

heitschancen durch das Geschlechterverhältnis vermittelt sind. Ausdrückliches Ziel ist es, gen-

derbezogene gesundheitliche Chancengleichheit für alle Statusgruppen der Hochschule (Be-

schäftigte, wissenschaftliches Personal, Studierende) zu fördern. Dabei sind die Besonderhei-

ten von Hochschulen zu berücksichtigen. 

Zu diesen Besonderheiten zählen beispielsweise die Freiheit von Forschung und Lehre, die 

maßgeblich die Kultur insbesondere des wissenschaftlichen Personals prägt. Gleichzeitig ist 

die Hochschule eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und unterliegt entsprechenden An-

forderungen. Hochschulen unterliegen damit mehreren Zielsetzungen und ihre Statusgruppen 

sind unterschiedlich von den jeweiligen subsystemspezifischen Logiken und Denkweisen (Fal-

ler 2006) berührt.  

Als Arbeitgeberin ist die Hochschule zur gesundheitsförderlichen Gestaltung der Arbeit und 

den Bedingungen der Arbeit für alle an ihr tätigen Personen verpflichtet. Gleichzeitig ist die 

Hochschule ein Lern- und Entwicklungsort für Studierende. Als Institution ist sie zudem gesell-

schaftlichen Zielen verpflichtet, womit auch die „Produkte“ der Hochschule – Forschung und 

Lehre – dahingehend befragt werden können, ob sie gesundheitliche Chancengleichheit för-

dern.  

Die Arbeitsbedingungen des Lehrpersonals sind mit den Lernbedingungen der Studierenden, 

die die größte Statusgruppe der Hochschule darstellen, eng verbunden. Das Studium stellt für 

die Studierenden eine spezifische Lebensphase dar, die mit entsprechenden Anforderungen 

und Statuspassagen verbunden ist. Die jeweiligen Lernbedingungen sind zudem stark von den 

jeweiligen Fachkulturen geprägt, die selbst geprägt sind von Geschlechtsrollenerwartungen 
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und geschlechtlich geprägten Strukturen, wie beispielsweise einer starken Über- oder Unter-

repräsentanz von Frauen/Männern.  

Neben dem wissenschaftlichen Personal sind eine Vielzahl unterschiedlicher Berufsgruppen 

und Tätigkeitsfelder an der Hochschule vertreten, deren Belastungen und Ressourcen einer-

seits von tätigkeitsspezifischen Anforderungen abhängen, andererseits von allgemeinen Rah-

menbedingungen wie der relationalen Positionierung zu anderen (Status-) Gruppen, der Qua-

lität sozialer Beziehungen, dem Umgang mit Konflikten etc. Es sind für alle Statusgruppen 

riskante Belastungs- und Ressourcenkonstellationen zu identifizieren und entsprechende In-

terventionsstrategien zu entwickeln. 

Aus einer Genderperspektive gilt es, insbesondere die bestehende Arbeitsteilung zwischen 

den Geschlechtern, geschlechtsbezogene Vorstellungen, Regeln, Strukturen und Prozesse, 

die an der Geschlechtsunterscheidung anknüpfen, zu berücksichtigen. Denn diese tragen zu 

einer systematisch ungleichen Verteilung von Belastungen und Ressourcen nach Geschlecht 

bei. Ein Konzept der gesundheitlichen Chancengleichheit knüpft damit vor allem an sozialen 

Prozessen und gesellschaftlichen Strukturen an. Gleichzeitig gilt es, geschlechtsspezifi-

sche/biologische/physiologische Unterschiede und damit verbundene Bedürfnisse/Bedarfe zu 

berücksichtigen und sicherzustellen, dass diese nicht zu Benachteiligungen führen.  

Der Ansatz der gesundheitsfördernden Hochschule, den die DHBW mit Gender verknüpfen 

möchte, ist ein Setting-Ansatz, der darauf abzielt, ein soziales System zu verändern, um so 

die Gesundheit der in ihm arbeitenden, lehrenden und lernenden Menschen zu schützen und 

zu fördern. Mit dem Setting-Ansatz werden vorrangig soziale Phänomene und Zusammen-

hänge adressiert, die sich über unterschiedliche Mechanismen auf die Gesundheit der Indivi-

duen auswirken. Gender als Perspektive für eine Gesundheitsfördernde Hochschule fragt in 

diesem Zusammenhang nach Diskriminierungsmechanismen. Diese liegen nicht in den Eigen-

schaften der benachteiligten Personengruppen selbst, sondern in den Strukturen, Prozessen, 

Interaktions- und Deutungsmustern der jeweiligen Gesellschaft/Organisation bzw. beteiligter 

Personen(-gruppen). 

Damit tangiert die Expertise ein sehr breites Feld. Es sind unterschiedliche disziplinäre Zu-

gänge und Wissensgebiete miteinander zu verbinden und in eine Gestaltungsperspektive zu 

integrieren. Das Konzept der gesundheitsfördernden Hochschule (Faller 2017b, Okanagan 

Charta 2015) dient als Grundlage für die Expertise, um die bestehenden Forschungsarbeiten, 

Programme und Praxisprojekte in ihrer Reichweite und Schwerpunktsetzung einzuordnen.  

In der systematischen Literaturrecherche wurde nach Veröffentlichungen gesucht, die Ge-

sundheitsförderung in Hochschulen als Settingansatz konzipieren und dementsprechend das 

Ziel verfolgen, die Hochschule zu verändern und dabei eine Geschlecht-reflektierende Per-

spektive einnehmen. Hierzu konnten nur einzelne Veröffentlichungen gefunden werden. Es 

liegen grundlegende Werke vor, die einen Settingansatz für Hochschulen konzipieren und dort 

auch Fragen der Wissenschafts- und Geschlechterkultur thematisieren. Der überwiegende 

Teil der Veröffentlichungen bezieht sich auf verhaltensbezogene Angebote, die Geschlecht als 

Variable in der deskriptiven und explorativen Datenanalyse berücksichtigen, jedoch keine ex-

plizite geschlechtertheoretische fachliche Fundierung aufweisen.  
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Ein weiterer Teil der hochschul- und gesundheitsbezogenen Literatur bezieht sich auf den Ge-

sundheitsstatus und Belastungen verschiedener Statusgruppen, die einen wertvollen Teilbe-

reich (Analyse) für ein ganzheitliches Vorgehen abdecken. Hier liegen ebenfalls nach Ge-

schlecht differenzierte Daten vor und auch hier selten mit geschlechtertheoretischer Fundie-

rung. Es konnten einzelne Veröffentlichungen mit einem expliziten geschlechtertheoretischen 

Zugang gefunden werden, die als Beispiel für eine konzeptionelle Umsetzung der Genderper-

spektive dargestellt werden. Fragen der Diskriminierung und vermittelnder Mechanismen, die 

zu einer systematischen gesundheitlichen Chancenungleichheit führen, wurden nur in einzel-

nen Werken thematisiert. Insgesamt kann konstatiert werden, dass die Erkenntnisse der 

Frauen- und Geschlechterforschung bisher im Feld der hochschulbezogenen Gesundheitsför-

derung kaum rezipiert wurden. Es liegen jedoch Studien und Konzepte aus dem Bereich der 

betrieblichen Gesundheitsförderung und des Arbeits- und Gesundheitsschutzes vor, die im 

Sinne einer Gestaltung der Verhältnisse auf den Ansatz der gesundheitsfördernden Hoch-

schule übertragen werden können und wertvolle Orientierung geben.  

Neben der bisher fehlenden Integration von Gender in die hochschulbezogene Gesundheits-

förderung besteht eine weitere zentrale Herausforderung in der Übersetzung des Settingan-

satzes in ein hochschulspezifisches Vorgehen, das auf die Entwicklung der Organisation 

Hochschule ausgerichtet ist. Dies wäre aber erforderlich, um Fragen der Diskriminierung und 

gesundheitlicher Chancengerechtigkeit überhaupt adressieren und bearbeiten zu können. 

Im Folgenden wird zunächst der Ansatz der Gesundheitsfördernden Hochschule skizziert, der 

bereits das Kriterium des Gender Mainstreaming enthält. Um die bestehende Lücke zur ge-

sundheitsbezogenen Forschung im Feld Hochschule und den Erkenntnissen der kritischen 

Geschlechterforschung sowie Gleichstellungsstrategien zu verringern, werden zentrale Er-

kenntnisse zusammengefasst sowie bestehende Ansätze zur Integration von Gender in die 

Gesundheitsförderung bzw. in das Gesundheitsmanagement vorgestellt. Anschließend wird 

auf dieser Grundlage skizziert, worin Anforderungen bzw. Herausforderungen für eine ge-

schlechtergerechte Gesundheitsförderung für die einzelnen Statusgruppen liegen könnten. 

Den Abschluss bilden Empfehlungen für die Entwicklung einer gendersensiblen gesundheits-

fördernden Hochschule. 
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2. Gesundheitsfördernde Hochschulen als 

Settingansatz  

Für den deutschsprachigen Raum hat der bundesweite Arbeitskreis Gesundheitsfördernde 

Hochschulen (AGH) die konzeptuellen Grundlagen für die Gesundheitsfördernde Hochschule 

gelegt (Hartmann et al. 2020). Ausgehend von der Erkenntnis, dass Gesundheit maßgeblich 

durch die Bedingungen der Lebenswelt (Setting) der Menschen beeinflusst wird, setzt der An-

satz darauf, eben jene Lebenswelt – Hochschule – gesundheitsförderlich zu gestalten. 

2.1. SETTING  

Der Settingansatz wurde durch die Verabschiedung der Ottawa-Charta der World Health Or-

ganisation (WHO 1986) etabliert und im Folgenden in Regelwerken und Gesetzen verankert, 

zuletzt im Präventionsgesetz (PrävG) von 2015, sowie in den Leitfäden Prävention des GKV-

Spitzenverbands: 

„[D]ie alltäglichen Lebens-, Wohn-, Lern- und Freizeitbedingungen [üben] einen er-

heblichen Einfluss auf die gesundheitliche Entwicklung der Menschen aus […] Ne-

ben direkten Einflüssen dieser Bedingungen auf die Gesundheit der Menschen (z. 

B. durch Luftqualität, Erholungsmöglichkeiten) prägen sie maßgeblich gesund-

heitsbezogene Werte, Einstellungen und Verhaltensweisen. Für den Schutz vor 

Krankheiten und die Förderung der Gesundheit sind daher insbesondere auch sol-

che Interventionen erfolgversprechend, die über eine gesundheitsförderliche Ge-

staltung von Bedingungen in der jeweiligen Lebenswelt das Erlernen bzw. Prakti-

zieren gesundheitsförderlicher Verhaltensweisen ermöglichen bzw. erleichtern.“ 

(GKV 2018, 19f.)  

Als Settings gelten u. a. Schulen, Kindertageseinrichtungen, Betriebe, Krankenhäuser, Ge-

meinden oder Hochschulen. Sie werden verstanden als für die Gesundheit bedeutsame sozi-

ale Systeme, die sich gegenüber ihren „Umwelten“ durch formelle Zugehörigkeits- bzw. Mit-

gliedschaftsregelungen abgrenzen und spezifische Rollen- und Kompetenzgefüge aufweisen 

(GKV 2018, 20). Hartung und Rosenbrock betonen zudem den relativ stabilen Sozialzusam-

menhang, der durch formale Organisation gekennzeichnet ist, eine regionale Struktur, gleiche 

Lebenslage, Werte und Präferenzen (Hartung & Rosenbrock 2018, 892).  

Der Settingansatz unterscheidet sich von Gesundheitsförderung im Setting dadurch, dass er 

das Setting selbst gesundheitsförderlich gestaltet, statt es lediglich als Zugang zu den jeweili-

gen Zielgruppen zu nutzen. Die Entwicklung des Settings bedarf hierfür entsprechender pro-

fessioneller Qualifikationen, etwa in systemischer Organisationsentwicklung und partizipativer 

Forschung (ebd., 893f.).  

Der Ansatz ist zudem mit einem umfassenden Verständnis von Gesundheit verbunden. Als 

konsensfähige Definition schlagen Franzkowiak und Hurrelmann vor, Gesundheit zu verste-

hen als  
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„dynamischen Zustand des Wohlbefindens einer Person, der gegeben ist, wenn 

diese Person sich psychisch und sozial in Einklang mit den Möglichkeiten und Ziel-

vorstellungen und den jeweils gegebenen äußeren Lebensbedingungen befindet. 

Gesundheit ist das dynamische Stadium des Gleichgewichts von Risikofaktoren 

und Schutzfaktoren, das eintritt, wenn einem Menschen eine Bewältigung sowohl 

der inneren (körperlichen und psychischen) als auch äußeren (sozialen und mate-

riellen) Anforderungen gelingt“ (Franzkowiak & Hurrelmann 2018, 180).  

Mit dieser Definition lassen sich relevante Anforderungen an eine Geschlecht reflektierende 

gesundheitsfördernde Hochschule gut in den Blick nehmen, da Gesundheit hier vor allem als 

relationaler Begriff konzipiert wird. Dieser Gesundheitsbegriff stellt die Wechselwirkungen von 

Risiko- und Schutzfaktoren in unterschiedlichen Dimensionen in den Vordergrund. So wird 

Gesundheit maßgeblich als die Bewältigung von Anforderungen in Abhängigkeit von den zur 

Verfügung stehenden Ressourcen konzipiert. Damit ist der Begriff offen für Vermittlungspro-

zesse auf unterschiedlichen Ebenen und anschlussfähig für eine zentrale Heuristik der Ge-

schlechterforschung, die in diesem Kontext nach Widersprüchen und unterschiedlichen Kons-

tellationen von Belastungen und Ressourcen für Frauen und Männer fragt.    

2.2. HOCHSCHULISCHES & BETRIEBLICHES GESUNDHEITSMANAGEMENT1, 

GESUNDHEITSFÖRDERUNG UND PRÄVENTION 

Im Kontext des Settings Betrieb haben sich, ausgehend von unterschiedlichen Traditionen und 

rechtlich definierten Akteur*innen unterschiedliche Begriffe etabliert. Ist Gesundheitsförderung 

im Sinne der WHO als umfassender Settingansatz formuliert, wird Gesundheitsförderung im 

Betrieb in der Systematik der Spitzenverbände der Krankenkassen als eine Säule des Ge-

sundheitsmanagements definiert, die sich von der Prävention absetzt. Diese ist im betriebli-

chen Kontext mit dem Arbeits- und Gesundheitsschutz assoziiert. Mit dem Präventionsgesetz 

haben die Krankenkassen den Auftrag erhalten, in Betrieben Gesundheitsförderung zu unter-

stützen. Als Gesundheitsförderung definiert das Präventionsgesetz Leistungen zur Förderung 

des selbstbestimmten gesundheitsorientierten Handelns der Versicherten (§ 20 Abs. 1 SGB 

V). Leistungen zur Verhinderung und Verminderung von Krankheitsrisiken werden als primäre 

Prävention bezeichnet. Das Präventionsgesetz beauftragt die Krankenkassen im Kontext Be-

trieb mit der Durchführung von Gesundheitsförderung. In den anderen Lebenswelten verwen-

det der Gesetzgeber durchgängig das Begriffspaar Gesundheitsförderung und Prävention. 

Prävention im Betrieb ist durch den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz abgedeckt, 

zu dessen Aufgaben u. a. die Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen, arbeitsmedizini-

schen Vorsorgeuntersuchungen, Brandschutz etc. gehören2. Zur dritten Säule des betriebli-

chen Gesundheitsmanagements (BGM) zählt das ebenfalls gesetzlich vorgeschriebene be-

triebliche Eingliederungsmanagement (unter dem Abschnitt Prävention des SGB IX, § 167). 

Betriebliches Gesundheitsmanagement ist in diesem Kontext als Dach und übergeordneter 

                                                 
1 Im Rahmen dieser Expertise wird die Hochschule gemäß ArbSchG § 1 als „Betrieb“ verstanden. 
2 Das Präventionsgesetz setzt zudem einen wichtigen Impuls, um bestehende Vollzugsdefizite im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz an Hochschulen zu bearbeiten. Eine Vernetzung und verbesserte Zu-
sammenarbeit mit den gesetzlichen Unfallversicherungsträgern im Kontext der Gesundheitsförderung 
und Prävention an Hochschulen (inkl. der Studierenden) steht noch aus (Hartmann et al. 2020).  
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Begriff zu verstehen. Dieser wurde jedoch wegen seiner Betonung von Managementmethoden 

und der Priorisierung ökonomischer Ziele kritisiert. Dem steht das Konzept der gesundheits-

fördernden Organisationsentwicklung gegenüber, das eine größere Ressourcen- und Beteili-

gungsorientierung aufweist, jedoch als harmonisierend kritisiert wurde (Faller 2017a, 28).  

Nach Bamberg et al.  

„gehört zu den originären Aufgaben von betrieblichem Gesundheitsmanagement, 
auf der Basis von Zielen und im Rahmen einer Gesamtkonzeption gesundheits-
bezogene Maßnahmen in einer Organisation zu planen, durchzuführen und zu 
bewerten. Dabei erfolgt eine Koordination mit der Personal- und Organisations-
entwicklung. Gesundheitsmanagement berücksichtigt die Einbeziehung und den 
Kontext betrieblicher Steuerungsinstrumente und orientiert sich auch an betriebs-
wirtschaftlichen Ziel- und Erfolgsgrößen.  

Ein von den Grundprinzipien der Gesundheitsförderung getragenes Gesund-
heitsmanagement berücksichtigt Maßnahmen, die langfristig die Gesundheit wei-
terentwickeln, die verhaltensbezogene Angebote und verhältnisbezogene Maß-
nahmen miteinander kombinieren, die nicht nur Belastungen und Risikofaktoren 
reduzieren, sondern auch situative und personale Ressourcen stärken.“ (Bam-
berg et al. 2011, 133) 

Im Bereich der Hochschule lässt sich der Ansatz der gesundheitsfördernden Hochschule als 

übergreifender Settingansatz benennen, der im deutschsprachigen Raum maßgeblich durch 

den Arbeitskreis Gesundheitsfördernde Hochschulen geprägt ist. Der Arbeitskreis Gesund-

heitsfördernde Hochschulen (AGH) wurde 1995 mit den Hochschulen des Forschungsverbun-

des Gesundheitswissenschaften Niedersachsen gegründet. Seither hat sich das Netzwerk 

ausgeweitet und einen bundesweiten Arbeitskreis etabliert. Regionale Arbeitskreise auf Län-

derebene haben sich gebildet. Der AGH hat 2005 Gütekriterien für eine Gesundheitsfördernde 

Hochschule (vgl. Kapitel 2.3) verabschiedet (AGH 2007), die Hochschulen bei der Entwicklung 

und Umsetzung von Gesundheitsförderung unterstützen sollen. Nach 15 Jahren Erfahrung 

liegt nun eine Überarbeitung der Gütekriterien vor (AGH 2020). Der AGH hat in Kooperation 

mit zahlreichen Partner*innen und Mitgliedern wegweisende Praxisanleitungen sowie grund-

legende Publikationen zur konzeptionellen, theoretischen sowie empirischen Fundierung des 

Ansatzes Gesundheitsfördernde Hochschulen entwickelt (Hartmann et al. 2020). Die Umset-

zung des Ansatzes gesundheitsfördernder Hochschulen erfolgt idealer Weise durch ein Hoch-

schulgesundheitsmanagement (HGM). Im Hochschulkontext ist der Begriff des betrieblichen 

Gesundheitsmanagements ebenfalls etabliert, der die Erweiterung des gesetzlichen Arbeits-

schutzes durch ressourcenorientierte Perspektiven und Angebote der betrieblichen Gesund-

heitsförderung kennzeichnet (Hartmann et al. 2018, 426). Der Schwerpunkt liegt hier jedoch 

auf dem administrativen und technischen Personal, wissenschaftliches Personal wird oft nicht 

adressiert. Studierende sind im BGM bisher, auch aufgrund der fehlenden Fördermöglichkei-

ten in der Vergangenheit, dabei nicht eingeschlossen worden. Mit dem Präventionsgesetz von 

2015 haben sich die Voraussetzungen dafür jedoch verbessert. Seit einigen Jahren befindet 

sich das studentische Gesundheitsmanagement (SGM) im Aufbau. Das SGM befasst sich mit 

der systematischen und zielorientierten Steuerung aller gesundheitsbezogenen Prozesse im 

Zusammenhang mit Studierenden an der Hochschule (Timmann & Hartmann 2019, 11).  
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Im Folgenden soll die Integration von Gender in die Gesundheitsfördernde Hochschule unter-

sucht werden. Damit bildet der Settingansatz, wie er in den Gütekriterien des Arbeitskreises 

Gesundheitsfördernde Hochschulen definiert wurde, den Ausgangspunkt. Die jeweils spezifi-

sche Ausgestaltung und Umsetzung des Settingansatzes erfolgt im Rahmen eines Hochschul-

gesundheitsmanagements, welches das BGM3 und SGM umfasst. 

2.3. GÜTEKRITERIEN GESUNDHEITSFÖRDERNDER HOCHSCHULEN 

Im Folgenden werden die Gütekriterien für Gesundheitsfördernde Hochschulen (AGH 2007; 

2020) in Verbindung mit dem Ansatz der Health Promoting Universities & Colleges (Tsouros 

et al. 1998; Dooris 2001; Okanagan Charta 2015) vorgestellt. Die insgesamt zehn Gütekrite-

rien für eine Gesundheitsfördernde Hochschule definieren den Ansatz, der sich neben der 

Identifikation und der Reduktion von Risiken durch eine Ressourcenorientierung (Salutoge-

nese) auszeichnet. Sie werden im Folgenden zusammengefasst vorgestellt.  

2.3.1. HEALTH IN ALL POLICIES 

Um das Setting Hochschule gesundheitsfördernd zu gestalten, wird die Strategie verfolgt, Ge-

sundheit als Kriterium in die Entscheidungen, Politiken und Prozesse der Hochschule zu in-

tegrieren. Gesundheit wird als Querschnittsthema der Organisation Hochschule konzipiert. 

Gesundheit soll in allen Prozessen und Entscheidungen der Bereiche Verwaltung, Lehre, For-

schung und Wissensmanagement integriert werden. Ergänzt wird dies durch die Entwicklung 

gesundheitsfördernder (Infra-)Strukturen und Aktivitäten. Dies impliziert, dass für die jeweili-

gen Handlungsfelder gesundheitsbezogene Kriterien zugrunde gelegt werden, etwa für die 

gesundheitsfördernde (oder menschengerechte) Gestaltung von Arbeit, die u. a. durch Ver-

meidung von Über- bzw. Unterforderung gekennzeichnet ist oder durch die ergonomische und 

die Lebensqualität steigernde Gestaltung des Campus etc. 

Hochschulen sind gesundheitsrelevante Arbeits-, Lern- und Forschungsumgebungen für Be-

schäftigte, Wissenschaftler*innen und Studierende. Zugleich reicht ihr Einfluss weit in die Ge-

sellschaft hinein. Sie beeinflussen das gesellschaftliche Entwicklungspotenzial u. a. durch die 

Qualifizierung von Expert*innen und zukünftigen Entscheidungsträger*innen. Sie könnten da-

mit einen erheblichen Beitrag zur Entwicklung einer Ethik der Beteiligung und Befähigung leis-

ten, die gesundheitsfördernde Organisationsstrukturen und Arbeits-, Lern- und Lehrbedingun-

gen (Faller 2017b, 391) über die Hochschule hinaus fördern. 

 

 

                                                 
3 Im weiteren Verlauf der Expertise werden Grundlagen des betrieblichen Gesundheitsmanagements 
sowie der betrieblichen Gesundheitsförderung herangezogen. Im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes 
sind Hochschulen ebenfalls Betriebe. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird mit Betrieb jedoch eine 
privatwirtschaftliche Unternehmung assoziiert. Im Folgenden werden Hochschulen als Organisationen 
bezeichnet, um den Unterschied zu privatwirtschaftlichen Unternehmen zu kennzeichnen. Gleichzeitig 
wird davon ausgegangen, dass grundlegende Erkenntnisse aus der Organisationsforschung sowie der 
Arbeitsforschung auch für Hochschulen gelten. 
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Besonderheiten Hochschule 

▸ Mehrfache Zielorientierung 

▸ Bildung & Forschung – Arbeits-, Lebens- und Lernraum mit unterschiedlichen Status-

gruppen, die unterschiedlichen Institutionslogiken unterliegen  

▸ Prägt die Entwicklung und Orientierung von Expert*innen und Führungskräften, starker 

Einfluss auf die Verbreitung von Ideen und Verfahren 

▸ Gesellschaftliche und regionale Verantwortung 

▸ Nachhaltigkeit  

Zudem vernetzt sich die Gesundheitsfördernde Hochschule mit der Region und leistet insbe-

sondere durch Lehre und Forschung einen Beitrag zur gesundheitsförderlichen Entwicklung 

der Region und Gesellschaft.4 

2.3.2. SYSTEMISCHER ANSATZ 

Nach Dooris et al. (2019) erfordert ein holistischer Ansatz ein Verständnis bei den Akteur*in-

nen, dass Gesundheit direkt und indirekt durch die Hochschule beeinflusst wird. Dies beinhal-

tet, die Hochschule als Ort zu verstehen, an dem Menschen arbeiten und studieren, der selbst 

eingebettet ist in eine Gemeinde/Kommune und der sich damit befasst, welche Wirkung die 

Hochschule auf ihre Umwelt hat (Nachhaltigkeit). Diese Aspekte sind miteinander verwoben 

und komplex. Sie lassen sich nicht alle gleichzeitig bearbeiten und die Wirkung von Interven-

tionen ist nicht voraussehbar, da die einzelnen Elemente wechselseitig aufeinander wirken. 

Die Umsetzung erfordert, die Bereitschaft, Gesundheit und Wohlbefinden in die Kultur und 

Haltung, Strukturen, Prozesse und Routinen der Hochschule zu integrieren. (ebd.) 

„[The] whole university approach is built on a broad understanding and framing 

of health and that it involves three key domains: developing a supportive ethos, 

organizational culture and learning, working and living environments; embedding 

health into the university’s business and joining up all aspects, activities and ar-

eas of work and focusing on the whole population, promoting the health and well-

being of students, staff and the wider community.“ (ebd., 9) 

Dooris (2001) schlägt vor, drei Schlüsselbereiche an der Hochschule zu bearbeiten: 

▸ Werte entwickeln, gesunde, unterstützende und nachhaltige Arbeits-, Lern- und Lebensbe-

dingungen schaffen, 

▸ Gesundheit und Wohlbefinden in Forschung, Lehre und Transfer integrieren, 

                                                 
4 Mit der Überarbeitung der Gütekriterien 2020 sind zudem Nachhaltigkeitskriterien ergänzt und erwei-
tert worden, die auf eine globale und intergenerationale Perspektive abzielen. Auf diese kann im Rah-
men dieser Arbeit nicht näher eingegangen werden. 
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▸ einen Beitrag zu Wohlbefinden, Resilienz und Nachhaltigkeit für die Gemeinschaft leisten. 

Entscheidende (methodische) Werkzeuge für den settingbasierten Ansatz sind Prozesse und 

Techniken aus der Organisationsentwicklung, dem Management und aus systemischen/sys-

temtheoretischen Ansätzen (ebd., 3; Grossmann & Scala 1994). Hierbei geht es darum, die 

Entwicklung des Settings durch die Gestaltung von Entwicklungs- oder Lernprozessen der Or-

ganisation zu unterstützen. Dooris (ebd.) unterteilt diese in Prozesse des Change Manage-

ments, der Entwicklung der hochschulpolitischen Leitlinien und Programme (Policy), der Kom-

petenzentwicklung sowie Qualitätssicherung und Evaluierung.  

Von einer Umsetzung dieses systemischen Ansatzes sind die Hochschulen jedoch noch ein 

gutes Stück entfernt (Dooris et al. 2019). Noch immer stehen eine pathogenetische und defi-

zitorientierte Sicht und die Bereitstellung von Serviceleistungen im Vordergrund, anstelle einer 

umfassenderen Prävention und Gesundheitsförderung5. Psychische Gesundheit wird noch im-

mer weitgehend getrennt von anderen Dimensionen des Wohlbefindens betrachtet.  

„However, it is evident that those championing and seeking to implement Health 

Promoting Universities […] face the ongoing challenge of finding ways to trans-

late the rhetoric of whole university and whole system approaches into meaning-

ful action within large, complex and culturally diverse organizations.“ (ebd., 10) 

Die Herausforderung besteht in der Übersetzung der Rhetorik eines ganzheitlichen Ansatzes 

in bedeutsames Handeln innerhalb großer, komplexer und kulturell diverser Organisationen 

(ebd.). Die Umsetzung eines Setting-Ansatzes – mit oder ohne Gender – erfordert also ver-

schiedene Blickwinkel, Zugangsweisen und die Übersetzung in ein jeweiliges Vorgehensmo-

dell für die einzelnen Handlungsfelder. 

2.3.3. SYSTEMATISCHES VORGEHEN 

Um dies realisieren zu können, ist ein systematisches Vorgehen unter Einhaltung einiger Prin-

zipien erforderlich. Die Umsetzung des Ansatzes erfordert den Aufbau und die Implementie-

rung entsprechender Kompetenzen und Strukturen in der Organisation Hochschule. Dazu 

zählt die Einrichtung einer Steuerungsgruppe, in der die Interessengruppen (Stakeholder, Sta-

tusgruppen) der Hochschule beteiligt sind, ein systematisches und fachlich fundiertes Vorge-

hen, dass sich an der Systematik des Public Health Action Cycle (Rosenbrock & Hartung 

2018), einem PDCA-Zyklus bzw. den Kernprozessen des Gesundheitsmanagements – Diag-

nose, Interventionsplanung, Intervention, Evaluation – (Walter 2010) orientiert.  

Dies erfordert die Formulierung von Zielen, ein entsprechend datenbasiertes Vorgehen (Ge-

sundheitsberichte, Gefährdungsbeurteilungen, aussagekräftige Kennzahlen etc.) und eine 

systematische Reflexion des eigenen Vorgehens (Evaluation) sowie eine transparente Über-

prüfung der Zielerreichung. Zentrale Prinzipien hierbei sind Projektmanagement und Partizi-

pation sowie die Konzeption von Maßnahmen zu strukturellen und verhaltensorientierten As-

pekten (vgl. auch Luxemburger Deklaration ENWHP 1997).  

                                                 
5 Im Sinne der Gestaltung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse. 
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2.3.4. PARTIZIPATION DURCH DIE GESTALTUNG ORGANISATIONALER 

LERNRÄUME 

Eine gesundheitsfördernde Entwicklung der Organisation oder ihrer Teilbereiche benötigt in 

der Regel einen hierarchie- und arbeitsbereichsübergreifenden Dialog, in dem die verschiede-

nen Interessen und Perspektiven einfließen können und der entsprechend zu gestalten ist 

(Bindl et al. 2018). Partizipation bezieht die Mitarbeiter*innen und Student*innen in alle Phasen 

des Gesundheitsmanagements bzw. von Projekten mit ein. Dazu zählen die Problembestim-

mung, Planung, Durchführung und Auswertung (Wright 2018, 706). Für eine Gesundheitsför-

dernde Hochschule bzw. ein entsprechendes HGM ist eine Projektorganisation bzw. Struktur 

aufzubauen, die Partizipation im Sinne der Mitbestimmung, teilweisen Entscheidungskompe-

tenz und Entscheidungsmacht fördert. Grossmann und Scala (1994) sehen in der Einrichtung 

z. B. einer Projektorganisation ein entsprechendes Lernsystem bzw. einen Lernraum, in dem 

das Neue entwickelt und erprobt werden kann. Paradigmatisch haben Grossmann und Scala 

dies in ihrem Werk „Gesundheit durch Projekte fördern“ herausgearbeitet. Die Projektorgani-

sation mit Steuerungs-, Lenkungs- und (oder) Koordinierungsgruppen sowie Gesundheitszir-

keln, Arbeitsgruppen oder Großgruppenformaten bilden zeitlich begrenzte Lernräume, in de-

nen die Betroffenen in einen systematischen Lern- und Entwicklungsprozess eingebunden 

werden. Die Beteiligung der jeweiligen Personen/Akteure erfolgt dabei grob nach dem Krite-

rium der Betroffenheit und der erforderlichen Expertise6. Ziel ist es, die Prozesse, Strukturen 

und Interaktionen der Hochschule selbst gesundheitsfördernd zu gestalten. Dies setzt voraus, 

dass diese hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Wirkung untersucht werden und Wege zu ihrer 

Veränderung gefunden werden.  

Aus dem Expertenwissen (Forschung) der unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen 

ist bekannt, welche Konstellationen an Belastungen und Ressourcen mit gesundheitlichen Ri-

siken verbunden sind (unter Gendergesichtspunkten besteht Nachholbedarf). So ist beispiels-

weise bekannt, dass permanenter Zeitdruck oder chronisches Stresserleben ein Gesundheits-

risiko darstellen. Ob entsprechender Zeitdruck in einzelnen Arbeitsbereichen der Hochschule 

vorliegt, lässt sich z. B. über Gefährdungsbeurteilungen bzw. Befragungen ermitteln. Wie die 

Belastungs- und Ressourcenkonstellationen zustande kommen, lässt sich jedoch nur durch 

eine Analyse der jeweiligen Bedingungen vor Ort ermitteln. Wie vorgefundene Belastungen 

optimiert werden können, erfordert einen Problemlösungs- und Aushandlungsprozess mit den 

Betroffenen. Die von Arbeitsgruppen entwickelten Lösungen können jedoch nur nachhaltig 

wirken, wenn sie selbst wieder Eingang in die Regeln, Strukturen und Prozesse und alltägli-

chen Routinen der Organisation finden. Hierfür müssen sie sich im jeweiligen Kontext als nütz-

lich erweisen (Berger & Luckmann 1996).  

Die Strukturen, Regeln und Prozesse werden in Organisationen maßgeblich durch das Ma-

nagement – in Hochschulen sind das u. a. die Hochschulleitungen – vorgegeben und durch 

                                                 

6 Hier gilt der Grundsatz der Partizipation, dass die Mitarbeitenden/die betroffenen Gruppen Expert*in-
nen ihrer eigenen Lebens-, Lern- und Arbeitssituation sind, mit eigenen Bedürfnissen und Interessen. 
Das Fachwissen der Expert*innen aus Controlling, Arbeitsmedizin, sicherheitstechnischen Aspekten 
etc. kann dazu durchaus im Widerspruch stehen oder die Realitäten und Interessen der Betroffenen 
gänzlich ignorieren.  
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die Routinen in der Organisation reproduziert. Gesundheit (und Gender, darin gleichen sich 

die Prinzipien von Gender Mainstreaming und Gesundheitsförderung) muss demnach als Kri-

terium in die Entscheidungsprozesse der Organisation einfließen und in Regeln, Prozessvor-

schriften etc. seinen Niederschlag finden, Widersprüche zwischen unterschiedlichen Zielen 

und Kriterien müssen dabei ausgeglichen bzw. abgewogen werden (Dooris 2001, 54). Dies 

erfordert die aktive Begleitung und Unterstützung der Gesundheitsförderung durch das Ma-

nagement sowie die Einrichtung zuständiger Stellen7.  

Für einen systematischen Organisationsentwicklungsprozess sind also entsprechende Lern-

räume (Grossmann & Scala 1994; Bindl et al. 2018) zu schaffen und Kernprozesse des HGM 

und SGM (Pieck 2012; Walter 2010, 147; Gusy & Lesener 2019, 35) durchzuführen. Dies er-

fordert einen Willensbildungsprozess bei Akteur*innen auf unterschiedlichen Ebenen sowie 

den Aufbau entsprechender Kompetenzen und Stellen in der Organisation. 

2.3.5. GENDER, INKLUSION, DIVERSITY UND CULTURAL MAINSTREAMING 

Ein weiteres Gütekriterium für Gesundheitsfördernde Hochschulen des bundesweiten Arbeits-

kreises Gesundheitsfördernde Hochschulen (2020) ist Gender, Inklusion, Diversity und Cultu-

ral Mainstreaming. In den Erläuterungen wird auf geschlechts- und kulturspezifische Unter-

schiede und damit verbundene unterschiedliche gesundheitliche Bedürfnisse der jeweiligen 

Zielgruppe Bezug genommen. Die Formulierung „Mainstreaming“ verweist auf Gender 

Mainstreaming als eine spezifische Gleichstellungsstrategie, die jedoch nicht weiter ausge-

führt wird. Stattdessen rekurrieren die Erläuterungen auf Diversity Management.  

Gender und Diversity werden in den Ausführungen zu den Kriterien nur exemplarisch in der 

Personalentwicklung verortet und dort als Entwicklung von Gender- und kultureller Kompetenz 

skizziert. Eine weitreichendere Ausformulierung der Anforderungen an Gender Mainstreaming 

für Gesundheitsfördernde Hochschulen liegt bisher nicht vor. Eine erste Verknüpfung des Kon-

zepts gesundheitsfördernder Hochschulen mit Gender Mainstreaming hat Ute Sonntag (2009) 

vorgenommen. Die Anknüpfungspunkte liegen vor allem in der Konzeption von Gesundheit 

und Gender (als Gleichstellungsaufgabe) als Querschnittsthemen und in der Integration von 

Gesundheit und Gender als Kriterien in Entscheidungen und Prozessen sowie im Settingan-

satz selbst, der die Bedingungen von Gesundheit in den Blick nimmt. 

 

                                                 
7 Grossmann und Scala sprechen sich dafür aus, dass Gesundheitsmanagement durch eine definierte 
Position/Stelle in der Organisation verankert werden muss, die wiederum die Aufgabe hat, systema-
tisch Projekte und Prozesse als Lernräume zu generieren. Auch dieses Vorgehen allein ist kein Ga-
rant für die Entwicklung einer gesundheitsfördernden Organisation. Ansätze aus dem Neoinstitutiona-
lismus haben darauf hingewiesen, dass Organisationen immer mit widersprüchlichen Anforderungen 
zu tun haben, die notgedrungen zu einem Auseinanderfallen von Handeln, Endscheiden und Reden 
(Talk) führen. Es kommt zum Phänomen der Entkopplung. Gesundheitsmanager*innen werden zwar 
eingestellt, sollen aber bitte die Finger von Prozessen der Organisation lassen (vgl. Pieck 2014; Wal-
genbach & Meyer 2008). 
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3. Grundlagen aus der Gleichstellungsarbeit und 

Geschlechterforschung 

In diesem Kapitel wird die Gleichstellungsstrategie Gender Mainstreaming genauer dargelegt. 

Außerdem werden Diskriminierungs- und Belästigungsformen erläutert. Den Abschluss des 

Kapitels bildet eine theoretische Darstellung der wichtigsten Begriffe und Zusammenhänge 

aus der Geschlechterforschung. 

3.1. GENDER MAINSTREAMING 

Das Präventionsgesetz fordert dazu auf, gesundheitliche Chancenungleichheit abzubauen 

und bezieht sich auf geschlechtsspezifische wie sozial bedingte Ungleichheit in Bezug auf 

Gesundheit. Die Anforderung, Gender in die Gesundheitsförderung oder andere Strategien zu 

integrieren, geht auf die Strategie des Gender Mainstreaming zurück, auf die in den Gütekri-

terien gesundheitsfördernder Hochschulen verwiesen wird. Bei Gender Mainstreaming handelt 

es sich um eine Gleichstellungs- bzw. Antidiskriminierungsstrategie.  

"Gender Mainstreaming besteht in der Reorganisation, Verbesserung, Entwick-

lung und Evaluation von Entscheidungsprozessen in allen Politikbereichen und 

Arbeitsbereichen einer Organisation. Das Ziel von Gender Mainstreaming ist es, 

in alle Entscheidungsprozesse die Perspektive des Geschlechterverhältnisses 

einzubeziehen und alle Entscheidungsprozesse für die Gleichstellung der Ge-

schlechter nutzbar zu machen." (Stiegler 2000, 8) 

Der Grundgedanke des Konzeptes liegt darin, (politische) Entscheidungen im Vorfeld auf ihre 

potenzielle Auswirkung auf die Gleichstellung der Geschlechter hin zu reflektieren, anstatt erst 

die Folgen von Entscheidungen im Nachgang zu bearbeiten. Damit lässt sich Gender 

Mainstreaming analog zur Technikfolgenabschätzung auch als „Gleichstellungsverträglich-

keitsprüfung“ (Cordes 2008, 920) verstehen. In der oben zitierten Definition von Stiegler kommt 

zum Ausdruck, dass das Ziel von Gender Mainstreaming die Gleichstellung der Geschlechter 

ist. Gemessen an diesem Ziel ist zu prüfen, welche Mechanismen zu einer Ungleichstel-

lung/Diskriminierung führen bzw. abzuschätzen, wie sich Entscheidungen und daran anknüp-

fende Regelungen (Gesetze), Programme und Maßnahmen auf die Gleichstellung auswirken. 

Im Unterschied zu der zunächst fehlerhaften deutschen Übersetzung des Sachverständigen-

berichts des Europarates (Krell et al. 2011b, 88) wählt Stiegler in ihrer Definition nicht die For-

mulierung „geschlechtsspezifische Sichtweise“, sondern „die Perspektive des Geschlechter-

verhältnisses einzubeziehen“. Damit wird die Definition den Erkenntnissen der Frauen- und 

Geschlechter(verhältnis)forschung gerecht, die Geschlecht als gesellschaftliches Konstrukti-

ons- und Strukturierungsprinzip herausgearbeitet hat (im Überblick: Becker-Schmidt & Knapp 

2000). Die Analyse der Vermittlungsmechanismen ist Aufgabe der im ersten Teil der Definition 

beschriebenen Mittel, mit denen Gleichstellung verfolgt werden soll: die Reorganisation, Ver-

besserung, Entwicklung und Evaluation von Entscheidungsprozessen – in allen Politik- und 

Arbeitsbereichen einer Organisation. „Gender zu integrieren“ ist an das Ziel gebunden, die 

Gleichstellung der Geschlechter zu fördern. Dies impliziert, dass es bei Gender und… oder 
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geschlechtersensibler Gestaltung von… darum geht, Diskriminierung zu vermeiden. Bei Dis-

kriminierung handelt es sich um einen genuin sozialen Prozess, der an willkürlichen Unter-

scheidungen ansetzen kann. Gender und Gesundheitsfördernde Hochschule verbinden zu 

wollen, beinhaltet eine Befassung mit den Mechanismen, die zu einer Diskriminierung führen.  

3.2. FORMEN DER DISKRIMINIERUNG 

Wichtiger Bezugspunkt für Gender Mainstreaming und andere Strategien der Gleichstellung 

ist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Dieses spricht explizit ein Diskriminie-

rungsverbot und ein Gleichstellungsgebot aus. Es untersagt die Benachteiligung von Men-

schen aufgrund bestimmter Merkmale. Diese sind im § 1 des AGG benannt:  

▸ Rasse/ethnische Herkunft  

▸ Geschlecht  

▸ Religion oder Weltanschauung  

▸ Behinderung  

▸ Alter  

▸ sexuelle Identität 

Das Gesetz verlangt, eine Benachteiligung zu verhindern oder zu beseitigen. Es untersagt 

sowohl die unmittelbare als auch die mittelbare Benachteiligung.  

3.2.1. UNMITTELBARE DISKRIMINIERUNG 

Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, „wenn eine Person wegen eines in § 1 genannten 

Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer vergleich-

baren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.“ (§ 3 (1) AGG) 

Formen der unmittelbaren Diskriminierung setzen direkt am Geschlecht an, etwa wenn Frauen 

nicht wählen dürfen, ihnen bestimmte Berufe vorenthalten bleiben oder ihnen das Studium 

verwehrt wird. 

3.2.2. MITTELBARE DISKRIMINIERUNG 

Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, „wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 

Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen 

Personen in besonderer Weise benachteiligen können“ (§ 3 (2) AGG), es sei denn, die betref-

fenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel gerechtfertigt 

– und die Mittel zur Erreichung des Ziels sind angemessen und erforderlich.  

Bei der mittelbaren Diskriminierung geht es also um die Wirkung der Regeln und Verfahren. 

Mittelbare Diskriminierung liegt dann vor, wenn gesellschaftlich wertvolle Güter auf der Grund-

lage von Regeln und Verfahren auf systematische und regelmäßige Weise zwischen den ge-

nannten Gruppen ungleich verteilt sind und diese Verteilung nicht durch rechtmäßige Ziele 

gerechtfertigt ist. Ein möglicher Maßstab für Diskriminierung ist also die soziale Ungleichheit. 
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Wertvolle Güter sind z. B. Einkommen, Bildung, Wohnraum, politische, soziale und kulturelle 

Teilhabe oder Gesundheit.  

Durch welche Regeln, Verfahren, oder allgemeiner: Mechanismen, entsteht soziale Ungleich-

heit? Ein Kriterium für die Integration von Gender in den Ansatz der gesundheitsfördernden 

Hochschule ist demnach, ob soziale Ungleichheit und die sie verursachende Diskriminierung 

zum Thema gemacht werden. Grundlage einer Gender reflektierenden gesundheitsfördernden 

Hochschule ist demnach die Berücksichtigung der Bedingungen und Mechanismen, die zu 

einer Benachteiligung im Hinblick auf Gesundheit führen können. Im Rahmen von Projekten 

oder Maßnahmen sollte ersichtlich sein, wie Organisationen überprüfen, ob Benachteiligungen 

bestehen und was sie zum Abbau der Benachteiligungen beitragen (können).  

3.2.3. BELÄSTIGUNG UND SEXUELLE BELÄSTIGUNG 

Zudem definiert das Gesetz Belästigung als weitere unzulässige Benachteiligung:  

„Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltenswei-

sen, die mit einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwe-

cken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein 

von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 

Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.“ (§ 3 (3) AGG)  

Eine sexuelle Belästigung liegt vor,  

„wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch uner-

wünschte sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell be-

stimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie uner-

wünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornografischen Darstellungen 

gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person ver-

letzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-

niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld 

geschaffen wird.“ (§ 3 (4) AGG)  

Sexuelle Belästigung oder herabwürdigendes Verhalten haben gesundheitlich negative Aus-

wirkungen für die Betroffenen (Nielsen & Einarsen 2012) und führen zudem zu Benachteili-

gungen in anderen Dimensionen. Die Bekämpfung von Belästigungen sollte ein Handlungsfeld 

der gesundheitsfördernden Hochschule sein.  

Um Formen der Belästigung entgegenzuwirken, sollte das hochschulische Gesundheitsma-

nagement darauf abzielen, Belästigungen zu unterbinden. Regeln und Verhaltensweisen, die 

Personen wegen ihres Geschlechts, Alters, sexueller Orientierung, Herkunft etc. benachteili-

gen, sollten identifiziert und abgebaut werden. 
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4. Essenzen der Geschlechterforschung 

Um Gender in die Gesundheitsfördernde Hochschule integrieren zu können, ist ein Blick in die 

kritische Geschlechterforschung unerlässlich. Im Sinne des Gender Mainstreaming dienen Be-

griffe wie Gender, Geschlecht oder Geschlechterverhältnis als analytische Kategorien, um vor-

handene Ungleichheiten und ungleiche Verteilungen von Verwirklichungschancen und -risiken 

zu analysieren und zu definieren (BMFSFJ 2017, 77). Als Ursachen für ungleiche Verwirkli-

chungschancen werden Diskriminierungen, strukturelle Benachteiligungen, Gewalt und gesell-

schaftliche Stereotype genannt (ebd., 79).  

4.1. GESCHLECHT ALS SOZIALE KONSTRUKTION 

Gender ist heute ein geläufiger Begriff in Organisationen, der sich im Zuge des Gender 

Mainstreaming verbreitet hat. Er geht auf eine Unterscheidung zwischen gender als sozialem 

Geschlecht und sex als biologischem Geschlecht zurück. Mit Gender soll betont werden, dass 

das, was Frauen und Männer sind, können, wollen und sollen, sozial geprägt ist (Knapp 2011). 

Historische und kulturelle Vergleiche haben gezeigt, dass Geschlecht je nach historischem 

Zeitpunkt und Kultur anders verstanden wird und jeweils völlig andere Dinge als typisch oder 

angemessen für Frauen und Männer gelten. Selbst die Unterscheidung in ausschließlich zwei 

Geschlechter als unveränderliche Naturtatsache wird nicht von allen Kulturen geteilt (Wetterer 

2008, 127). Was wir unter Geschlecht verstehen, welche Ausprägungen von Geschlecht als 

normal oder natürlich gelten, ist Ergebnis eines sozialen Konstruktionsprozesses. Geschlecht 

ist damit keine objektive Naturtatsache, die es zu untersuchen gilt, sondern die sozialen Kon-

struktions- und Reproduktionsprozesse geraten in den Blickpunkt der Forschung. Die in einer 

Gesellschaft als selbstverständlich und natürlich geltenden Annahmen über Geschlecht wer-

den zum Gegenstand der Forschung und hinterfragt.  

In der an den symbolischen Interaktionismus (Goffman 1994; Gildemeister 2010) angelehnten 

Geschlechterforschung gerät die Zweigeschlechtlichkeit selbst als eine der grundlegenden so-

zialen Konstruktionen in den Blick. Mit „doing gender“ wird die Erkenntnis umschrieben, dass 

Geschlecht in der Interaktion zwischen Individuen und Gruppen hergestellt wird (Hirschauer 

1994). Die „Zweigeschlechtlichkeit [ist] ein Darstellungs- und Klassifikationsmerkmal […], ein 

Merkmal der Sozialorganisation und nicht von Personen“ (ebd., 671). Geschlecht ist in diesem 

theoretischen Zugang keine natürliche oder biologische Eigenschaft von Personen, mit der 

eine Reihe von Verhaltensweisen und eindeutigen körperlichen Merkmalen einhergehen und 

anhand derer Frauen und Männer eindeutig von Natur aus zu erkennen wären. Das eigene 

Geschlecht muss dargestellt und in der Interaktion durch die Interaktionsteilnehmer*innen zu-

geschrieben (er- und anerkannt) werden. Das Wissen, wie Geschlecht dargestellt und erkannt 

wird ist ein praktisches, körperliches Wissen, das wie von selbst zur Anwendung kommt (mit 

tiefer oder heller Stimme sprechen, auf Highheels laufen können, sich männlich oder weiblich 

bewegen, Begrüßungsrituale beherrschen, sich als Mann oder Frau kleiden und (nicht) 

schminken). Stabilisiert wird die Darstellung und Anerkennung durch ihre Einbettung in insti-

tutionelle Arrangements, die die jeweiligen Annahmen und geschlechtsadäquaten Verhaltens-

weisen bestätigen. Goffman spricht hier von institutioneller Reflexivität. Die Annahme, dass es 

sich hierbei um naturbedingte Verhaltensweisen handelt, gehört zum geschlechtsbezogenen 
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Alltagswissen, welches scheinbar immer wieder durch Formen institutioneller Reflexivität be-

stätigt wird.  

Geschlecht ist demnach eine Unterscheidungskategorie, mit der Menschen als Frauen und 

Männer, Transsexuelle, Diverse etc. unterschieden werden. An die jeweiligen Unterscheidun-

gen knüpfen sich Vorstellungen, Bewertungen, Rollenerwartungen, Zuschreibungen von Ei-

genschaften etc. In diesem Sinne ist Geschlecht eine soziale Konstruktion, die eng verbunden 

ist mit unserer eigenen Identität.  

In der Vergangenheit hat es zahlreiche Versuche gegeben, soziale Unterschiede zwischen 

Menschen an bestimmten Merkmalen festzumachen. So versuchte man nachzuweisen, dass 

Frauen hysterisch werden, wenn sie sich intellektuell betätigen, oder dass die Intelligenz von 

Menschen von ihrer Hautfarbe abhänge. Diese Erklärungsversuche sind als biologistisch, es-

senzialistisch bzw. rassistisch kritisiert worden (Klinger 2003). Sie versuchen, soziale Verhält-

nisse wie Armut und Reichtum mit biologischen, genetischen oder natürlichen Eigenschaften 

der Mitglieder einer Gruppe zu erklären und so zu naturalisieren8. Geschlecht als soziale Kon-

struktion zu begreifen, richtet den Blick also auf unsere eigenen Wahrnehmungs- und Bewer-

tungsmuster. Aus der Personalforschung sind zahlreiche Mechanismen der Verzerrung in der 

Wahrnehmung und Beurteilung von Menschen bekannt (Fried, Wetzel & Baitsch, 2000; 2001; 

Krell, Ortlieb & Sieben 2011). Die Betonung von Unterschieden z. B. zwischen Frauen und 

Männern dient letztlich der Aufrechterhaltung bestehender Statusunterschiede (Fiske et al. 

2002).  

Das grundlegende Problem (der sozialen Ungleichheit der Geschlechter und anderer Grup-

pen) liegt nicht in den Eigenschaften und besonderen Kompetenzen der jeweiligen Personen, 

sondern in den sozialen Verhältnissen, die die einzelnen Gruppen zueinander in Relation set-

zen. Zu diesen zählen auch die Denkverhältnisse, unsere Wahrnehmungs- und Deutungsmus-

ter sowie Regeln und Normen, nach denen wir handeln und die für uns selbstverständlich sind. 

Ohne diese würde keine Gesellschaft funktionieren. Problematisch daran ist, dass sich dar-

über auch Hierarchie- und Machtverhältnisse reproduzieren. In den Vorstellungen darüber, 

was als normal und selbstverständlich gilt, spiegeln sich bestehende Machtverhältnisse wider. 

Dabei bleibt häufig verborgen, welche Vor- und Nachteile mit diesen Vorstellungen für die je-

weiligen Gruppen verbunden sind – gerade weil es sich um Selbstverständlichkeiten handelt. 

Welche Bedeutung Normalitätsvorstellungen für die Gleichstellung und Gesundheit von 

Frauen und Männern an Hochschulen haben, wird in den Abschnitten zu den jeweiligen Sta-

tusgruppen ausgelotet. 

4.2. GESCHLECHT ALS STRUKTURKATEGORIE UND PROZESSKATEGORIE 

Während doing gender also auf der Ebene der Interaktionen der Produktion und Reproduktion 

von Geschlecht nachgeht und konstruktivistische bzw. dekonstruktivistische Ansätze und As-

pekte der sozialen Konstruktion von Geschlecht (Gender) erhellen, konzipiert ein weiterer For-

schungsstrang Geschlecht als eine gesellschaftliche Strukturkategorie. Geschlecht ist hier-

                                                 
8 Naturalisierung bringt zum Ausdruck, dass hier eine falsche Ursachenzuschreibung vorliegt.  



ESSENZEN DER GESCHLECHTERFORSCHUNG 

 

19 

 

nach ein gesellschaftliches Strukturierungsprinzip, beispielsweise, indem darüber die Arbeits-

teilung in der Gesellschaft organisiert wird oder unterschiedliche Rechte an die Zugehörigkeit 

zu einer Genusgruppe geknüpft werden.  

Ein zentraler Mechanismus, über den sich die soziale Ungleichheit der Geschlechter reprodu-

ziert, ist die geschlechtstypisierende Arbeitsteilung (Gildemeister & Wetterer 1995). Obwohl 

die rechtliche Gleichstellung von Frauen und Männern in Deutschland weit vorangeschritten 

ist und sich Einstellungen und Haltungen in den vergangenen Jahrzehnten gewandelt haben, 

besteht eine Arbeitsteilung in Beruf und Familie zwischen den Geschlechtern fort, ebenso wie 

die unterschiedliche Bewertung der typischerweise von Frauen und Männern verübten Tätig-

keiten. Es gibt nach wie vor Berufe, Arbeits- und Tätigkeitsbereiche, die stark geschlechter-

segregiert sind. Der Arbeitsmarkt zeichnet sich in weiten Teilen immer noch durch eine hori-

zontale und vertikale Segregation nach Geschlecht aus. Dies ist mit zahlreichen Zugangs- und 

Aufstiegsbarrieren für Frauen verbunden (BMFSFJ 2017). Frauen sind in Führungspositionen 

noch immer unterrepräsentiert und Formen der Herabsetzung von Frauen in Form von Ge-

ringschätzung, Belästigung und (sexualisierter) Gewalt sind noch nicht überwunden (BMFSFJ 

2014).  

Die Teilhabechancen für Frauen im Berufsleben sind nach wie vor eingeschränkt. Wenngleich 

die Übernahme der Sorgearbeit auch auf einem Aushandlungsprozess in der Familie, mit recht 

ungleichen Ausgangsbedingungen, beruht und die klassischen Zuständigkeiten in der Sorge-

arbeit zum Teil aufweichen, übernehmen Frauen nach wie vor überwiegend die Sorgearbeit in 

der Familie. Bestehende Rollenerwartungen an Frauen und Männer erschweren zudem einen 

Rollentausch bzw. eine Aufweichung bestehender Muster. Für Männer ist es nach wie vor 

nicht in gleicher Weise legitim, z. B. wegen familiärer Verpflichtungen Teilzeit zu arbeiten. 

Männer wie Frauen, die Sorgearbeit verrichten, geraten in ein Feld widersprüchlicher Anfor-

derungen zwischen Erwerbs- und Familienarbeit, die mit gesundheitlichen Risiken verbunden 

sind.  

Organisationen sind zentrale Orte, an denen die geschlechtliche Arbeitsteilung (re-)produziert 

wird. Eine der grundlegenden Arbeiten zum Beitrag von Organisationen zur Reproduktion so-

zialer Ungleichheit stammt von Joan Acker (1990). Joan Acker hat mit ihrem Ansatz der „gen-

dered organziations“ herausgearbeitet, dass Organisationen nicht geschlechtsneutral sind. Sie 

leisten selbst einen Beitrag zur Reproduktion eines Frauen benachteiligenden Geschlechter-

verhältnisses, weil in ihnen Einkommen, Aufgaben und Positionen zwischen Frauen und Män-

nern systematisch ungleich verteilt werden (ebd. 1990; Wilz 2008).  

„Although sex typing of occupations, horizontal sex segregation, and gender dif-

ferentiated wage setting have most often been studied as aggregate phenomena 

at regional or national levels, organizations are the actual locations within which 

these patterns are created and re-created. Consequently, to understand the repro-

duction of these sorts of inequalities, it is necessary to look at organizations and 

their internal processes.“ (Acker 2006, 179)  

Dies geschieht vor allem über Gendering-Prozesse in den Organisationen, die Geschlechter-

differenzierungen und -hierarchisierungen herstellen und reproduzieren.  
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In die Gestaltung von Prozessen und Strukturen innerhalb von Organisationen fließen Annah-

men mit ein, die sich auf die oben beschriebene geschlechtliche Arbeitsteilung und Trennung 

von Produktions- und Reproduktionsarbeit beziehen. Diese Annahmen sind geschlechtsspe-

zifisch markiert, das heißt die Akteur*innen wissen, dass nach wie vor Frauen die Hauptlast 

der Haus- und Familienarbeit leisten. Sie treffen ihre Entscheidungen, wer welche Aufgaben 

übernimmt, welche Aufgaben für wen angemessen sind oder welche Erwartungen sie an wen 

stellen, entlang geschlechtlich konnotierter Annahmen. Diese Annahmen, so Acker, fließen in 

die Strukturen, Regeln und Prozesse der Organisation mit ein, sie sind in Organisationen »in-

korporiert« und in der vergeschlechtlichten »Substruktur« von Organisationen verankert. Sie 

leisten damit einen erheblichen Beitrag zur Persistenz des Geschlechterverhältnisses. Acker 

spricht von gendering9, welches in fünf interagierenden Prozessen stattfindet (Acker 1990, 

167):  

1. Der erste Prozess ist die Konstruktion von Trennungen entlang der Geschlechter. Dieser 

bezieht sich auf Herstellung der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern, auf erlaub-

tes/unangemessenes geschlechtsbezogenes Verhalten, räumliche Trennung der Ge-

schlechter, die Verteilung von Macht etc.  

2. Der zweite Prozess besteht in der Konstruktion von Symbolen und Bildern, die diese Tren-

nungen erklären, rechtfertigen, ausdrücken, bekräftigen und sie manchmal auch ablehnen. 

So führt Kanter (1977) das Beispiel des Managers als Inbegriff erfolgreicher, kraftvoller 

Maskulinität an und Cockburn die Verbindung der technischen Kompetenzen mit Männ-

lichkeit. Bei letzterem wirkt die Möglichkeit, dass Frauen solche Fähigkeiten innehaben 

könnten, als Bedrohung der Männlichkeit der Techniker (Cockburn 1988).  

3. Der dritte Prozess wird beschrieben als Interaktion zwischen Frauen und Männern, Män-

nern und Männern und Frauen und Frauen mit all den dazugehörigen Mustern der Über- 

und Unterordnung. Dazu zählt Acker unter anderem Diskussionskulturen, in denen Frauen 

häufiger unterbrochen werden und Themen durch Männer dominiert werden.  

4. Der vierte Prozess bezieht sich auf den Anteil der beschriebenen Prozesse an der Heraus-

bildung vergeschlechtlichter Komponenten der individuellen Identität. Dazu zählt, dass sich 

Individuen mehr oder weniger bewusst entsprechend den Normen der Organisation als 

Frauen oder Männer kleiden, sprechen, Aufgaben wahrnehmen und sich selbst als ge-

schlechtliche Mitglieder der Organisation präsentieren.  

5. Der fünfte Prozess bezieht sich auf die Organisationslogik. Geschlecht ist Acker zufolge in 

die fundamentalen Prozesse der Organisation eingebettet, die soziale Strukturen konzep-

tualisieren und herstellen. Die Organisationslogik zeigt sich in den Regeln der Organisa-

tion, in Arbeitsverträgen, Leitlinien oder anderen zur Steuerung von Organisation notwen-

digen Instrumenten. Insbesondere in Systemen der Arbeitsbewertung werden Vorstellun-

gen über die angemessene Positionierung von Frauen in Relation zu Männern und über 

die Wertigkeit der von ihnen verrichteten Tätigkeit festgeschrieben und reproduziert. Sie 

erscheinen dabei als geschlechtsneutrale Verfahren. 

                                                 
9 Im Sprachgebrauch betrieblicher Akteur*innen wird ebenfalls von „gendern“ gesprochen, vermutlich 
in Unkenntnis von Ackers Analyse und der Erkenntnis, dass gerade das Vergeschlechtlichen Teil des 
Problems ist.  
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Insbesondere im fünften Prozess lässt sich die „gendered substructure“ in Organisationen aus-

machen. Den scheinbar neutralen Regelungen der Organisationen liegt eine Orientierung zu-

grunde, die sich an der geschlechtstypischen Arbeitsteilung orientiert, die Männer von Haus- 

und Familienarbeit weitgehend befreit und so Leistungskriterien zugrunde legt, die auf der 

Grundlage der bestehenden geschlechtlichen Arbeitsteilung üblicherweise von Männern bes-

ser erfüllt werden können. Die Orientierung am Leitbild der männlichen »Normalarbeitskraft« 

stellt eines der grundlegenden Hindernisse für die Gleichstellung der Geschlechter dar. Denn 

dem Verständnis der Normalarbeitskraft liegt ein Gender Bias zugrunde: Es wird unterstellt, 

dass die Normalarbeitskraft keinen zeitlichen familiären Verpflichtungen unterliegt. Die beste-

hende gesellschaftliche Organisation von Arbeit setzt voraus, dass die gesellschaftlich not-

wendige Arbeit in der Familie von Frauen unentgeltlich erbracht wird und Männer somit den 

Organisationen voll und ganz zur Verfügung stehen. Vorstellungen darüber wie gearbeitet 

wird, was als Leistung gilt etc. sind mit Bildern von Männlichkeit verknüpft. Daraus resultieren 

auf der betrieblichen (bzw. hochschulischen) Ebene Gleichstellungsbarrieren für Frauen.  

Heintz et al. benennen in diesem Zusammenhang identitätsstiftende ordnungsgenerierende 

Prinzipien der Grenzziehungen (boundary work) und die Unvereinbarkeit von Beruf und Fami-

lie (Heintz et al. 1997). Die Unvereinbarkeit von Beruf und Familie führen die Autor*innen ins-

besondere darauf zurück, dass Arbeitszeitregelungen für Frauen mit Kindern ungünstig ge-

staltet sind und Weiterbildungsanforderungen für Frauen mit Kindern nicht zu realisieren sind 

(ebd.). Gleichstellungsbarrieren auf der strukturellen Ebene des Betriebes oder der Hoch-

schule, z. B. Arbeitszeitregelungen, benachteiligen vor allem Frauen, die tatsächlich Familien-

arbeit leisten. 

Von Geschlechterdifferenzierungen auf der symbolischen Ebene sind alle Frauen betroffen. 

Erwartungen an Männer, karriereorientiert und befreit von Hausarbeit zu sein, und an Frauen, 

Kinder haben zu wollen und diese auch zu betreuen, vereinheitlicht alle Frauen und Männer, 

unabhängig von ihren tatsächlichen Neigungen und Verpflichtungen. Ebenso stereotypisiert 

und benachteiligt werden Frauen, wenn Tätigkeiten von Männern als männliche Tätigkeiten 

stilisiert werden, für die Frauen sich in dieser Logik schlechter eignen. Dies schlägt sich unab-

hängig von den tatsächlichen individuellen Fähigkeiten in einer Tätigkeitsverteilung zwischen 

den Geschlechtern nieder und in einer unterschiedlichen Bewertung der Tätigkeit, was beides 

für die weitere Karriere, Entlohnung etc. relevant ist. Grenzziehungen gehen häufiger von Män-

nern aus, wenngleich Frauen diese mittragen (ebd.; Hofbauer 2006). Während Grenzziehun-

gen zwischen Frauen und Männern und deren Tätigkeiten für Männer eher eine statussi-

chernde Funktion haben, erzeugen sie für Frauen häufig Double-bind-Situationen. So müssen 

sie beispielsweise als kompetente Informatikerin technisch versiert sein und sich gleichzeitig 

als Frau, der aber bestimmte technische Kompetenzen abgesprochen werden, darstellen.  

Der Ansatz der „gendered organizations“ ermöglicht es, die alltäglichen Routinen und Prakti-

ken in Organisationen in den Blick zu nehmen, durch die eine Geschlechtertrennung und -

hierarchisierung fortgeschrieben werden. Die Analyse solcher Gendering-Prozesse in der all-

täglichen und selbstverständlichen Art und Weise, wie Arbeit organisiert – und bewertet – wird, 

ist für die Entwicklung von Gleichstellungsstrategien und -Maßnahmen relevant. So haben Ar-

beitnehmer*innen in Deutschland zwar einen Anspruch auf Teilzeitarbeit, der es meist Frauen 

ermöglicht, Familie und Beruf zeitlich zu vereinbaren, aber gleichzeitig aufgrund bestehender 
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Praktiken und Erwartungen an Verfügbarkeit und ungeteiltem Engagement zu erheblichen 

Nachteilen in der Karriereentwicklung und in der Ausstattung mit finanziellen Ressourcen führt. 

Maßnahmen zur Förderung von Frauen oder der Gleichstellung der Geschlechter entfalten 

ihre Wirkung nur in Abhängigkeit des jeweiligen (betrieblichen/hochschulischen) Kontexts. 

Folgt man Ackers Ausführungen, bleibt die zugrundeliegende Positionierung der Geschlechter 

erhalten, wenn sich familienfreundliche Maßnahmen implizit an Frauen richten und z. B. nur in 

Positionen zugelassen werden, die nicht karriererelevant sind. Bleibt die Norm einer allzeitigen 

Verfügbarkeit als Gradmesser für Engagement und Leistung bestehen, reproduzieren Teilzeit-

regelungen die Benachteiligung von Frauen in Bezug auf Karrieremöglichkeiten.  

Organisationen, die bestehende Rollenerwartungen und die Arbeitsteilung zwischen den Ge-

schlechtern implizit voraussetzen, leisten somit einen erheblichen Beitrag zu deren Reproduk-

tion (Jürgens & Heiden 2013). Es ist Aufgabe des Betriebes, seine Einflussmöglichkeiten zu 

nutzen, um Gendering-Prozesse abzubauen. Die Maßnahmen sollten es der Familie ermögli-

chen, freier über die Verteilung der Familien- und Sorgearbeit zu entscheiden, die Vereinbar-

keit von Berufs- und Privatleben zu erleichtern und Gleichstellung zu fördern. Ähnliches gilt für 

Hochschulen, die zusätzlich zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Sorgearbeit auch 

eine Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit, Studium und Familie/Sorgearbeit im Blick haben sollten.  

Um Diskriminierungen entgegenzuwirken, muss analysiert werden, welche Folgen die jeweili-

gen Vorstellungen über die Geschlechter für Entscheidungen und Handlungen beispielsweise 

in der Hochschule haben und wie diese sich auf Frauen und Männer in den verschiedenen 

Statusgruppen auswirken (siehe dazu die Ausführungen zu den Statusgruppen: asymmetri-

sche Kultur, Unterbewertung von Tätigkeiten, die überwiegend von Frauen ausgeübt werden, 

Gewährung von Ressourcen). Dieser Blick auf die Auswirkungen von Entscheidungen auf die 

Gleichstellung von Frauen und Männern wird durch die politische Strategie des Gender 

Mainstreamings forciert. Die in diesem Rahmen entwickelten Instrumente sind in der Umset-

zung eines Ansatzes „Gender und Gesundheitsfördernde Hochschule“ zu integrieren.  

Wird der Blick um die Frage erweitert, wie sich Normalitätsvorstellungen auf die Integration 

bzw. Chancengleichheit auswirken, geht es nicht um das Herausarbeiten von Eigenschaften 

der Gruppenmitglieder, sondern darum, welche Unterschiede in der Organisation ins Feld ge-

führt werden, an die sich Aufwertungen, Abwertungen, Entlohnungssysteme, Gewährung von 

und Zugang zu Ressourcen knüpfen (vgl. Abschnitt Statusgruppen).  

Bei der Befassung mit Gender in der Gesundheitsförderung geht es also nicht um eine Fak-

tensammlung von (im Prinzip willkürlichen) Unterschieden zwischen Frauen und Männern, 

sondern um eine Reflexion der unterschiedlichen Rollenerwartungen an Frauen und Männer 

sowie der damit verbundenen Zuweisung unterschiedlicher Aufgaben (Anforderungen) und 

Ressourcen innerhalb der Organisation Hochschule und in der Familie und deren Auswirkun-

gen auf gesundheitliche Chancengleichheit (Pieck 2017, 7). 
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4.3. DISKRIMINIERUNGSMECHANISMEN IM ÜBERBLICK 

Welche Mechanismen tragen also zu einer ungleichen Verteilung von Belastungen und Res-

sourcen bei bzw. führen zu einer sozialen Ungleichheit zwischen den Geschlechtern? Im Fol-

genden ist eine Übersicht der aus der Geschlechterforschung bekannten und gut untersuchten 

Zusammenhänge aufgeführt: 

▸ Die geschlechtstypisierende Arbeitsteilung in Beruf und Familie und widersprüchliche 

Strukturierung der Erwerbs- und Privatsphäre führen zu unterschiedlichen Belastungs- und 

Ressourcenkonstellationen für Frauen und Männer. Dies stellt einen zentralen Ansatzpunkt 

für die Herstellung gesundheitlicher Chancengleichheit dar. Sie wird insbesondere in Orga-

nisationen durch alltägliche Gendering-Prozesse und Routinen reproduziert (Acker 1990; 

Jürgens & Heiden 2013).  

▸ Unterschiedliche Bewertung von Frauen und Männern/weiblich und männlich führen zu un-

terschiedlichen Maßstäben, an denen Frauen und Männer gemessen werden, einem Gen-

der Bias (siehe Kapitel 4.4.) in Instrumenten etc. und einer Unterbewertung von „Frauenar-

beit“, was mit weniger Ressourcen für Frauen verknüpft ist.  

▸ Frauen sind stärker von Belästigung, abwertendem Verhalten und sexualisierter Gewalt 

betroffen – auch an Hochschulen (Kron et al. 2019).  

▸ Hegemoniale Männlichkeit (Wedgwood & Connel 2010; Meuser 2006) führt zu Abwertung 

von und Abgrenzung/Boundary Work (Hofbauer 2006) gegenüber Frauen und Männern, 

die eine andere Männlichkeit verkörpern (insb. gegenüber homosexuellen Männern), zum 

Ausschluss von Frauen, Gewalt gegen Frauen und z. B. schwule Männer, zur Hierarchisie-

rung unter Männern, Dominanzanspruch gegenüber Frauen und Männern sowie zu einer 

Wettbewerbsorientierung bei Männern. Letztere fördert riskantes Verhalten von Männern. 

Fehler, Schwächen und Entwicklungspotenziale werden von Männern eher verdrängt als 

offen thematisiert und bearbeitet (Nielbock & Gümbel 2012, 183). 

▸ Wahrnehmungs-, Deutungs- und Bewertungsmuster, die Geschlechterdifferenzen reprodu-

zieren, tragen zur Naturalisierung der Ergebnisse sozialer Prozesse bei. Dies trägt zu Le-

gitimation des Geschlechterverhältnisses bei. Frauen werden als Andere konstruiert, andro-

zentrische Perspektiven erscheinen als neutral (z. B. „geschlechtsneutraler Arbeitsschutz“ 

statt „geschlechterunsensibler Arbeitsschutz“) und setzen die Norm. Frauen erscheinen aus 

dieser Perspektive heraus als defizitär. 

▸ Insbesondere Phänomene der mittelbaren Diskriminierung sowie allgemeine Wahrneh-

mungs- und Deutungsmuster sind im Alltag selbstverständlich und in der Regel für die Ak-

teur*innen und Betroffene unsichtbar. Dies ist für eine Bearbeitung und für Aushandlungs-

prozesse hinderlich.  

Diese Mechanismen und Zusammenhänge gilt es zu beachten, wenn gesundheitliche Chan-

cengleichheit von Frauen und Männern gefördert werden soll. Neben der Frage, wie sich diese 

Aspekte auf die Gesundheit auswirken und wie hier interveniert werden kann, geht es auch 
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darum, Diskriminierungen in anderen Dimensionen zu vermeiden. So hat der Arbeitsschutz in 

der Vergangenheit versucht, Frauen, deren Gebärfähigkeit und Kinder zu schützen, indem er 

Verbote für Frauen in bestimmten Tätigkeiten aussprach. Dies hatte den Effekt, dass z. B. die 

Gesundheit und Reproduktionsfähigkeit von Männern nicht bedacht wurde sowie den Aus-

schluss von Frauen aus Berufen und Tätigkeitsbereichen. Gleichzeitig trug dies dazu bei, die 

Rollenbilder und die bestehende Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zu reproduzieren. 

Eine zentrale Heuristik für die Förderung von gesundheitlicher Chancengleichheit liegt in den 

folgenden Fragen: 

▸ Sind Ressourcen und Belastungen unterschiedlich auf Frauen und Männer verteilt? 

▸ Werden die gesundheitlichen Risiken aus den Belastungs- und Ressourcenkonstellationen 

für Frauen und Männer jeweils wahrgenommen? 

▸ Werden wirksame Maßnahmen entwickelt und umgesetzt? (Pieck 2017, 8) 

4.4. GENDER BIAS 

Selbstverständlich lässt sich auch fragen, ob es biologische Unterschiede zwischen Frauen 

und Männern gibt, die für eine wirksame Gesundheitsförderung relevant sind. Insbesondere 

unter dem Stichpunkt des Gender Bias (Eichler 2002) ist dies in der Medizinforschung und 

medizinischen Versorgung kritisiert worden:  

▸ Verzicht auf die Berücksichtigung von Geschlecht als Analysekategorie (Geschlechterin-

sensibilität)  

▸ Untersuchung von Problemen, Risikolagen und Sichtweisen, von denen eher Männer be-

troffen sind als Frauen, die fehlende Forschung zu Themen, die für Frauen relevant sind 

(Androzentrismus). Zugleich werden männliche Verhaltensweisen als Norm gesetzt (Jahn 

2003, 18). Zum Androzentrismus zählt die Übertragung von Ergebnissen, die nur an Män-

nern erprobt wurden auf Frauen, ohne zu prüfen, ob hier die gleichen Voraussetzungen und 

Mechanismen (Überverallgemeinerung) wirksam sind (Eichler 2002, 16) 

▸ Messen mit zweierlei Maßstäben bei Frauen und Männern (doppelter Bewertungsmaß-

stab). Dieser liegt vor, wenn unkritisch bei Frauen/Mädchen und Männern/Jungen verschie-

dene Maßstäbe zur Beschreibung oder Behandlung im Wesentlichen gleichartiger Situati-

onen angewendet werden, z. B. wenn Mädchen mit gleichen Fähigkeiten wie Jungen an-

dere Berufe vorgeschlagen werden als den Jungen (Eichler 2002) 

Diese Formen der Verzerrung führen zu einer Über-, Unter- bzw. Fehlversorgung von Frauen 

und Männern. Entsprechend gibt es Bemühungen, eine sogenannte Gendermedizin aufzu-

bauen (z. B. Portal GenderMed-Wiki)10. 

                                                 
10 https://gendermedwiki.uni-muenster.de/mediawiki_en/index.php?title=Welcome_to_GenderMed-
Wiki. 
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Ähnliche Formen des Gender Bias sind in Verfahren zur Arbeitsbewertung identifiziert worden. 

Hier gibt es bereits eine entsprechende Rechtsetzung und Rechtsprechung bezüglich der An-

forderung z. B. an Kriterien und Verfahren einer diskriminierungsfreien Arbeitsbewertung (im 

Überblick: Krell et al. 2011).  

Babitsch (2009) hat ausgeführt, dass der Unterschied im sozialen Gradienten zwischen den 

Geschlechtern für z. B. Morbidität stark variiert, je nachdem, wie er operationalisiert wird. So 

fällt der Unterschied anders aus, wenn bei den Einflussfaktoren z. B. nach Haushaltseinkom-

men oder nach individuellem Einkommen gefragt wird. Für Frauen ist das individuelle Einkom-

men weniger gesundheitsrelevant. Ihr Beitrag veranschaulicht, dass ein Gender Bias auch in 

den Instrumenten zur Untersuchung des Zusammenhangs von sozialen Determinanten der 

Gesundheit vorliegt, was zu Über- oder Unterschätzung von Risiken für Frauen oder Männer 

führen kann.  
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5. Gesundheit geschlechtergerecht11 fördern 

Wer also tatsächlich im Sinne eines Settingansatzes für gesundheitliche Chancengleichheit 

an Hochschulen eintreten möchte, braucht eine Heuristik und Vorgehensweise, die in der Lage 

ist, die verschiedenen Mechanismen auf mehreren Ebenen zu analysieren und entsprechende 

Interventionen zu planen und umzusetzen. Aus der Forschung zu bisherigen Ansätzen der 

Frauenförderung bzw. Gleichstellung sind zudem einige Dilemmata bekannt, die es zu berück-

sichtigen gilt: 

Unterschiedliche Strategien, die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern, sind jeweils mit 

Vor- und Nachteilen behaftet (Knapp 2011 für die folgenden Ausführungen). 

Ein Dilemma besteht in der Orientierung an der vermeintlichen Unterschiedlichkeit im Sinne 

von Eigenschaften von Frauen und Männern. Dieser Ansatz ist als differenztheoretischer An-

satz diskutiert worden. Als gleichstellungsorientierte Strategie der Frauenförderung wurde die 

Notwendigkeit, Frauen in das Erwerbsleben oder die Politik zu integrieren, mit der Besonder-

heit der Frauen begründet – mit ihrem weiblichen Arbeitsvermögen (Ostner 1991; Wetterer 

2008, 132). Damit konnten sich Frauen historisch zwar neue Tätigkeitsfelder erschließen, 

gleichzeitig verfestigte dies die Vorstellung, dass Frauen und Männer grundsätzlich verschie-

den sind und über sich ausschließende Eigenschaften verfügen (Polarisierung der Ge-

schlechtscharaktere, Zuschreibung entgegengesetzter Eigenschaften; Hausen 1976). Aus 

heutiger Sicht ist bekannt, dass dies zu einer Verfestigung der Arbeitsteilung zwischen den 

Geschlechtern beigetragen hat, die einen der Hauptmechanismen für die soziale Ungleichheit 

zwischen den Geschlechtern darstellt. Eine an Differenzen orientierte Strategie läuft Gefahr, 

Stereotype fortzuschreiben und eben jene Mechanismen zu reproduzieren, die zur Benachtei-

ligung von Frauen führen. Die Identifikation von Zielgruppen, deren Mitgliedern bestimmte Ei-

genschaften zugeschrieben werden, hat also den paradoxen Effekt, dass damit die Normali-

tätsvorstellungen eher bestärkt als reflektiert werden (Dobusch 2015, 65). In der Kritik steht 

hier also die Zuschreibung von Eigenschaften an Personengruppen und die gleichzeitige Aus-

blendung der sozialen Prozesse, die an diese Unterscheidungen anknüpfen und zu einer 

Schlechterstellung dieser Gruppen führen. 

Gleichzeitig sind auch Ansätze, die sich ausschließlich an Gleichheit orientieren und jeden 

Bezug auf natürliche oder kulturelle Differenzen (der Geschlechter) zur Begründung bestehen-

der Ungleichheit ablehnen, mit einem Dilemma konfrontiert. Sie betonen die Herstellung von 

Chancengleichheit auf politische, kulturelle und soziale Teilhabe und Geltung, z. B. über In-

strumente der Quotierung und egalitäre Verteilung der Sorgearbeit in der Familie. Sie orientie-

ren sich dabei jedoch an Bewertungsmaßstäben, denen männlich geprägte Normen zugrunde 

liegen und blenden Besonderheiten weiblicher und männlicher Sozialisation aus (Knapp 

2011). Wenn für Männer noch gilt, dass sie überwiegend für die Erwerbsarbeit zuständig sind, 

und Frauen für Erwerbsarbeit und für unentgeltliche Fürsorgearbeit, dann sind die Teilha-

                                                 
11 Im Wesentlichen wird die Formulierung geschlechtergerecht verwandt, um zu betonen, dass es sich 
um eine gerechte Verteilung von Belastungen und Ressourcen bzw. von Anerkennung und Verteilung 
(Fraser 2009) handelt.  
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bechancen, Belastungen und Ressourcen ungleich verteilt. Frauen und Männer haben auf-

grund ihrer gesellschaftlichen Rollenzuweisungen nicht dieselben Ausgangsbedingungen, um 

die als neutral geltenden Anforderungen im Erwerbsleben zu erfüllen. Für beide Ansätze ergibt 

sich auf der Handlungsebene ein Dilemma. Die Gleichbehandlung von Ungleichem schreibt 

Ungleichheit fort und umgekehrt schreibt eine ausschließlich über Aspekte der Differenz be-

gründete Gleichstellungspolitik das Stigma der Abweichung fort bzw. verstärkt dieses (ebd., 

74). 

Konstruktivistische bzw. dekonstruktivistische Ansätze gehen davon aus, dass es sich bei un-

seren Vorstellungen, von dem was Frauen und was Männer sind, können und wollen bzw. 

sollen, um soziale Konstruktionen handelt und nicht etwa um Natur. Sie lehnen die in unserer 

westlichen Gesellschaft verbreitete Annahme der grundsätzlichen Verschiedenheit von 

Frauen und Männern ab. Sie betonen die Unterschiedlichkeiten unter Männern sowie unter 

Frauen. Für sie gibt es nicht „die Frau“ oder „den Mann“. Dieser Ansatz trägt dazu bei, dass 

sich die Bedeutungen von Mannsein oder Frausein verschieben und veränderbar sind. Gleich-

zeitig ist auch mit diesem Ansatz ein Dilemma verbunden. Wenn keine verallgemeinerbaren 

Aussagen mehr über Frauen und Männer getroffen werden können, weil es potenziell unend-

lich viele Unterscheidungsmöglichkeiten gibt (weiße, mitteleuropäische, lesbische Frau der 

Mittelschicht vs. dunkelhäutige, heterosexuelle Westafrikanerin), können Benachteiligungen 

nicht mehr erfasst werden. Um Benachteiligungen erkennen zu können, braucht es jedoch 

Analysen, die Ungleichheitslagen und Konfliktkonstellationen von Frauen und Männern in den 

Blick nehmen können. Denn die Dekonstruktion von Bedeutungen allein ändert nichts an den 

strukturellen Verhältnissen, z. B. dem sog. Gender Pay Gap. Diese kommen dadurch zu-

stande, dass gesellschaftliche Regeln, Praktiken und Strukturen an der Unterscheidung 

Mann/Frau ansetzen und dies ganz reale Konsequenzen hat.  

Judith Lorber (1999) weist ebenfalls auf diese Genderparadoxien hin. Um soziale Ungleichheit 

abbauen zu können, muss sie benannt werden, es muss also weiterhin auf Frauen und Männer 

verwiesen werden können, um aufzuzeigen, dass sie als Gruppe im Hinblick auf bestimmte 

Güter oder Aspekte benachteiligt/bevorzugt sind. 

Wer Gleichstellung und gesundheitliche Chancengleichheit verwirklichen will, kann also auf 

Gleichwertigkeit und Gleichbehandlung nicht verzichten und muss gleichzeitig historisch ent-

standene soziale Unterschiede zwischen den Geschlechtern berücksichtigen. Es geht also um 

die Realisierung von Partizipationschancen unter Berücksichtigung der spezifischen Aus-

gangsbedingungen von Frauen und Männern. 

Für die Praxis lassen sich daraus drei Fragestellungen bzw. Perspektiven ableiten: 

▸ Gleichheitsperspektive: Welche Regelungen, Strukturen, Verfahren führen im Ergebnis zu 

einer Benachteiligung von Frauen oder Männern? 

▸ Differenzperspektive: Welche Maßnahmen können ergriffen werden, um bestehende Nach-

teile auszugleichen? 

▸ Dekonstruktionsperspektive: Wie können im eigenen Vorgehen Stereotypisierungen und 

Zuschreibungen vermieden werden? 
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Um das Thema Gender in der gesundheitsfördernden Hochschule umsetzen zu können, ist es 

erforderlich, Ansätze auszuwählen und zu verbinden, die eine angemessene Bearbeitung der 

Thematik überhaupt ermöglichen. Für Projekte der allgemeinen Gesundheitsförderung haben 

Babitsch und Jahn (2012) Kriterien gendersensibler Gesundheitsförderung entwickelt. Sie be-

ziehen sich dabei auf Projekte (und Programme) der Gesundheitsförderung. Erfolgreiche Pro-

jekte starten zunächst mit einem fachlich soliden Konzept, systematischer Planung und einer 

entsprechenden Rahmung (Framing) (Pieck 2017, 33f.) des Projektes. Gendersensible Pro-

jekte sollten daher fachliche Kriterien der Gesundheitsförderung und Prävention sowie Er-

kenntnisse gleichstellungsbezogener Forschung integrieren. Da in den vorangegangenen Ab-

schnitten systematisches Vorgehen und Projektmanagement als Grundlagen für die Umset-

zung der gesundheitsfördernden Hochschule skizziert wurden, wird im Folgenden von Projek-

ten gesprochen, auch wenn es sich dabei eher um eine projektförmige Arbeitsweise handeln 

mag. In Anlehnung an Kriterien und Beispiele guter Praxis für die Umsetzung von Gender in 

der Gesundheitsförderung von Babitsch und Jahn (2012) und den oben ausgeführten Grund-

lagen, lassen sich Kriterien für eine geschlechtergerechte Gesundheitsförderung formulieren, 

die im Folgenden erläutert werden.  

5.1. GLEICHSTELLUNGSZIELE FORMULIEREN 

Vor allem sollten Projekte oder Vorhaben, die als Beispiel für eine gute “Genderpraxis” Geltung 

beanspruchen, Gleichstellungsziele verfolgen und diese auch formulieren. Die Ziele sowie das 

methodische Vorgehen im Projekt sollten geschlechtertheoretisch fundiert sein. Um Ziele an-

gemessen zu definieren und Interventionen zu planen, sind die Erkenntnisse aus der einschlä-

gigen Forschung zu nutzen. 

5.2. FACHLICH-THEORETISCHE FUNDIERUNG 

Im Fall der für diese Expertise vorliegenden Frage, wie Gender in die Gesundheitsfördernde 

Hochschule integriert werden kann, erfordert dies die Verknüpfung der Erkenntnisse mehrerer 

Disziplinen und thematischer Forschungsschwerpunkte: Arbeit, Gesundheit und Geschlecht, 

Geschlechterforschung, Ungleichheitsforschung usw. Diese sind mit den Standards der be-

trieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, wie systematisches Vorgehen, Beteiligung, 

Definition von Zielen, Projektmanagement, Wirksamkeitsüberprüfung usw. zu verbinden. Die 

Zusammenhänge und Wirkmechanismen zum Thema Arbeit, Studieren, Gesundheit bzw. Ge-

sundheitsförderung und Prävention, Geschlecht und Chancengleichheit sollten im Rahmen 

der Projekte auch adressiert werden. 
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Die hochschulischen Akteur*innen sollten demnach den Anspruch haben bzw. sich als Ziel 

setzen, eine entsprechende Geschlechterkompetenz12 aufzubauen. Dies setzt die Bereitschaft 

bzw. Offenheit der Beteiligten voraus, sich dahingehend zu entwickeln. 

5.3. ORGANISATIONALE PRAXIS REFLEKTIEREN 

Die Gestaltung und methodische Umsetzung der Projekte sollte die Reflexion der Praxis der 

Hochschule ermöglichen und diese mit Blick auf die gesetzten Ziele verändern. Denn soziale 

Ungleichheit bzw. Diskriminierung entsteht im Rahmen gegebener Strukturen und alltäglicher 

organisationaler (und überbetrieblicher) Praktiken sowie in den Interaktionen beteiligter Per-

sonen. 

5.4. KONTEXT BERÜCKSICHTIGEN UND VERÄNDERN 

Der Erfolg organisationaler Interventionen ist in erheblichem Maße vom Vorhandensein hoch-

schulpolitischer Voraussetzungen abhängig. Fehlt beispielsweise die Unterstützung der Füh-

rungskräfte (z. B. Professor*innen) und Hochschulleitung für partizipative Verfahren (siehe Ka-

pitel 5.5.), können diese Verfahren kontraproduktiv wirken. Ähnliches gilt für gesundheitsbe-

zogene Interventionen, die sich an Individuen richten. Soziale Unterstützung etwa ist gesund-

heitsfördernd, kann aber die Selbstwirksamkeit der Betroffenen untergraben, wenn sie aus 

deren Sicht nicht als angemessen wahrgenommen wird (Gunkel et al. 2014, 260). Zudem sind 

die Problemlagen der Betroffenen komplex. Häufig sind in der Gesundheitsförderung und Prä-

vention widerstreitende Interessen abzuwägen, Kompromisse zu finden oder Lösungen in klei-

nen Schritten zu entwickeln. Es lassen sich also keine allgemein gültigen Maßnahmen defi-

nieren, die gar rezeptartig anzuwenden wären. Vielmehr müssen das Vorgehen und einzelne 

Maßnahmen im jeweiligen Kontext erarbeitet werden. 

In der Geschlechterforschung wird von der neuen Unordnung der Geschlechter gesprochen 

(Kuhlmann et al. 2002). Dies meint unter anderem, dass Frauen nicht mehr durchgängig und 

überall benachteiligt werden. Nicht mehr alle Tätigkeiten und Arbeitsbereiche sind geschlecht-

lich konnotiert. Neue und alte Geschlechtsrollenerwartungen stehen nebeneinander, Chancen 

und Risiken in der Arbeitswelt sind in Bewegung geraten. Gerade im Hinblick auf Gesundheit 

sind Frauen und Männer je nach Kontext recht unterschiedlich von Belastungen betroffen und 

verfügen über unterschiedliche Ressourcen. Es gilt diese jeweils konkret in den Blick zu neh-

men und für Frauen und Männer gleichermaßen gesundheitsförderliche Lebens-, Lern- und 

Arbeitsbedingungen herzustellen. Kontext zu berücksichtigen bedeutet auch, z. B. Probleme 

aus unterschiedlichen Perspektiven zu betrachten und die jeweiligen Bedürfnisse, Anforderun-

gen und Voraussetzungen angemessen zu berücksichtigen. Die Ziele müssen also jeweils 

                                                 
12 „Unter Kompetenzen werden allgemein Fähigkeiten verstanden, die zur Bewältigung komplexer Auf-
gaben erforderlich sind. Im Anschluss daran kann ganz allgemein unter Geschlechterkompetenz die 
Fähigkeit und die Motivation verstanden werden, Geschlechterzuschreibungen auf Grundlage des 
Wissens über ihre Entstehung und ihre Auswirkungen auf gesellschaftliche Machtverhältnisse kritisch 
zu reflektieren. Geschlechterkompetenz beinhaltet darüber hinaus die Fähigkeit, das eigene Handeln 
auf die Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit auszurichten, und hat somit immer auch eine per-
sönliche und eine politische Dimension. Wollen, Wissen und Können sind demnach zentrale Elemente 
einer Geschlechterkompetenz.“ (Kutzner 2017, 11)  
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konkretisiert werden und entsprechend der jeweiligen Situation präzisiert werden bzw. in Maß-

nahmen übersetzt werden. Hierfür ist die Beteiligung der Betroffenen erforderlich. 

5.5. PARTIZIPATION 

Partizipation ist eines der zentralen Kriterien der Gesundheitsförderung. Die Ottawa-Charta 

(1986) der WHO fordert, die Menschen dazu zu befähigen, auf die Bedingungen der eigenen 

Gesundheit Einfluss nehmen (Empowerment) und diese gestalten zu können. Das Präventi-

onsgesetz (2015) fordert die gesundheitliche Selbstbestimmung zu stärken. Aus gesundheits- 

und arbeitswissenschaftlicher Sicht stärken Handlungs- und Entscheidungsspielräume die Ge-

sundheit, sind Selbstwirksamkeit, Handhabbarkeit und Sinnhaftigkeit ein zentraler Schutzfak-

tor. Das Bedürfnis nach Anerkennung, Sicherheit und Zugehörigkeit ist ebenfalls relevant für 

die Gesundheit. Die Berücksichtigung dieser Aspekte ist relevant für den Schutz und die För-

derung von Gesundheit. Sie sind jedoch nicht ohne die Subjekte und die Gemeinschaft, in der 

sie leben, zu haben. 

Partizipation ist im Setting-Ansatz der Weltgesundheitsorganisation (WHO) als Prinzip zu-

grunde gelegt und aus der Perspektive der gesundheitsfördernden Organisationsentwicklung 

unverzichtbar. Sie ist ein entscheidendes Mittel, um die Interessen und Bedürfnisse der Betei-

ligten und Betroffenen zu ermitteln und um in einen Aushandlungsprozess über mögliche Lö-

sungsansätze zu treten (Wright 2018). Ohne Partizipation lässt sich zudem das oben angege-

bene Kriterium der Kontextualisierung nicht realisieren. Partizipative Verfahren ermöglichen 

es, verschiedene Perspektiven, Interessen und neue Ideen in Arbeits-, Lern- und Gestaltungs-

prozesse einzubringen (Kutzner 2010, 35; Pieck 2013). Durch Partizipation lässt sich zudem 

der Marginalisierung von Frauen und den für sie relevanten Themen entgegenwirken (Pieck 

2006; 2013; Pirolt & Schauer 2006). Partizipation ist selbst ein zu gestaltender Prozess (Gross-

mann & Scala 2001, 77). Einerseits gilt es für die gesundheitsfördernde Organisationsentwick-

lung, das ganze System anzusprechen und gleichzeitig Partizipation einzugrenzen (ebd.). Für 

die gelingende Partizipation ist eine entsprechende Projektarchitektur erforderlich sowie eine 

sorgfältige methodische Begleitung (Bindl et al. 2018). Um einer Marginalisierung und man-

gelnder Akzeptanz – und damit fehlender Wirksamkeit – von Maßnahmen entgegenzuwirken, 

ist die angemessene Partizipation und Repräsentation von Frauen und Männern in den ver-

schiedenen Phasen – Auftragsklärung, Zieldefinition, Festlegen von Kriterien, Priorisierung, 

Analyse, Maßnahmenentwicklung, Umsetzung und in der Wirksamkeitsüberprüfung – obligat. 

Dies gilt für Mitarbeiter*innen ebenso wie für Studierende. Im Kontext Hochschule bietet es 

sich an, Studierende wie Mitarbeiter*innen über partizipative Forschungsverfahren (Unger 

2012) einzubeziehen (Albrecht & Reitmayer 2019, 45). 

5.6. BELASTUNGEN UND RESSOURCEN IN DEN BLICK NEHMEN 

Die Verteilung von Belastungen und Ressourcen ist ein zentraler Ansatzpunkt für den Schutz 

und die Förderung der Gesundheit in der Hochschule. Fehlbelastungen und daraus resultie-

rende negative Beanspruchungsfolgen sollen möglichst vermieden werden. Gleichzeitig sind 

Ressourcen elementar für die Bewältigung von Anforderungen und zum Erhalt bzw. zur För-

derung von Gesundheit. Insbesondere die Gesundheitsförderung zielt auf die Erhöhung von 
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Ressourcen. Wenn es nun darum geht, die gesundheitsbezogene Chancengleichheit herzu-

stellen, ist die systematische Verteilung von Belastungen und Ressourcen in den Blick zu neh-

men.  

Damit auch hier eine Genderperspektive erfolgreich umgesetzt werden kann, ist es erforder-

lich, diese mit den Handlungsanforderungen der Akteur*innen im jeweiligen Feld zu verbinden 

(Verloo 2001). Im hochschulischen Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie in der Gesundheits-

förderung kann dies über die Analyse der Belastungs- und Ressourcenkonstellationen in Be-

ruf, Familie und Studium erfolgen. Im Arbeits- und Gesundheitsschutz ist es üblich, die Ge-

fährdungen von den Tätigkeiten ausgehend zu analysieren sowie die Rahmenbedingungen 

der Arbeit zu berücksichtigen. Die verschiedenen verfügbaren arbeitswissenschaftlichen Mo-

delle wie das Job-Demand-Control-Modell (Karasek 1979), das Modell der Gratifikationskrise 

(Siegrist 1996), das transaktionale Stressmodell (Lazarus 1999) oder das Konzept der wider-

sprüchlichen Arbeitsanforderungen (Moldaschl 2017) untersuchen zudem das Verhältnis von 

Anforderungen und verfügbaren Ressourcen und deren Auswirkungen auf die Gesundheit der 

Mitarbeitenden und Studierenden. Gleiches gilt für die Anforderungen, die an Studierende ge-

stellt werden, und die Ressourcen, die ihnen zur Bewältigung der Anforderung zur Verfügung 

stehen. Diese müssen sie zum Teil erst im Studium entwickeln. Hieran können die oben ge-

schilderten Erkenntnisse aus der Geschlechterforschung anknüpfen. Die geschlechtliche Ar-

beitsteilung ist einerseits zentraler Mechanismus für die Reproduktion sozialer Ungleichheit 

der Geschlechter und wirkt sich gleichzeitig auf die an Frauen und Männer gestellten Anforde-

rungen aus. Wenn Frauen und Männer unterschiedliche Tätigkeiten ausführen, sind sie mit 

unterschiedlichen Belastungen konfrontiert. Ebenso sind die Ressourcen (Zugang, Aufstieg, 

Entlohnung, Anerkennung etc.) entlang des Geschlechts ungleich verteilt. Der systematische 

Blick auf die Verteilung von Belastungen und Ressourcen zwischen Frauen und Männern ist 

zentral für die Realisierung der Genderperspektive. Es ist erörtert worden, dass es einen Struk-

turkonflikt zwischen entgeltlicher Erwerbsarbeit und unentgeltlicher Sorgearbeit gibt, den der-

zeit überwiegend Frauen ausbalancieren müssen. Deshalb reicht eine auf die Erwerbsarbeit 

oder das Studium allein zentrierte Analyse nicht aus. Es müssen die Konstellationen von Be-

lastungen und Ressourcen in Beruf bzw. Studium und Familie berücksichtigt werden. Zudem 

gilt es, einen Gender Bias (vgl. Kapitel 4.4.) in der Bewertung von Anforderungen und Res-

sourcen zu vermeiden, hierfür ist es hilfreich, das Wesen der jeweiligen Tätigkeit sowie die 

tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten zu erfassen. Des Weiteren sind alle Formen der Belastung 

zu berücksichtigen, zu diesen gehören auch Belastungen durch Geschlechtsrollenerwartun-

gen sowie Formen der Belästigung.  

Zur Verbindung von Gesundheitsförderung und Gender bzw. hin zu einer geschlechtergerech-

ten Gestaltung von Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz existieren bereits zahlreiche Vor-

arbeiten, auf die aufgebaut werden kann (Nielbock & Gümbel 2012; Pieck 2013; Pieck & 

Schröder 2014; 2016; Ducki 2011; 2000; The Swedish Work Environment Authority 2015; Bun-

desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2012; Weg & Scholz-Willig 2014).  
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5.7. INTERVENTIONSANSÄTZE – EIN BEISPIEL AUS SCHWEDEN 

Um Gender in den Ansatz der gesundheitsfördernden Hochschule zu integrieren, sei es im 

eigenen Gesundheitsmanagement, sei es als Bestandteil der gesundheitsbezogenen For-

schung, ist eine entsprechende Systematik bzw. Heuristik hilfreich, die die Erkenntnisse der 

Geschlechterforschung aufnimmt. Als Beispiel für eine gelungene Verknüpfung von Gender in 

die für den Arbeits- und Gesundheitsschutz relevante Forschung seien an dieser Stelle das 

Vorgehen und die Ergebnisse der Schwedischen Arbeitsschutzinstitutionen vorgestellt. 

Die schwedischen Arbeitsschutzbehörden und Forschungsinstitutionen (Arbetsmiljöverket 

2017; Lewis & Mathiassen 2013; Wersäll 2019) haben eine zentrale Lücke zur Integration von 

Gender in die Analyse der Einflussfaktoren auf die Gesundheit von Frauen und Männern als 

Voraussetzung für die Förderung gesundheitlicher Chancengleichheit geschlossen. Ausge-

hend von den Befunden der Geschlechterforschung untersuchen sie systematisch die Vertei-

lung von Belastungen und Ressourcen und beziehen dabei auch die symbolische Dimension 

(z. B. Geschlechtsrollenerwartungen und Stereotype) mit ein. Um gesundheitliche Chancen-

gleichheit im Setting (dort Erwerbsarbeit) herzustellen, prüfen sie anhand des in Abbildung 1 

dargestellten Schemas die Einflussfaktoren auf die Gesundheit von Frauen und Männern. Da-

bei unterscheiden sie zwischen gesellschaftlichen Faktoren – insbesondere geschlechtliche 

Arbeitsteilung und Arbeitsmarktsegregation –, der organisationalen Ebene sowie der individu-

ellen Ebene. Bei letzterer gehen sie davon aus, dass es sich bei Männern wie bei Frauen nicht 

um homogene Gruppen handelt. Sie gehen von großen Unterschieden zwischen einzelnen 

Männern und zwischen einzelnen Frauen aus und deshalb sind tatsächlich individuelle Unter-

schiede zu berücksichtigen. Ausgehend von der Segregation des Arbeitsmarktes (und den 

unterschiedlichen Belastungen durch Sorgearbeit), sind Frauen und Männer mit unterschied-

lichen Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen konfrontiert (Exposition) – gekennzeichnet mit „dif-

ferent jobs“ in der Abbildung 1. Innerhalb gleicher Jobs in einer Organisation sind sie oft jedoch 

mit verschiedenen Tätigkeiten betraut, was ebenfalls zu differenten Belastungen führt. Inner-

halb derselben Jobs und Tätigkeiten ist dann oft die Arbeitsmenge (load) unterschiedlich ver-

teilt. Die Verteilung der Tätigkeiten wird beeinflusst durch die Einstellungen und Haltungen der 

Arbeitgeber*innen und deren Geschlechtsrollenbilder, die Verteilung des Workloads durch die 

Gestaltung des Arbeitsplatzes, die Beanspruchung durch die Arbeitsmenge und Muskelkraft. 

Sind Jobs, Tasks und Loads tatsächlich gleich verteilt, lassen sich ggf. unterschiedliche phy-

siologische Effekte beobachten. Diese werden beeinflusst durch z. B. Hormonprofile und un-

terschiedliche Muskelausdauer. Nun können Jobs, Aufgaben, Loads und physiologische Ef-

fekte gleich sein und dennoch kann ein unterschiedliches Verhalten beobachtet werden – hier 

sind es maßgeblich die Geschlechterrollen und Traditionen in den einzelnen Berufen, die das 

Verhalten prägen. Last but not least, können alle Faktoren gleich sein und die Behandlung 

(treatment) von Frauen und Männern unterscheidet sich. Dies ist geprägt durch die jeweils 

zugrundeliegenden gesundheitsbezogenen Vorstellungen bei Individuen, aber auch der jewei-

ligen Institutionen.  
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Entlang dieser Heuristik, die die Erkenntnisse der Geschlechterforschung rezipiert und inte-

griert hat, untersuchten die beteiligten Forscher*innen, wie eine unterschiedliche Ausprägung 

von Muskel-Skelett-Erkrankungen bei Frauen und Männern zu erklären ist und wie hier Prä-

vention betrieben werden kann. Die Expert*innen (Lewis & Mathiassen 2013) kommen zu der 

Einschätzung, dass die physiologischen Unterschiede im Vergleich zu den Unterschieden be-

dingt durch geschlechtsbezogene Arbeitsverteilung, Rollenerwartungen und unterschiedli-

chem Zugang zu Ressourcen als marginal zu bewerten sind.  

▸ „Men and women have different tasks in the same occupations. This is an essential 

explanation for differences in work related musculoskeletal disorders between men 

and women.  

▸ Men and women have different workloads on the same task. This is an important 

explanation for differences in work related musculoskeletal disorders between men 

and women.  

▸ Men and women have different physiological responses despite the same workload. 

But this can not in any particular extent explain differences in prevalence of work-

related musculoskeletal disorders between men and women.“ (Wersäll 2019, 8)  

Eine ähnliche Heuristik und umfangreiche Übersicht über Mängel im Arbeits- und Gesund-

heitsschutz der europäischen Länder hat die European Agency for Safety and Health at Work 

bereits 2003 vorgelegt (Pieck 2013). Eine solche Systematik, die die bekannten Zusammen-

Abbildung 1: Analytisches Schema zur Integration von Gender in die Analyse von Belastungen und Ressourcen (Ar-

betsmiljöverket 2017) 
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hänge aus jahrzehntelanger Geschlechterforschung rezipiert und in den Arbeits- und Gesund-

heitsschutz integriert, kann als Orientierung für die gesundheitsfördernden Hochschulen und 

der mit ihr assoziierten Forschung dienen. 

5.8. ZUSAMMENFASSUNG 

Um Gesundheit geschlechtergerecht zu fördern, ist es notwendig, eine entsprechende Ge-

schlechterkompetenz zu erwerben. Die bestehende Fachliteratur der Geschlechterforschung 

ist zu rezipieren und mit den fachlichen Anforderungen an die Gesundheitsförderung zu ver-

binden. Um gesundheitliche Chancengleichheit an Hochschulen zu fördern, sind die Mecha-

nismen (an der Hochschule bzw. im System Hochschule) zu analysieren, die zu einer unglei-

chen Verteilung von Belastungen und Ressourcen zwischen den Geschlechtern beitragen. 

Hierbei sind die jeweiligen Situationen und Kontexte zu analysieren – z. B. in den Fachkultu-

ren, Teams, Studiengängen. Die tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten und die für sie wesentli-

chen Belastungen sind zu erfassen. Belastungen und Ressourcen sind in ihren Konstellatio-

nen in Beruf, Studium und Familie zu analysieren.  

Zum systematischen Vorgehen gehört insbesondere die Definition gleichstellungsbezogener 

Ziele, die systematische Partizipation von Frauen und Männern – in den jeweiligen Status-

gruppen – über den gesamten Prozess hinweg. Partizipation erfolgt durch eine angemessene 

Repräsentation in Entscheidungsgremien sowie in den Phasen „Ziele und Kriterien festlegen“, 

„Analyse“, „Interventionen entwickeln und umsetzen“ und „Evaluation“. Die zur Anwendung 

gebrachten Analyse- und Interventionsmethoden müssen geeignet sein, die Hochschulpraxis 

zu reflektieren und entsprechende Aushandlungsräume bzw. Lernräume zu installieren, um 

alternative Praktiken entwickeln zu können.  

Geschlechtsbezogene gesundheitliche Chancengleichheit lässt sich nur in einem Settingan-

satz verfolgen, der Prozesse der Herstellung sozialer Ungleichheit erfassen und bearbeiten 

kann – und will. Inwiefern schon von einer Umsetzung des Settingansatzes bzw. einer Refle-

xion und Veränderung von Hochschulpraxis gesprochen werden kann, ist Gegenstand des 

folgenden Kapitels.  
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6.  Realisierung des Settingansatzes in 

Hochschulen 

Ganz grob lässt sich die Umsetzung des Settingansatzes an einigen Indikatoren prüfen13: Gibt 

es eine angemessene Struktur für die Steuerung des Prozesses, ist das Gesundheitsmanage-

ment in der Organisation verankert? Werden die Kernprozesse des Gesundheitsmanage-

ments – Diagnose, Interventionsplanung, Intervention, Evaluation – durchgeführt? Wird das 

Prinzip der Partizipation realisiert?  

Insgesamt scheint das Thema Gesundheit, Gesundheitsmanagement und Gesundheitsförde-

rung an den Hochschulen angekommen zu sein. Immerhin geben gut zwei Drittel der unter-

suchten Hochschulen in der Studie von Hartmann et al. (2017) an, Gesundheitsmanagement 

und/oder Gesundheitsförderung etabliert zu haben. 80 % geben an, betriebliches Eingliede-

rungsmanagement (BEM) implementiert zu haben. Die Studie beschränkt sich jedoch auf die 

Auswertung von Websites der Hochschulen. Über die Qualität und konzeptionelle Grundlagen 

kann keine Auskunft gegeben werden. Michel et al. (2018) bestätigen in ihrer Studie zum Stand 

der Gesundheitsförderung an bundesdeutschen Hochschulen die Einschätzung von Dooris et 

al. (2019), dass ein holistischer Ansatz noch nicht realisiert ist.  

6.1. IMPLEMENTIERUNG VON STEUERUNGSSTRUKTUREN 

Die Studie bestätigt, dass gut die Hälfte der Hochschulen Gesundheitsmanagement durch ei-

nen Arbeitskreis verankert hat und in 45 % davon Personen aus dem Rektorat/Präsidium dem 

Arbeitskreis angehören. Neben dem Aufbau von Steuerungsgremien wurden Positionen für 

Gesundheitsmanagement und BEM eingerichtet sowie Unterstützungsangebote wie Bera-

tungsstellen und Beschwerdemanagement (37 %)/Konfliktstellen (je nach Zielgruppe 41 bis 50 

%) implementiert. Die Verankerung in Leitlinien und Dienstvereinbarungen nimmt demgegen-

über jedoch ab, ebenso wie die Ausstattung mit einem entsprechenden Budget. Es ist zu ver-

muten, dass z. B. die hohen Angaben zur Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung und des 

betrieblichen Eingliederungsmanagements eher auf eine formale Umsetzung gesetzlicher Vor-

gaben hindeuten, denn auf ein systematisches Gesundheitsmanagement bzw. die Realisie-

rung eines Settingansatzes. 

Die Autor*innen kommen zu dem Schluss, dass Gesundheit als Querschnittsthema keinen 

Einzug in den Wissenschafts-/Hochschulbereich gehalten hat (ebd., 35). Bei den Befragten 

scheine „der Glaube zu bestehen, dass die Aufgaben des*r Beauftragte*n für Gesund-

heitsförderung Jede*r übernehmen könnte“ (ebd., 30). Dies belegen die unterschiedlichen 

Qualifikationen der Gesundheitsmanagementbeauftragten. Selbst bei Beschäftigten, die Ge-

sundheitswissenschaften oder Public Health studiert haben, sei nicht gesichert, dass sie 

adäquate Kompetenzen im Bereich betriebswirtschaftlicher Kennzahlen und Prozesse aufwei-

sen oder ausreichende Kenntnisse zu strategischer Planung besitzen (ebd., 30). 

                                                 
13 Auch hier gilt: das Vorhandensein garantiert noch keine entsprechende Entwicklung der Organisa-
tion. 
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6.2. MANGELNDES SYSTEMATISCHES VORGEHEN 

Die Studie zeigt zudem erhebliche Mängel im systematischen Vorgehen und bei der Beteili-

gung der Statusgruppen auf. Lediglich 39 % der Hochschulen befragen die potenziellen Ziel-

gruppen der Gesundheitsförderung. Damit wird der grundlegende systematische Schritt der 

Bedarfserhebung im Public Health Action Cycle (siehe Kapitel 2.3.3.) nicht erfüllt, was auf 

Probleme in der evidenzbasierten Durchführung der Gesundheitsförderung an Hochschulen 

hindeutet (ebd., 35). 

„Obwohl Theorien, Methoden, Techniken und Praxisanleitungen vorliegen, hin-

ken Hochschulen im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsmanagements den 

Unternehmen der freien Wirtschaft hinterher.“ (ebd., 35) 

Zu den zentralen Aspekten der Gestaltung eines Settings gehört es, die Bedingungen für Ge-

sundheit zu verbessern. Vorrangig wäre also die systematische Bearbeitung der Arbeits- und 

Lernbedingungen an einer Hochschule – für alle Statusgruppen.  

6.3. ANALYSE DER ARBEITS-, LEHR- UND LERNBEDINGUNGEN 

Im Sinne einer Gefährdungsbeurteilung wären neben den sicherheitstechnischen Aspekten 

insbesondere die psychosozialen Aspekte sowie Studien- und Arbeitsorganisation in den Blick 

zu nehmen. Für Hochschulen müsste aus dieser Perspektive relevant sein, wie sich z. B. große 

Reformprojekte wie „Bologna“ auf die Lehr-, Lern- und Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter*in-

nen und Studierenden gesundheitlich auswirken (Faller 2017b, 392f.). Es ist zu erwarten, dass 

dieser Prozess mit erhöhter Arbeitsbelastung, Arbeitsverdichtung, kürzeren Studienzeiten und 

erhöhten Anwesenheits- und Prüfungsverpflichtungen einhergeht (Michel et al. 2018, 39). Dies 

wird jedoch im Gesundheitsmanagement kaum berücksichtigt. Lediglich 27 % geben an, die 

gesundheitlichen Auswirkungen der Reform auf die Arbeitssituation der Beschäftigten zu un-

tersuchen. Lediglich 20 % geben an, die gesundheitlichen Auswirkungen der Bologna-Reform 

auf Studienbedingungen zu erfassen. 21 % der Hochschulen geben an, Gesundheitsförderung 

als curricularen Inhalt in fachübergreifende Angebote zu integrieren. 91 % der Hochschulen 

unterstützen Studierende in besonderen Lebenslagen (Studierende aus dem Ausland/mit Mig-

rationshintergrund, mit Behinderung/chronischen Erkrankungen und Studierende mit Kind).  

Mit Blick auf die Gefährdungsbeurteilung der Beschäftigten aus dem Bereich der Verwaltung 

und Technik geben 61 % an, Erhebungen zur Verbesserung der Gesundheit durchzuführen. 

72 % führen Arbeitsplatzanalysen mit Beteiligung der Beschäftigten durch (ebd., 44ff.). Nur 52 

% der Hochschulen führen Erhebungen für das Lehrpersonal durch. Ob Gefährdungsanalysen 

für das Lehrpersonal durchgeführt werden, welches Verständnis den Gefährdungsbeurteilun-

gen zugrunde liegt und in welcher Qualität diese durchgeführt werden, ist aus der Studie nicht 

ersichtlich.  

Die Hochschulen, die Gesundheitsförderung betreiben, beziehen dabei Themen wie Behinde-

rung (n = 60), Gender (n = 57) und Alter (n = 52) ein. Die Aspekte soziale Lage (n = 38) und 

Interkulturalität (n = 28) sind dabei weniger vertreten (ebd., 37). Die erfreulich hohen Angaben 
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zu Gender geben jedoch keine Auskunft darüber, welches Verständnis von Gender dem zu-

grunde liegt. Im Kapitel sieben wird ersichtlich, dass Gender eher differenztheoretisch verstan-

den wird.  

6.4. ZUSAMMENFASSUNG 

Auch andere Studien im deutschsprachigen Raum kommen zu der Einschätzung, dass von 

einer Umsetzung eines Settingansatzes noch nicht die Rede sein kann. Bezogen auf die Hoch-

schule fehlt bislang ein „eigenständiger, umfassender und hochschulspezifischer Ansatz des 

Gesundheitsmanagements unter Einbeziehung aller Statusgruppen“ in Deutschland (Hart-

mann et al. 2017, 123).  

▸ Es dominieren Ansätze, die die Aspekte auf der verhaltenspräventiven Ebene wie Ernäh-

rung, Bewegung, Gesundheitskompetenzentwicklung, Entspannung, Stressbewältigung 

etc. fokussieren. 

▸ Unterrepräsentiert hingegen sind Ansätze, die sich auf die Systemebene fokussieren, z. B. 

die Entwicklung sozialer Ressourcen, situativer Ressourcen oder von Belastungs- und Res-

sourcenkonstellationen und Dynamiken durch Veränderungsprozesse/hochschulpolitische 

Veränderungen in den Blick nehmen. Dies gilt auch für die Analyse sozialer Systeme und 

deren Wirkung auf Studierende, Lehrende, Verwaltungs- und technisches Personal bzw. 

deren Gesundheit. 

▸ Es bestehen Defizite im Sinne der Organisationsentwicklung und einer systematischen und 

fachlich fundierten Vorgehensweise (Michel et al. 2018). 

▸ Eine systematische und fachlich fundierte Implementierung von Gender fehlt, wenngleich 

es gelungen ist, einzelne Themen der Gleichstellung als Handlungsfelder in das Hochschul-

gesundheitsmanagement aufzunehmen wie etwa die Förderung von Vereinbarkeit von Be-

ruf/Studium und Familie und Unterstützungsangebote z. B. zur Kinderbetreuung vorzuhal-

ten. Eine systematische Untersuchung der Mechanismen, die zu ungleichen Gesundheits-

chancen bzw. zu Unterschieden im Gesundheitszustand von Frauen und Männern führen, 

steht im Kontext Hochschule noch aus. Bestehende Erkenntnisse aus der Geschlechterfor-

schung werden kaum rezipiert, weshalb vorhandene Erhebungen lediglich nach Geschlecht 

auswertet werden, und damit Gefahr laufen, zu einer Verfestigung von differenzorientierten 

und essentialisierenden Vorstellungen beizutragen. 
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7.  Statusgruppen im Blick 

Nach Faller (2017b) zeichnen sich Hochschulen durch ihre korporative Verfassung aus, die 

die Mitarbeiter*innen und Studierenden als Mitglieder der Körperschaft Hochschule definiert 

und ihnen entsprechende spezifische Mitwirkungsrechte einräumt. Zudem sind die Aufgaben 

der Hochschulen mehrdimensional: Im Gegensatz zu anderen Organisationen dienen sie 

gleichzeitig der Forschung und der Lehre, sie gelten als typische Expertenorganisationen. Als 

Mitglied einer spezifischen Scientific Community orientieren sich Wissenschaftler*innen am 

Diskurs ihres Fachs. Sie identifizieren sich mehr mit ihrer Profession als mit der Organisation. 

Zudem ist ihr Handeln durch den Grundsatz der Freiheit von Forschung und Lehre gerahmt, 

was den Wissenschaftler*innen ein hohes Maß an Autonomie einräumt und sich in flachen 

Hierarchien und einer dezentralen Organisation auf Fachebene mit relativ schwacher Organi-

sationsspitze äußert.14  

Hochschulverwaltungen sind dagegen hierarchisch und als typische Bürokratie aufgebaut. 

Das Verhältnis von Hochschuladministration und Wissenschaft lässt sich als struktureller Wi-

derspruch mit gegenläufigen Interessen von Wissenschaftler*innen und Gesamtorganisation 

bezeichnen (ebd., 392). Damit einher gehen Konflikte und Spannungsfelder zwischen wissen-

schaftlichem und Verwaltungspersonal. Diese systembedingten Spannungsfelder sind ggf. 

Themen im Gesundheitsmanagement bzw. in der gesundheitsfördernden Hochschule.  

Hochschulen, so Faller (ebd.) weiter, unterliegen wie andere Organisationen im öffentlichen 

Dienst seit Jahrzehnten einem Umbauprozess im Sinne des New Public Management. Privat-

wirtschaftliche Techniken werden hierbei auf Institutionen des öffentlichen Dienstes übertra-

gen und sollen Elemente des Wettbewerbs und der Leistungsorientierung verstärken. Damit 

einher gehen im öffentlichen Dienst und in Hochschulen kontroverse Effekte. Sie führen zu 

Arbeitsverdichtung, Verstärkung von Konkurrenz und einer stärkeren Fokussierung des Qua-

litätsmanagements auf die Außenwirkung. Die Verbesserung der Arbeits- und Studienbedin-

gungen gerät dabei aus dem Blick. Dies sollte entsprechende Effekte auf die Rahmenbedin-

gungen der Gesundheit für die Hochschulangehörigen haben. Etwas zeitversetzt zur Strategie 

des New Public Management setzte der Bologna-Prozess ein, der die Mobilität der Studieren-

den, Lehrenden und Verwaltungsbeschäftigten innerhalb Europas fördern sollte. Mit der Um-

stellung auf neue Studienstrukturen sind jedoch Veränderungen der Lern- und Lehrbedingun-

gen verbunden: erhöhte Betreuungs- und Prüfungsintensität, umfassende Dokumentations- 

und Evaluationspflichten, Verdichtung der Lehr- und Lernbelastung, des Verwaltungsaufwan-

des und Lerndrucks bei Studierenden sowie steigende Studierendenzahlen, denen jedoch 

keine entsprechende Aufstockung des Personals gegenübersteht (ebd., 392ff.).  

 

                                                 
14 Aktuell argumentiert Kühl, dass die Reformen zur Deregulierung der Hochschulen eher ein Mythos 
seien. Die Stärkung der Hochschulleitungen fördere die Verlagerung der Konflikte zwischen Ministe-
rien und Hochschulen in die Hochschulen selbst und schwäche am Ende deren Autonomie (Kühl 
2019). 
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7.1. STATUSGRUPPENÜBERGREIFENDE BELASTUNGEN 

Als typische Belastungen über alle Statusgruppen hinweg benennen Hildebrand et al. (2007, 

22) folgende:  

▸ unzureichende Arbeitsplatzausstattung und -umgebung, 

▸ unklare bzw. unangemessene Leistungsanforderungen, 

▸ fehlende Transparenz der Organisation und des Informationsflusses, 

▸ fehlende Sinnhaftigkeit der Arbeitsanforderungen, z. B. ungeklärter Praxisbezug von Studi-

eninhalten, 

▸ unzureichende Rollenerfüllung, z. B. schlechte Lehrqualität oder schlechter Führungsstil, 

▸ fehlende Selbstgestaltungs- und Partizipationsmöglichkeiten, 

▸ fehlende Möglichkeiten zu sozialen Kontakten. 

Potenzielle Gesundheitsgefahren sowie die Verfügbarkeit von Ressourcen speisen sich also 

zum einen aus übergeordneten Rahmenbedingungen und Umgebungsbedingungen und zum 

anderen vor allem aus den mit der Tätigkeit verbundenen Anforderungen und der hierfür be-

reitgestellten Arbeitsmittel etc.  

Das auch für bundesdeutsche Hochschulen geltende Arbeitsschutzgesetz sieht vor, diese ver-

schiedenen Einflussfaktoren in ihrem Zusammenwirken zu bewerten und menschengerecht 

zu gestalten. Ausgangspunkt der Analyse der Arbeitsbedingungen sind dabei zunächst die 

ausgeübten Tätigkeiten. Für eine angemessene Beurteilung der Gesundheitsgefahren ist das 

Wesen der Tätigkeit zu erfassen – und unter Genderaspekten ist zu prüfen, welche Aufgaben 

tatsächlich wahrgenommen werden. Es sind auch Belastungen in den Blick zu nehmen, die 

etwa durch die sozialen Beziehungen oder Dimensionen der symbolischen Ordnung beein-

flusst sind – also nicht tätigkeitsspezifisch sind. Zu Aspekten der symbolischen Ordnung zäh-

len Geschlechtsrollenerwartungen, die wiederum Auswirkungen auf die Aufgabenteilung nach 

Geschlecht, Zugang zu Ressourcen etc. haben. Ebenso zu berücksichtigen sind Führungsver-

halten, Formen der Belästigung sowie Formen mittelbarer Diskriminierung, die erheblichen 

Einfluss auf die Aufgabenverteilung und insbesondere den Zugang zu Ressourcen wie Grati-

fikation und Entlohnung (Winter 1998; Schiek 2011) haben. Aus einer Perspektive der ge-

schlechtsbezogenen gesundheitlichen Chancengleichheit sind zudem die Konstellationen von 

Belastungen und Ressourcen in Beruf und Familie zu berücksichtigen. Für die Gestaltung der 

Arbeits- und Studienbedingungen sind die gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse 

zu berücksichtigen und die einzelnen möglichen Einflussfaktoren in ihrem Zusammenspiel zu 

beachten (ArbSchG §§ 4 und 5). Deshalb sind Studien zu typischen Belastungs- und Ressour-

cenkonstellationen in den jeweiligen Tätigkeitsfeldern erforderlich. Für die Verbesserung vor 

Ort, an der jeweiligen Hochschule, ist kontextspezifisch zu prüfen, wie die Belastungs- und 

Ressourcenkonstellationen jeweils ausgeprägt sind. Dies gilt erst recht für die Entwicklung und 

Aushandlung von Maßnahmen, um die Situation jeweils zu verbessern. Für die Bearbeitung 
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von Gesundheitsgefährdungen und zur Gestaltung der Arbeits- und Lernbedingungen können 

Hochschulen auf die Konzepte und Erfahrungen des betrieblichen Gesundheitsmanagements 

zurückgreifen und insbesondere Formen der partizipativen Gefährdungsbeurteilung psycho-

sozialer Belastungen (GDA 2016; BAuA 2014) nutzen. Die Berücksichtigung von Genderas-

pekten bei der Gefährdungsbeurteilung ist in einer Arbeit von Nielbock und Gümbel (2012) 

dargelegt. 

Die verschiedenen Statusgruppen sind selbst sehr heterogen, so finden sich in ihnen unter-

schiedliche Berufsgruppen mit spezifischen Tätigkeitsfeldern und typischen Anforderungen 

und Arbeitsbedingungen, etwa für Personal in Mensen, Reinigungskräfte, Hausmeister*innen, 

Beschäftigte in Laboren, Bibliotheken, Personalverwaltung, Buchhaltung, Lehrkräfte für be-

sondere Aufgaben in unterschiedlichen Fächern mit jeweils eigenen Fachkulturen und unter-

schiedlicher Ressourcenausstattung, Professor*innen, befristetes wissenschaftliches Perso-

nal in Projekten etc. Dementsprechend unterschiedlich sind die an sie gestellten Anforderun-

gen und Arbeitsbedingungen. Es lässt sich also im Rahmen dieser Arbeit kein Überblick über 

die jeweiligen Arbeitsbelastungen und Ressourcen der jeweiligen Tätigkeitsbereiche an Hoch-

schulen darstellen.  

Wie die Genderperspektive umzusetzen ist, kann nur exemplarisch aufgezeigt werden. Stu-

dien oder Praxisberichte, die explizit und geschlechtertheoretisch fundiert Belastungen der 

Statusgruppen und einzelner Beschäftigten- und Studierendengruppen untersuchen, sind je-

doch rar. 

Auffallend – aber nicht überraschend – an den vorherrschenden überblicksartigen Beschrei-

bungen zu den Arbeitsbedingungen der Statusgruppen ist, dass die geschlechtsspezifische 

Segregation der Tätigkeitsbereiche in der Regel nicht benannt und reflektiert wird. Dies ist der 

Literatur zu Fragen der Gleichstellung vorbehalten. Dabei ist das Verwaltungs- und technische 

Personal stark geschlechtssegregiert: 82 % der Verwaltungsbeschäftigten, 86 % der Bibliothe-

kar*innen und sogar 99 % der Sekretär*innen sind Frauen. Hingegen beträgt der Frauenanteil 

bei den Laboringenieur*innen 19 %, bei den IT-Beschäftigten 18 % und bei den Handwer-

ker*innen und Facharbeiter*innen lediglich 15 % (Kortendiek et al. 2019, 268). 

Neben den arbeits-, lehr- und lernbedingten Belastungen sind an dieser Stelle zwei weitere 

Handlungsfelder zu nennen, die eng mit der Genderperspektive einer gesundheitsfördernden 

Hochschule verbunden sind: Mutterschutz und Schutz vor sexueller Belästigung und Gewalt.  

7.1.1. MUTTERSCHUTZ 

Am 01. Januar 2018 ist das neue Gesetz zum Schutze der Mütter bei der Arbeit, in der Aus-

bildung und im Studium (MuSchG 2018) in Kraft getreten. Das neue Gesetz erfasst nun auch 

Schülerinnen und Studentinnen. Ziel ist der Schutz der Gesundheit der Frau und ihres Kindes 

am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz während der Schwangerschaft, nach der Geburt 

und in der Stillzeit. Zudem soll es die Fortsetzung der Beschäftigung oder der Ausbildung und 

des Studiums fördern und Benachteiligungen während der Schwangerschaft, nach der Geburt 

und in der Stillzeit entgegenwirken. Das Gesetz zielt explizit auf einen diskriminierungsfreien 

Mutterschutz ab. Hierfür wird eine Gefährdungsbeurteilung zur Identifikation schwanger-

schaftsrelevanter Risiken verlangt. Mit einer Rangfolge von Schutzmaßnahmen soll somit die 
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Beschäftigungsfähigkeit der Frauen erhalten werden. Ein Beschäftigungsverbot darf nur aus-

gesprochen werden, wenn eine gefährdungslose Weiterarbeit nicht möglich ist. Für Arbeitge-

ber, die keine rechtzeitige oder richtige Gefährdungsbeurteilung vorgenommen haben, sind 

Bußgelder vorgesehen (§ 32 Abs. 1 Nr. 6). Zudem wird den Schutzmaßnahmen (anstelle ei-

nes Beschäftigungsverbotes) größeres Gewicht eingeräumt.  

Die Realität sieht jedoch häufig anders aus: Statt eine Weiterarbeit zu ermöglichen, wird den 

Frauen ein Rückzug vom Arbeitsplatz empfohlen. Auch während der Stillphase ist dies häufig 

Usus. Ein Drittel der befragten Frauen erlebten nach der Bekanntgabe der Schwangerschaft 

oder Geburt eine Diskriminierung am Arbeitsplatz (Ziegler et al. 2015). Ein Drittel der Vorge-

setzten empfindet Schwangerschaften als „missliebige Komplizierung der Arbeitsorganisa-

tion“. Zwei Drittel der Frauen berichten von endenden Karrierefortschritten. Zugesagte Ge-

haltserhöhungen fielen teilweise niedriger oder gleich ganz aus (Reuhl 2016, 8). Im Kontext 

von Hochschulen wurden Studentinnen bisher kaum adressiert. Mit dem neuen Gesetz rückt 

jedoch auch diese Gruppe in den Fokus, um Maßnahmen zu erarbeiten, wie auch hier Gefähr-

dungen während der Schwangerschaft und Nachteile im Studium vermieden werden können. 

7.1.2. SEXUELLE BELÄSTIGUNG UND (SEXUALISIERTE) GEWALT 

Ein weiteres Thema, das über Statusgruppen hinweg relevant ist, stellt das Thema sexuelle 

Belästigung dar. Hiervon sind zwar nicht ausschließlich, aber in erster Linie Frauen betroffen. 

Sexuelle Belästigungen und (sexualisierte) Gewalt sind nach Kocher und Porsche (2015) „eine 

‚erschreckend normale‘ Erfahrung an deutschen Hochschulen, insbesondere für Frauen und 

LSBTI*-Personen, aber auch für Männer, denen „Unmännlichkeit“ oder Homosexualität zuge-

schrieben werden“ (ebd., 10f. und 53). Die Häufigkeit sexueller Belästigung und Diskriminie-

rung wird deutlich von den Befragten unterschätzt, auch wenn sie angeben, selbst betroffen 

gewesen zu sein bzw. Kenntnis von Vorfällen zu haben (Kron et al. 2019). 

Bisher ist weder im AGG noch in den Hochschulgesetzen der Länder hinreichend klar geregelt, 

ob und wie Studierende in den Schutz vor sexueller Belästigung einbezogen werden müssen. 

In Baden-Württemberg ist vorgesehen, Beauftragte für sexuelle Belästigung zu benennen, die 

alle Mitglieder und Angehörige, also auch Studierende, vor sexuellen Belästigung schützen 

sollen. Zudem ist in einigen Bundesländern klar geregelt, dass auch die Studierenden in den 

Zuständigkeitsbereich der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten fallen. Kocher und Por-

sche gehen jedoch von einer Anwendbarkeit des AGG auf Studierende im Kontext der Hoch-

schule aus. 

Um sexueller Belästigung und Gewalt vorzubeugen, empfehlen Kocher und Porsche (2015) 

auf der Grundlage einer Auswertung der Vorgehensweisen an deutschen Hochschulen Maß-

nahmen im Bereich der Prävention, die Etablierung eines entsprechend klar geregelten Ver-

fahrens sowie festgelegte Sanktionen. 

▸ Im Bereich der Prävention können die Personal- und Organisationsentwicklung durch Schu-

lungen zu Diskriminierung allgemein, durch verpflichtende Fortbildungen für Personalver-

antwortliche sowie durch Berücksichtigung von Sozialkompetenzen bei der Personalaus-

wahl tätig werden.  
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▸ Auf der strukturellen Ebene geht es um die Gestaltung der Räumlichkeiten an den Hoch-

schulen, die der Vermeidung von Angst und Gefahrensituationen dienen sowie Barrierefrei-

heit gewährleisten sollen.  

▸ Im Bereich des Empowerments und der Sensibilisierung sind Plakataktionen und Work-

shops sinnvoll sowie Befragungen, um Handlungsbedarfe zu ermitteln.  

▸ Um Wirkung zu entfalten, sind ein klares Verfahren und definierte Sanktionen erforderlich. 

Als Verfahren sind ein umfassendes Beschwerdemanagement zu implementieren sowie 

ein konkretisierter Ablauf mit klaren Zuständigkeiten. Die Ansprechpartner*innen sind ent-

sprechend zu qualifizieren. Als Grundsätze gelten die Letztentscheidung der Betroffenen 

sowie Vertraulichkeit. In Abhängigkeit davon, welcher Statusgruppe die Täter*innen ange-

hören, sind gestufte Sanktionen festzulegen und durchzuführen (ebd., 47).  

7.2. VERWALTUNG UND TECHNISCHES PERSONAL 

Die Aufgaben und Arbeitsbereiche des Personals in Verwaltung und Technik an Hochschulen 

sind sehr heterogen. So findet sich Verwaltungspersonal zentral in den Personal- und Haus-

haltsabteilungen, dezentral in Dekanaten und Instituten oder Einrichtungen wie Bibliotheken. 

Mit den unterschiedlichen Aufgaben gehen unterschiedliche Anforderungen und Qualifikati-

onsvoraussetzungen einher sowie unterschiedliche Arbeitsbedingungen. Ähnliches gilt für das 

technische Personal, das zentral wie dezentral für EDV, Instandsetzung und Reinigung von 

Gebäuden, Labortätigkeiten, Gerätewartung etc. zuständig ist. Für die Einschätzung der tätig-

keitsbezogenen Gefährdungen und Arbeitsbedingungen (z. B. im Rahmen der Gefährdungs-

beurteilung nach dem ArbSchG) liegen branchenspezifische Daten vor, die bei den Unfallkas-

sen bzw. Berufsgenossenschaften, der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

etc. abgerufen werden können. Dort finden Arbeitgeber*innen und Interessenvertretungen die 

jeweils gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse, die zu berücksichtigen die Arbeit-

geberin (hier die Hochschule) verpflichtet ist. Aufgrund der Fülle der unterschiedlichen Tätig-

keiten kann im Rahmen der Expertise nur exemplarisch aufgezeigt werden, wie eine Gender-

perspektive integriert werden kann und ob dazu hochschulspezifische Daten vorliegen.  

Trotz der großen Heterogenität der Arbeitsbedingungen und Anforderungen an das technische 

und Verwaltungspersonal an Hochschulen lassen sich einige hochschulspezifische Belas-

tungskonstellationen benennen (Faller 2017b, 396):  

▸ Stetige Arbeitsverdichtung infolge von Stellenabbau, insbesondere in den Fachbereichen 

▸ Wandel im Berufsbild 

▸ Fehlende Fortbildungsangebote für die genannten neuen Anforderungen 

▸ Unzureichende finanzielle und soziale Gratifikationen für das gestiegene Anspruchsniveau 

der Tätigkeiten 

Im Folgenden werden einige Beispiele vorgestellt und Anknüpfungspunkte für eine geschlech-

tergerechte Gesundheitsförderung (im Sinne eines Settingansatzes) erörtert.  
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7.2.1. INSTITUTSSEKRETARIATE 

Die Arbeitsbedingungen für Institutssekretärinnen15 zeichnen sich u. a. durch geringe Ent-

scheidungs- und Verantwortungsspielräume, Arbeitsunterbrechungen, schlechte Planbarkeit, 

geringe Mitgestaltungsmöglichkeiten, Unklarheiten die eigene Rolle betreffend und ein unaus-

gewogenes Gratifikationserleben für die geleistete Arbeit aus (ebd., 396). Zudem ist das Füh-

rungsverhalten auch für Sekretärinnen ein gesundheitsrelevanter Einflussfaktor. Je mitarbei-

terorientierter sich die Professor*innen verhalten, desto besser ist die subjektive Wahrneh-

mung der eigenen Arbeit (Faller 2006, 40). Zudem sind die disziplinarischen Vorgesetzten 

häufig nicht die Professor*innen, sondern die Verwaltungsleitungen der Hochschule. Sekretä-

rinnen arbeiten zudem vereinzelt in den jeweiligen Einrichtungen. Sie sind dezentral über die 

Institute und Einrichtungen verteilt. Dies erfordert eine entsprechende Berücksichtigung in der 

Planung im Gesundheitsmanagement, etwa für Gesundheitszirkel (Pieck 2013, 82ff.). 

Im Kontext der gesundheitsbezogenen Studien wird Gender oder Gleichstellung in Bezug auf 

Sekretärinnen nicht thematisiert. Dass dies angemessen und sinnvoll wäre, liegt auf der Hand: 

Sekretariatstätigkeiten werden überwiegend von Frauen ausgeübt. In Bezug auf die angemes-

sene Einschätzung der Anforderungen und die damit verbundene Arbeitsbewertung und Ent-

lohnung besteht der Verdacht, dass die Tätigkeit im Vergleich zu männerdominierten Tätigkei-

ten an Hochschulen unterbewertet ist und Frauen somit eine geringere Gratifikation und finan-

zielle Ressourcen zukommen (mittelbare Diskriminierung). Bestätigt wird diese Annahme 

durch die Analyse des Gender-Reports 2019 der nordrhein-westfälischen Hochschulen (Kor-

tendiek et al. 2019) sowie Untersuchungen an einzelnen Universitäten wie z. B. der Julius-

Maximilians-Universität Würzburg (zur Konzeption und den verwendeten Instrumenten vgl. 

ABAKABA von Katz & Baitsch 2006). Der Gender-Report bestätigt die Frustration der Sekre-

tärinnen über niedrige Gehälter und die mangelnden Aufstiegschancen in den Sekretariaten, 

die im Gesundheitskontext für das Entstehen von Gratifikationskrisen relevant sind. Es scheint, 

so die Autor*innen des Gender-Reports, „dass die Hochschulen diese Spielräume [bei der 

Entgeltgestaltung] bei den Eingruppierungen oftmals zuungunsten von Frauen nutzen.“ (Kor-

tendiek et al. 2019, 269). 

Auf der Grundlage der Studien zur diskriminierungsfreien Arbeitsbewertung nach Katz und 

Baitsch (2006) konnte belegt werden, „dass es sich bei den Sekretariatstätigkeiten um äußerst 

komplexe Arbeitsfelder handelt, die oftmals höhere Anforderungen beinhalten als die damit 

verglichenen Profile technischer Arbeitsbereiche mit einem hohen Männeranteil“ (Kortendiek 

et al. 2019, 269). Dies schlägt sich jedoch nicht in der Bewertung und Entlohnung der Tätigkeit 

nieder. Eine Neubewertung der Tätigkeiten ist trotz der vorgelegten Erkenntnisse bis heute 

nicht erfolgt. Die Unterbewertung der Tätigkeit kommt vor allem dadurch zustande, dass die 

tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten nicht mit den Arbeitsplatzbeschreibungen übereinstimmen. 

Zudem steigen die Kollegen (es sind überwiegend Männer) im technischen Bereich im Ver-

gleich zu den Kolleginnen (über 90 % Frauen) im Sekretariatsbereich tendenziell mit einer 

höheren Entgeltgruppe an der Hochschule ein und erhalten zudem leichter Zulagen, da diese 

etwa als sogenannte „Schmutz-“ oder „Erschwerniszulagen“ fest im Tarifgefüge verankert, für 

                                                 
15 Aufgrund des geringen Anteils an Sekretären von 1 %, liegt hier der Fokus auf den Sekretärinnen. 
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Sekretariatsbereiche jedoch nicht vorgesehen sind (ebd., 384)16. Damit fehlt die wichtige Res-

source der beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten. 

Eine weitere typische Erscheinung für die Erwerbstätigkeit von Frauen ist zudem die Arbeit in 

Teilzeit, die auch bei Sekretärinnen auftritt. Bei der Teilzeit handelt es sich um unfreiwillige 

Teilzeitbeschäftigung. Zum einen fehlen Vollzeitstellen, zum anderen begründen deutlich mehr 

Frauen (51 %) als Männer (26 %) ihre Teilzeittätigkeit mit persönlichen, familiären Verpflich-

tungen bzw. Pflege- und Betreuungsaufgaben (ebd., 269). Die bereits thematisierte ge-

schlechtliche Arbeitsteilung in Beruf und Familie zeigt sich an diesem Beispiel. Es wird deut-

lich, dass die von den Frauen tatsächlich verrichteten Tätigkeiten nicht hinreichend wahrge-

nommen und nicht angemessen bewertet werden17. Zudem zeigt sich, dass die mit der Tätig-

keit einhergehenden Belastungen ebenfalls nur verzerrt wahrgenommen werden. Damit ist 

das Kriterium, das Wesen der Tätigkeit zu erfassen, nicht erfüllt.  

Ansatzpunkt des Hochschulgesundheitsmanagements sind hier eine partizipative Gefähr-

dungsbeurteilung für Mitarbeiter*innen der Sekretariate und eine Neubewertung der Stellen, 

deren Voraussetzung eine der Realität entsprechende Tätigkeitsbeschreibung ist. Ergebnisse 

der Gefährdungsbeurteilung sollten konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbe-

dingungen sein, die soziale Unterstützung sowie Arbeitsabläufe fördern etc. Dies können sein: 

regelmäßige Dekanatsbesprechungen zur Arbeitsorganisation, Teamentwicklungsworkshops 

oder gezielte Weiterbildungen.  

7.2.2. BIBLIOTHEKEN 

Die Beanspruchungen der Mitarbeiter*innen in Bibliotheken zeichnen sich neben ergonomi-

schen und umgebungsbezogenen Belastungen (wie Hitze und trockener Luft) vor allem durch 

psychosoziale Belastungen aus. Diese unterscheiden sich nach Faller je nach Art der Tätigkeit 

und der hierarchischen Stellung. Vor allem Beschäftigte nachgeordneter Ebenen leiden unter 

einer stark segmentierten Arbeitsorganisation, die mit Monotonie und eingeschränkten Hand-

lungs- und Entscheidungsspielräumen einhergeht und zu Motivationsdefiziten führen kann 

(Faller 2006, 40). 

Die starren Hierarchien verhindern zudem den sozialen Aufstieg sowie eine offene Kommuni-

kation. Die positive Einschätzung der eigenen Tätigkeit hängt eng mit der Position innerhalb 

der Entscheidungspyramide zusammen (ebd.). 

Als Ansatzpunkte für die Verbesserung und gesundheitsförderliche Gestaltung der Arbeitsbe-

dingungen empfiehlt Faller (ebd., 41):  

▸ Verbesserung der Transparenz über das Zustandekommen von Entscheidungen, 

▸ Realisierung komplexer und vielfältiger Arbeitsaufgaben, 

                                                 
16 In der Geschlechterforschung ist dieses Phänomen bekannt. Frauenberufe sind oft Sackgassenbe-
rufe, in die keine Karriereleitern hineinreichen (Krüger 1995, 212). 
17 Dies wirkt sich auf das Entgelt aus, womit später deutlich geringere Renten und ein erhöhtes Ar-
mutsrisiko von Frauen verbunden ist, was wiederum mit gesundheitlichen Risiken verbunden ist 
(BMFSFJ 2017). 
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▸ bedarfsgerechte Unterstützung der Fähigkeiten und Motivationen von Beschäftigten, 

▸ Schaffung von Kommunikationsanforderungen bei der Arbeit, 

▸ Förderung der Möglichkeiten zur angstfreien Problematisierung von Kritik und Schwierig-

keiten,  

▸ Förderung von Handlungs- und Entscheidungsmöglichkeiten auch hinsichtlich der Gestal-

tung von Arbeits- und Organisationsbedingungen, 

▸ Angemessene Gratifikations- und Anerkennungskultur. 

Genderaspekte werden von Faller in diesem Kontext nicht thematisiert. Dabei handelt es sich 

hier ebenfalls um einen Tätigkeitsbereich, der überwiegend von Frauen (86 %) ausgeübt wird. 

Die mangelnde Gratifikation drückt sich ebenfalls – analog zu dem Beispiel in den Institutssek-

retariaten – in einer Unterbewertung der Tätigkeit aus (Krell et al. 2001; Kortendiek et al. 2019, 

249). 

7.2.3. GEBÄUDEREINIGUNG 

An Hochschulen arbeiten nicht nur Wissenschaftler*innen oder Verwaltungskräfte, sondern 

auch z. B. Reinigungskräfte, wie in vielen anderen Organisationen und Betrieben auch. Für 

den Bereich der Gebäudereinigung liegen bereits Studien und Leitfäden im Bereich der Ge-

fährdungsbeurteilung vor, die diese Thematik tatsächlich geschlechtertheoretisch fundiert be-

arbeiten (BMASK 2012), die als handlungsleitend für den Hochschulkontext herangezogen 

werden können. Der Tätigkeitsbereich Gebäudereinigung ist stark nach Geschlecht unterteilt: 

Typisch „männliche“ Reinigungstätigkeiten sind Fensterreinigung, Bodenreinigung mit selbst-

fahrenden Reinigungsmaschinen, Grundreinigung, Fassadenreinigung und Grobreinigung (z. 

B. Dachböden oder Keller). Dem gegenüber verrichten Frauen überwiegend Unterhaltsreini-

gung unter erheblichem Zeitdruck, z. B. Nachfüllen von Handtuch- und Seifenspendern, Ent-

leeren von Abfallbehältern und Sanitärreinigung. 

Typische Risiken bei „weiblichen“ Reinigungsarbeiten werden dabei jedoch oft übersehen oder 

zu Unrecht als zu vernachlässigen betrachtet. So haben weibliche Reinigungskräfte nur we-

nige Möglichkeiten, Arbeitsschutzentscheidungen im Betrieb zu beeinflussen und sind kaum 

an der Arbeitsschutzorganisation beteiligt (vgl. auch Fokuhl 2009). Der Arbeitsort ist für die 

Reinigungskräfte oft schwer erreichbar. Die Unterweisung erfolgt meist schriftlich und ist oft 

unverständlich. Nachfragen sind meist nicht möglich.  

Typische Gesundheitsrisiken sind (Pieck & Schinkovits 2016, 199f.): 

▸ Stürze, Ausrutschen auf nassen Flächen, Stolpern, gefährliche Substanzen, Stichverletzun-

gen, 

▸ Hauterkrankungen, Rückenschmerzen und andere Muskel-Skelett-Erkrankungen, 

▸ Informationsmangel, Kommunikationsprobleme, 
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▸ Zeitdruck, Arbeitsschutz wird zurückgestellt, 

▸ interkulturelle Konflikte zwischen Personal oder konfliktbehafteter Kontakt mit Kundinnen 

oder Kunden, 

▸ isolierte Alleinarbeit verbunden mit Ängsten (z. B. als Frau allein unter Männern), Angst vor 

tätlichen Übergriffen, 

▸ psychische Belastungen – Stress, Mobbing, Diskriminierungen, hohes Risiko für Gewalt am 

Arbeitsplatz (im Team, im Kundenkontakt, durch Vorgesetzte), Arbeiten unter demütigen-

den Umständen, Fremdbestimmtheit, 

▸ fehlende Anerkennung und Wertschätzung (schlechtes Image des Berufes, wenig positive 

Rückmeldungen durch Kundinnen, Kunden, Vorgesetzte), 

▸ geringe Abwechslung bei der Art der Tätigkeit, eintönige Arbeit, 

▸ schlechte Qualifikation, kaum Möglichkeit Neues zu lernen, 

▸ Einspringen ohne Schulung/Unterweisung. 

„Außerhalb des Sicherheits- und Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz bestehen 
zusätzliche Belastungen und Benachteiligungen durch kaum abgesicherte Ar-
beitsverhältnisse, geringes Entgelt und oft unsicheren Rechtsstatus, Mehrfach-
belastungen durch Kinder-, Altenbetreuung, Diskriminierung in der Gesellschaft, 
Rollenbilder, wenig Erholungsmöglichkeiten […], schwierige Wege von/zur Arbeit 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Frauen, die in der Reinigungsbranche tätig sind, 
arbeiten privat meist dasselbe nochmal – unbezahlt, zusätzlich exponiert und mit 
dem Risiko, den Beruf bei eingeschränkter Gesundheit kaum weiter ausüben zu 
können.“ (BMASK 2012, 16)  

Aus den berichteten Belastungen ist ersichtlich, dass neben den „klassischen“ Risikofaktoren 

auch die psychosozialen Belastungen von Bedeutung sind. Um blinde Flecken im eigenen 

Vorgehen zu vermeiden, ist entscheidend, dass die psychosozialen Belastungen systematisch 

berücksichtigt und die jeweiligen Beschäftigtengruppen eingebunden werden – und zwar bei 

der Organisation des Arbeitsschutzes, bei der Belastungsermittlung und der Maßnahmenent-

wicklung. Der Leitfaden für Reinigungskräfte (ebd.) enthält neben der systematischen Be-

standsaufnahme zu Gender-Aspekten auch Tabellen und Informationen, die entlang der Ge-

fährdungsbeurteilung aufgebaut sind und Belastungen bei Reinigungstätigkeiten umfangreich 

auflisten und Handlungsempfehlungen geben.  

7.2.4. INTERVENTIONSANSÄTZE – BEISPIEL GENDER IM ARBEITSSCHUTZ 

ÖSTERREICH 

Um Gender Mainstreaming umzusetzen, ist in der Regel zunächst ein Lernprozess bei den 

jeweiligen Akteur*innen und Verantwortlichen erforderlich, die die Genderperspektive in ihre 

alltägliche Arbeit integrieren und dabei Gleichstellungsziele verfolgen sollen. Wie dies gelingen 
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kann, zeigt im Folgenden ein Beispiel aus Österreich für den Bereich der Reinigung. Die Ar-

beitsschutzbehörden haben ihren Lernprozess und ihre Vorgehensweise in einen Leitfaden 

für die Praxis übersetzt. Neben der Frage, wie sich Gender in der Gefährdungsbeurteilung und 

Arbeitsgestaltung im Reinigungsbereich umsetzen lässt, gewähren die Autor*innen des oben 

zitierten Leitfadens auch Einblick in ihren eigenen Lernprozess. Sie beschreiben, wie sie sich 

Gender Mainstreaming im Rahmen eines eigenen Modellprojekts in ihrem Tätigkeitsbereich 

angeeignet haben. Grundlage hierfür waren eine entsprechende rechtliche Rahmung, die de-

zidierte Unterstützung durch die Leitung des Amtes sowie eine konsequente Qualifizierung der 

Mitarbeiter*innen des Amtes in Bezug auf die „neue“ Aufgabe Gender Mainstreaming bzw. 

Diversity. 

Die Fachleute des Arbeitsinspektorats identifizierten für sich zunächst gender- und diversity-

relevante Arbeitsschutzbereiche (Pieck & Schinkovits 2016, 199): 

▸ Persönliche Schutzausrüstung (PSA): Arbeitskleidung (für Frauen und Männer passend, 

geeignet, nicht sexistisch) 

▸ Gefährdungsbeurteilung: alle Belastungen (auch psychische, alle Arbeitsplätze, Arbeitsvor-

gänge usw., auch auswärtige Arbeitsstellen) 

▸ Information, Unterweisung: zielgruppengerecht, verständlich – verstanden (auch Pikto-

gramme, Videos usw.) 

▸ manuelle Lastenhandhabung (Frauen, auch Männer, Junge, Ältere) 

▸ psychische Fehlbelastungen (auch Konflikte am Arbeitsplatz, Gewaltvorfälle, Arbeitsorga-

nisation, Arbeitszeit, Anerkennung, u. a.) 

▸ Arbeitsstätten (Umkleideräume, Sanitäreinrichtungen) 

▸ Adaptierung von Arbeitsplätzen und Arbeitsvorgängen bei Einschränkungen oder Behinde-

rungen (anstelle von Beschäftigungsverboten) 

▸ Wechselwirkungen von Risiken, Verstärkung der Belastungen 

▸ Arbeitsorganisation: Beteiligung von Frauen und Männern, Einbindung der Interessenver-

tretungen und weiterer Funktionsträger*innen 

Ziel der Arbeitsschutzbehörde war es, den vermeintlich genderneutralen Arbeitsschutzansatz 

hin zu einem gendergerechten Ansatz weiterzuentwickeln. Dies gelang den Aufsichtsbe-

amt*innen vor allem, indem sie die Erkenntnisse der Geschlechterforschung auf ihren eigenen 

Arbeitsbereich übertragen und in ein eigenes Frageinstrument zur Analyse des betrieblichen 

Arbeitsschutzes übersetzt haben. Dabei orientierten sie sich insbesondere an der Erkenntnis, 

dass Geschlecht eine soziale Kategorie ist, die Arbeitsteilung zwischen Frauen und Männern 

der zentrale Einflussfaktor auf die ungleiche Verteilung von Belastungen und Ressourcen dar-

stellt und dass daraus die gesundheitlichen Unterschiede resultieren. Sie gehen zudem davon 
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aus, dass der bisher als „neutral“ fantasierte Arbeits- und Gesundheitsschutz als androzent-

risch einzuschätzen ist. Den bisherigen Vorgehensweisen, Instrumenten etc. liegt ein Gender 

Bias (Kapitel 4.4.) zugrunde, den es zu vermeiden gilt. Als zentrales Mittel für eine genderge-

rechte Wahrnehmung ihrer Beratungs- und Aufsichtsfunktion hat es sich bewährt, „die richti-

gen Fragen“ zu stellen.  

Die Fragen orientieren sich dabei an den Erkenntnissen der Geschlechterforschung und über-

setzen sie für die betriebliche Praxis. Beispiele für solche Fragen sind:  

▸ „Bestehen Gefahren und Belastungen überwiegend für Frauen oder für Männer, bestimmte 

Beschäftigtengruppen? 

▸ Sind alle Risiken erfasst, werden manche Risiken unterschätzt? 

▸ Sind Frauen und Männer, Arbeitnehmer/innen mit Migrationshintergrund, ältere/jüngere Be-

schäftigte, Beschäftigte mit Behinderungen repräsentativ beteiligt?“ (BMASK 2012, 18) 

Im Dialog mit Akteur*innen in den jeweiligen Betrieben stellen die Inspekteur*innen Fragen, 

die unweigerlich zu neuen Erkenntnissen bei den Akteur*innen führten und schrittweise zu 

einer gendergerechten Entwicklung des Arbeitsschutzes beitrugen. 

Eine ähnliche Vorgehensweise hat sich auch in Schweden bewährt. Ein umfangreicher Fra-

genkatalog ist dazu veröffentlicht worden (The Swedish Work Environment Authority 2015). 

Eine Übersetzung findet sich in einem Beitrag von Pieck und Schinkovits (2016; siehe Anhang 

1). 

Die Integration von Gender in das Hochschulgesundheitsmanagement (HGM) steht noch weit-

gehend aus, so auch für die Statusgruppe Verwaltung und Technik.  

Ein erster und zentraler Ansatzpunkt ist die konsequente Anwendung des Prinzips Partizipa-

tion, insbesondere in einer partizipativen und kontextspezifischen Durchführung von Gefähr-

dungsbeurteilungen psychosozialer Belastungen. Durch eine konsequente Umsetzung der 

Partizipation lassen sich Verzerrungen in der Wahrnehmung von Belastungen und Ressour-

cen am ehesten vermeiden.  

▸ Die Belastungen von Frauen werden oft nicht erfasst, ebensowenig wie die mangelnden 

Ressourcen wie Handlungs- und Entscheidungsspielräume, Gratifikation und Entlohnung.  

▸ Die tatsächlichen Tätigkeiten und Anforderungen werden oft nicht erfasst und somit nicht 

bewertet, weder finanziell noch in der Gefährdungsbeurteilung. 

▸ Die einzelnen sehr heterogenen Beschäftigtengruppen werden oft nicht hinreichend diffe-

renziert in HGM erfasst. So können beispielsweise Konflikte in Dekanaten oder Teams nur 

vor Ort bearbeitet werden und nicht durch zentrale Angebote und Maßnahmen für alle Ver-

waltungskräfte.  

▸ Psychosoziale Belastungen werden nicht hinreichend und in partizipativer Form in der Ge-

fährdungsbeurteilung bearbeitet.  
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Das HGM setzt ein entsprechendes Engagement der Hochschulleitung voraus. Gesundheit 

bzw. die menschengerechte Gestaltung von Arbeit sind als Kriterien in die Entscheidungspro-

zesse der Leitung zu integrieren. Hierfür dürfte eine zeitlich angemessene Befassung mit der 

Thematik erforderlich sein, z. B. im Rahmen einer Qualifizierungsreihe sowie von Konzeptions- 

und Strategieworkshops zum HGM.  

Der Unterbewertung der von Frauen geleisteten Arbeit muss auf Ebene der Hochschulleitung 

begegnet werden, die hier Vorgaben für die Neubewertung und Eingruppierungspraktiken der 

Personalabteilungen geben kann. 

Angesichts der konstatierten Arbeitsverdichtung (auch für die anderen Statusgruppen), For-

men der indirekten Steuerung, interessierter Selbstgefährdung und zunehmend widersprüch-

licher Arbeitsanforderungen (vgl. 7.4.1.) gewinnt die Reflexion von Zielkonflikten auf der Ebene 

des Hochschulmanagements an Bedeutung und verlangt nach Aufgabenkritik und Aushand-

lung angemessener Personalstärken.  

7.3. STUDIERENDE 

Die Studierenden stellen die größte Statusgruppe an den Hochschulen und sind als Lernende 

und z. T. auch als Mitarbeiter*innen an der Hochschule tätig. Im Sommersemester 2016 liegt 

der Altersdurchschnitt der Studierenden bei 24,7 Jahren. Der Anteil der 20- bis 25-Jährigen 

macht dabei 58 % aller Studierenden aus (Middendorff et al. 2017). Somit sind besonders 

diese zwei Drittel in einer spezifischen Lebensphase, die eng verknüpft ist mit dem Übergang 

ins Erwachsenenalter und der Übernahme entsprechender Erwartungen und Rollenanforde-

rungen – neben der Bewältigung der neuen fachlichen Anforderungen des Studiums (Faller 

2006). Zahlreiche Studien weisen darauf hin, dass sich mit der Aufnahme des Studiums der 

gesundheitliche Zustand der Studierenden verschlechtert (Knoch 2001; Gusy et al. 2010). Aus 

bildungspolitischer und gesundheitlicher Sicht ist eine gelungene soziale und akademische 

Integration der Studierenden in das Hochschulsystem zentral. Durch sie können Studienab-

brüche verringert werden (Berger & Braxton 1998; Bachert 2019, 27). 

Aufgrund des relativ jungen Alters gehören Studierende in der Tendenz zu einer vergleichs-

weise gesunden Bevölkerungsgruppe (Robert Koch-Institut 2014; Gusy et al. 2016). Aufgrund 

ihrer überwiegenden Herkunft aus sozial besser gestellten Haushalten wäre zu erwarten, dass 

sie einen vergleichsweise besseren Gesundheitszustand aufweisen als gleichaltrige Erwach-

sene, die nicht studieren (Grützmacher et al. 2018).  

Die Autor*innen (ebd., 21) kommen in der ersten repräsentativen Erhebung in Deutschland 

zur gesundheitlichen Lage der Studierenden jedoch zusammenfassend zu folgender Einschät-

zung: 

▸ Studierende verfügen über eine schlechtere subjektive Gesundheit und ein schlechteres 

Gesundheitsverhalten als Gleichaltrige 

▸ Besonders Studentinnen weisen häufiger psychische und physische Beschwerden auf 

▸ Gesundheitsschädigendes Verhalten ist mit Ausnahme von Tabakkonsum bei Studieren-

den stärker ausgeprägt als im Altersdurchschnitt 
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▸ 11 % der Studierenden haben mindestens eine gesundheitliche Beeinträchtigung mit Aus-

wirkungen auf das Studium (Middendorff et al. 2017, 12) 

Insbesondere der Übergang ins Studium scheint gesundheitlich relevant zu sein. Die psychi-

sche Gesundheit der Studierenden verschlechtert sich in den ersten ein bis zwei Jahren 

(Knoch 2001, 18; Stock & Krämer 2001, 56). Zu den Herausforderungen der Lebensphase 

Studium, die für die Gesundheit und Entwicklung der Studierenden relevant sind, zählen: 

▸ Bewältigung der Loslösung vom Elternhaus und Identitätsbildung  

▸ Orientierung im tertiären Bildungssektor (durch Knüpfen neuer sozialer Kontakte) 

▸ finanzielle Aspekte, Mehrfachbelastungen, Vereinbarkeit Studium, Privatleben, Familie, Be-

ruf/Erwerbstätigkeit (Grützmacher et al. 2018; Bachert 2019, 27) 

▸ Mit der spezifischen Lebens- und Entwicklungsphase Studium gehen zudem spezifische 

verhaltensbezogene Risiken einher, die entsprechend in den Konzepten zur gesunden 

Hochschule aufgegriffen werden sollten, wie sexuelles Verhalten und Infektionsrisiken 

(Dooris 2001; Meier et al. 2007) 

Daraus ergeben sich nach Bachert (2019, 28) zahlreiche Handlungsfelder für die gesundheits-

förderliche Gestaltung von Lern-, Arbeits- und Lebensbedingungen für Studierende:  

▸ Campusgestaltung und soziales Umfeld 

▸ Arbeits- und Lernumfeld (z. B. Zugang zur Pflichtveranstaltungen) 

▸ Dienstleistungen (Hochschulsport) 

▸ verhaltensbezogene Maßnahmen Public Health – Bewegungsförderung, Stressbewälti-

gung, Ernährungs- und Gesundheitskompetenzbildung, Suchtmittelprävention, Sexualauf-

klärung und Präsentismusvermeidung 

▸ Lernberatung, Erwerb von Schlüsselqualifikationen 

▸ Qualitätsaspekte des Studiengangs – Betreuungssituation, Ausstattungsmerkmale, Orga-

nisation und Qualität der Lehre, Verbesserung der Studien- und Prüfungsorganisation  

7.3.1. DUAL STUDIERENDE 

Im Jahr 2016 sind laut Hofmann und König (2017) mehr als 100.000 Studierende in einem 

dualen Bachelor-Studiengang eingeschrieben. Der Anteil an Studentinnen liegt bei 42,7 % 

(Hesser & Langfeldt 2017) und unterscheidet sich damit nur marginal von den Zahlen der klas-

sischen Studierenden, bei denen ihr Anteil 2018 bei 45,6 % liegt (VuMA 2018). Eine Mehrheit 

der Studierenden von 66,9 % sieht in der Vergütung während des Studiums eines der Haupt-

kriterien, weshalb sie sich für ein duales Studium entschieden haben (Hesser & Langfeldt 

2017). 
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Zu der Höhe und Verteilung der Vergütung bzw. Einkommenssituation der dual Studierenden 

liegen keine Studien vor, weshalb hier nur auf eine Auswertung eines Studienportals zurück-

gegriffen werden kann. Laut einer Gehaltsstudie des Internetportals „duales-studium.de" von 

2015 können nur 60,2 % der 3.367 befragten dualen Studierenden von ihrem Gehalt leben. 

Weitere 37,5 % sind auf finanzielle Unterstützung der Eltern oder Verwandten angewiesen. 

Neben ihrer Arbeit im Praxisbetrieb gehen weitere 8,1 % der Befragten einem Nebenjob nach, 

um sich zu finanzieren. BAföG oder Studienkredite nehmen nur 3,4 % in Anspruch. 

Bei der Gehaltshöhe spielen in erster Linie die Unternehmensgröße und die Branche eine 

entscheidende Rolle. Die Gehaltsverteilung in den dualen Studiengängen ist sehr heterogen. 

So verdienen einige duale Studierende 400 € (inkl. Studiengebühren) pro Monat und weniger, 

während andere ein Gehalt von bis zu 2000 € angeben. Im Schnitt wird ein Bruttoverdienst 

von 1.117 € (inkl. Studiengebühren) pro Monat angegeben (duales-Studium.de 2015). Zu ei-

nem möglichen Gender Pay Gap finden sich in der Auswertung keine Aussagen. 

Im Rahmen einer Studie von Hesser und Langfeldt (2017) bewerten 71,2 % der Befragten ihre 

Vergütung als „angemessen“ oder sogar „sehr angemessen“. Dabei fällt die Einschätzung bei 

dualen Studiengängen, die ausbildungsintegrierend gestaltet sind, positiver aus, als bei jenen 

mit einer praxisintegrierenden Ausgestaltung. 

Duale Studiengänge, hier am Beispiel der DHBW, gelten als Intensivstudiengänge, bei denen 

Praxis- und Theoriesequenzen alternieren und mit einem höheren Workload zusammenhän-

gen (Deuer & Wild 2018; Hungerland & Weik 2019 zu Substanzkonsum u. a. als Copingstra-

tegie). 61,5 % der befragten Studierenden bestätigen einen häufig großen Zeitdruck mit einem 

Anstieg während des Studiums (Deuer 2017). Aus diesem Grund spielt das Thema der Work-

Life-Balance in den Lebenswelten eine wichtige Rolle. Deuer und Wild (2018) konnten einem 

Großteil der untersuchten dual Studierenden grundsätzlich eine ausgeglichene Work-Life-Ba-

lance attestieren. Schlechtere Werte in Bezug auf die Work-Life-Balance sind besonders für 

Studierende mit einem erhöhten Stressempfinden oder einer Gratifikationskrise charakteris-

tisch. Auch Studierende, die zu einem späteren Zeitpunkt ihr Studium abgebrochen haben, 

weisen eine schlechtere Work-Life-Balance vor.  

Dieser kurze Einblick in das Thema duales Studium macht bereits deutlich, dass in Bezug auf 

dual Studierende und deren Gesundheit weitere Forschung notwendig ist. Bisher liegen in 

diesem Bereich weder geschlechterdifferenzierte Daten noch geschlechtertheoretisch fun-

dierte Studien vor. 

7.3.2. STUDENTISCHES GESUNDHEITSMANAGEMENT 

Die Gesundheit der Studierenden sowie die im vorangegangenen Abschnitt diskutierten Her-

ausforderungen werden seit einiger Zeit im Rahmen des studentischen Gesundheitsmanage-

ments (SGM) adressiert. Das Gesundheitsmanagement der Hochschulen fokussierte sich zu 

Beginn auf das Gesundheitsmanagement für den Verwaltungsbereich und orientierte sich da-

bei im Wesentlichen an den Konzepten des betrieblichen Gesundheitsmanagements sowie an 

der betrieblichen Gesundheitsförderung. Wie die Daten oben zeigen, waren dabei Angebote 

für das wissenschaftliche Personal unterrepräsentiert und Studierende wurden nicht einbezo-

http://duales-studium.de/
http://duales-studium.de/
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gen. In den vergangenen Jahren hat sich das studentische Gesundheitsmanagement als An-

satz entwickelt, um diese Zielgruppe anzusprechen und deren gesundheitlichen Bedingungen 

zu verbessern. 

Als studentisches Gesundheitsmanagement (SGM) – analog zum betrieblichen Gesundheits-

management – kann die systematische und zielorientierte Steuerung aller gesundheitsbezo-

genen Prozesse im Zusammenhang mit Studierenden an der Hochschule gelten (Techniker 

Krankenkasse 2019, 11). Dies schließt bedarfsgerechte Maßnahmen, Projekte und Prozesse 

der Organisationsentwicklung ein, die die Studierendengesundheit und den Studienerfolg för-

dern können. Das SGM zielt darauf ab, die körperlichen, psychischen und sozialen Belange 

sowie das individuelle Wohlbefinden der Studierenden zu erhalten und zu fördern (ebd.). Dem 

entsprechend ist es mit Gestaltungs- bzw. Mitsprachemöglichkeiten und finanziellen Ressour-

cen auszustatten (ebd. 10).  

Das SGM leistet in mehrfacher Weise einen Beitrag zur gesundheitsfördernden Hochschule, 

indem es insbesondere eine Integration des Themas Gesundheit in die Kernprozesse der 

Hochschule – Forschung und Lehre – anstrebt. Dies geschieht zum einen durch die Etablie-

rung und Stärkung nicht-medizinischer Gesundheitsstudiengänge und Forschung sowie durch 

die Integration gesundheitsbezogenen Wissens in die Lehre allgemein. Im Rahmen studenti-

scher Projekte und gesundheitsbezogener Lehrangebote (Anerkennung von ECTS-Punkten) 

eignen sich Studierende entsprechendes Wissen und Kompetenzen an und beteiligen sich an 

der gesundheitsfördernden Gestaltung der Hochschule.  

Aus bildungspolitischer Perspektive kann SGM nicht nur einen Beitrag zur gesundheitlichen 

Chancengleichheit leisten, sondern auch zur allgemeinen Chancengleichheit (Bachert 2019, 

27), indem es gleiche Chancen auf einen erfolgreichen Studienabschluss fördert. 

Die Sichtung von Veröffentlichungen und Praxisbeispielen zu gesundheitsfördernden Angebo-

ten des studentischen Gesundheitsmanagements zeigt, dass hier vor allem Angebote zur 

Kompetenzentwicklung, allgemeiner Gesundheitsförderung (Gesundheitsverhalten) sowie Be-

ratungsangebote dominieren (Gusy et al. 2015). Die Verhältnisorientierung fokussiert überwie-

gend auf die institutionelle Absicherung von Unterstützungsangeboten und Dienstleistungen 

für Studierende (wie psychosoziale Beratungsstellen, Angebote des Hochschulsports). Ein-

zelne Projekte zielen auf die Gestaltung des Campus und dessen Infrastruktur (Arbeitsplätze, 

Ruheräume, Ernährungsangebot in der Mensa). Unter Genderaspekten lassen sich hier z. B. 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Studium und Familie nennen, etwa durch Bereitstellung 

von Betreuungsangeboten und organisatorische Unterstützung, wie Vorbelegrechte für Kurse 

für Studierende mit Kind.  

Bisher werden bereits an Hochschulen Daten zur gesundheitlichen Lage und Lebenssituation 

von Studierenden erhoben. Im Sinne der Entwicklung des Settings und der gesundheitsförder-

lichen Gestaltung der Determinanten von Gesundheit reicht eine Analyse des Stresserlebens 

bei Studierenden jedoch nicht aus (Gusy et al. 2015). Analog zur Gesundheitsförderung und 

Prävention im Betrieb gilt es auch hier, die Einflussfaktoren auf die Gesundheit der Studieren-

den zu untersuchen und entsprechende Wirkmodelle zu nutzen bzw. zu entwickeln. Im Unter-

schied etwa zu arbeitswissenschaftlichen Modellen, die für die betriebliche Gesundheitsförde-

rung bzw. den Arbeits- und Gesundheitsschutz genutzt werden, ist für Studierende zu berück-

sichtigen, dass es sich auch um eine altersspezifische Entwicklungsphase mit entsprechenden 
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Anforderungen handelt (ebd.). Bisher gibt es wenig (vergleichbare) und kontextbezogene Da-

ten, die die entsprechenden Konstellationen von Belastungen und Ressourcen der Studieren-

den untersuchen. Gusy nennt hierfür beispielhaft die quantitativen Studienanforderungen wie 

Zeitaufwand, Anzahl an und Verteilung von Prüfungsleistungen oder Handlungs- und Ent-

scheidungsspielräume im Studium als zentrale Determinanten von Burnout. Verhältnisbezo-

gene Maßnahmen zum Belastungsabbau wären Reduktion des Zeitaufwands, Entlastung von 

Prüfungen, Entzerrung von Prüfungszeiträumen18 (ebd., 252). In der Analyse der Studienbe-

dingungen ist der Hochschulkontext nicht hinreichend abgebildet. Zudem fehlt eine differen-

zierte Erhebung der Anforderungen und Ressourcen (ebd., 254). Um Maßnahmen zur Reduk-

tion des Zeitaufwands überhaupt entwickeln und umsetzen zu können, ist eine Analyse des 

jeweils relevanten Systems erforderlich. So wäre eine Auswertung und vertiefende Analyse 

nach Studiengängen notwendig. Die Verteilung von Prüfungsleistungen und der erforderliche 

Zeitaufwand werden maßgeblich über die curricularen Vorgaben und akkreditierten Studien-

pläne strukturiert sowie durch die jeweils Lehrenden.  

Um die Studierendengesundheit zu fördern, ist nach Gusy et al. (2015) also eine entspre-

chende Datengrundlage erforderlich, die auf Wirkungsmodellen für die Gesundheitsdetermi-

nanten im Studium basieren. Sie sollten Aussagen über den Wirkungszusammenhang zwi-

schen Studiensituation und subjektiver Gesundheit bzw. Gesundheitsverhalten ermöglichen. 

Um die Daten auch für Interventionen an und durch die Hochschule bzw. des Gesundheitsma-

nagements nutzen zu können, müssen die konkreten Belastungen und Ressourcen, statt nur 

z. B. das Stresserleben, erfasst werden. Zudem erfordert eine Gestaltung der (Arbeits-) und 

Lernbedingungen eine kontextspezifische Erhebung und Auswertung. Gleichzeitig werden Re-

ferenzwerte benötigt, um die vor Ort vorgefundenen Belastungs- und Gesundheitswerte ein-

schätzen zu können. Die University Health Reports unter der Leitung von Gusy leisten hierfür 

als Benchmark Pionierarbeit im deutschsprachigen Raum. 

Zur Entwicklung von Wirkungsmodellen für die Gesundheit von Studierenden liegen bereits 

einige Ansätze vor, etwa auf der Basis des Job Demand Control Modells (Karasek 1979) und 

des Job Demand-Ressources Modells (Bakker & Demerouti 2007) für die Gesundheitsindika-

toren Burnout und Engagement (Gusy et al. 2016).  

Bei der Durchsicht von Studien zur Gesundheit von Studierenden fällt auf, dass zwar nach 

Geschlecht differenzierte Auswertungen vorliegen, jedoch nur wenige Studien Gesundheits-

unterschiede bzw. unterschiedliche Risiken für männliche und weibliche Studierende auf einer 

geschlechtertheoretisch fundierten Basis untersuchen.  

Zu diesen zählt die Studie von Knoch (2001). Sie untersucht systematisch, ob und wie sich die 

Belastungen und Ressourcen für Frauen und Männer unterschiedlich verteilen und welchen 

                                                 
18 Bisher gibt es wenig Forschung, die sich mit dem Zusammenhang von Lehre und Didaktik an Hoch-
schulen, deren Rahmenbedingungen (Lehrkapazität, Arbeitsverdichtung etc.) und der Gesundheit von 
Lehrenden und Studierenden befasst. Das arbeitswissenschaftliche Kriterium der Lernförderlichkeit 
(Joiko, Schmauder & Wolff 2010) von Arbeitsbedingungen scheint nicht ohne Weiteres auf das Studie-
ren übertragbar zu sein. Schließlich ist Lernen die zentrale Anforderung an die Studierenden und 
scheint gleichzeitig nicht zwingend gesundheitsförderlich gestaltet zu sein. Die didaktische und lern-
theoretische Perspektive in der Gesundheitsforschung zu Studierenden (und Lehrenden) ist bisher un-
terrepräsentiert. 
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Anteil dies an den beobachtbaren Unterschieden in den Gesundheitsindikatoren zwischen 

männlichen und weiblichen Studierenden hat. Interessant ist ihr Ansatz, Geschlecht nicht als 

eine konstante/homogene Variable und Eigenschaft von Personen zu konzipieren, sondern 

als eine Kontextvariable, etwa als Über- oder Unterrepräsentanz von Frauen in einem Studien-

fach. Dabei folgt sie den theoretischen Überlegungen von Kanter (1977) und deren Konzept 

von tokenism. Als Frau in einem männerdominierten Fach zu studieren, bedeutet demnach, 

dass Frauen anderen Belastungen ausgesetzt sind als Männer, etwa durch die besondere 

Sichtbarkeit und ständige Beobachtung oder Prozesse der Absonderung. Geschlecht wird so 

nicht als Eigenschaft der Frauen und Männer konzipiert, sondern als kulturelle Ausprägung 

eines Teilsystems, in dem nach Frauen und Männern unterschieden wird und unterschiedliche 

Erwartungen und Bewertungen an die Geschlechter gestellt werden bzw. unterschiedliche 

Verhaltensweisen gezeigt werden19. Damit verfolgt Knoch den Ansatz, zu prüfen, ob sich die 

Belastungs- und Ressourcenkonstellationen von Frauen und Männern im Studium unterschei-

den und sich daraus Unterschiede in der Gesundheit erklären lassen. Die Studie bestätigt, 

dass die Gesundheit von Studierenden maßgeblich durch die fachspezifischen Belastungen 

geprägt ist – für Frauen und Männer.  

Im Unterschied zu der viel diskutierten Vermutung, Frauen seien lediglich klagsamer als Män-

ner, kommt Knoch zu dem Schluss, dass die schlechteren Gesundheitswerte bei Frauen nicht 

darauf zurückzuführen sind. Zu Beginn des Studiums tauchen keine signifikanten Unter-

schiede zwischen den Geschlechtern auf, Verzerrungen aufgrund sozialer Erwünschtheit 

seien durch das anonyme Erhebungsverfahren als eher gering einzuschätzen. Darüber hinaus 

kommen Studien, die die These der Klagsamkeit explizit untersuchten, zu dem Befund, dass 

dies nicht bestätigt werden kann. Knoch führt die Unterschiede in den gesundheitsbezogenen 

Befunden auf tatsächlich unterschiedliche Belastungen (und Ressourcen) zurück (Knoch 

2001). Die Gesamtbelastung der Studierenden ist für Frauen fächerübergreifend höher als für 

Männer.  

Ebenfalls wegweisend ist die Untersuchung von kollektiven Aspekten, wie z. B. der sozialen 

Unterstützung im Studienfach als Kontextmerkmal – im Gegensatz zu Indikatoren, die lediglich 

die Individualebene untersuchen. So werden Ressourcen als organisationale Ressourcen kon-

zipiert, statt diese nur auf der Ebene individueller Kompetenzen, Wahrnehmungen, Bewertun-

gen zu verorten. Knoch kann zeigen, dass die kollektiv wahrgenommene soziale Unterstüt-

zung im Fach die Gesamtbelastung der Individuen senkt (ebd.).  

                                                 

19 Aus der Geschlechterforschung sind eine Reihe dieser Gendering-Prozesse untersucht worden, 
etwa boundary work, sexuelle Belästigung als Mittel der Ausgrenzung, diskriminierendes Verhalten 
etc. Es liegt auf der Hand, dass sexuelle Belästigung der Gesundheit abträglich ist und mit diskriminie-
rendem und abwertendem Verhalten Entmutigungen und Kränkungen einhergehen. Ebenso geklärt ist 
die Frage, ob es Männern in Frauen dominierten Berufen genauso ergeht. Sie sind zwar auch Stereo-
typisierungen ausgesetzt, die jedoch inhaltlich anders strukturiert sind und eher dafür sorgen, dass 
Männer aufsteigen.  



STATUSGRUPPEN IM BLICK 

 

55 

 

Die Kontextvariable Geschlechterrepräsentation, die Geschlecht als Anteil von Frauen an den 

Studierenden operationalisiert, leistet nach Knoch jedoch keinen Beitrag zur Erklärung der hö-

heren Gesamtbelastung von Frauen.20 Vielversprechend wäre es, Ansätze aufzugreifen, die 

Geschlecht als Geschlechterkultur konzipieren. Trotz eines hohen Anteils von Frauen bei den 

Studierenden kann die vorherrschende Kultur dennoch an männlichen Normen und Lebens-

zusammenhängen orientiert sein. Dies diskutiert auch Knoch und weist darauf hin, dass Uni-

versitäten nach wie vor androzentrisch geprägt sind. So haben beispielsweise auch in Berei-

chen, in denen überwiegend Frauen studieren, überproportional viele Männer Professuren 

inne. Hochschulen weisen damit eine asymmetrische Geschlechterkultur (Müller 1999) auf. 

Diese zeichnet sich durch eine positionale und quantitative Dominanz von Männern aus. Die 

informellen Strukturen der Kontakte, der Wissensvermittlung, der Verhaltenssteuerung sind 

durch gleichgeschlechtlichen Umgang – unter Männern – geprägt. Damit verbunden ist oft eine 

subtile oder offene Abwertung von Frauen. Für Studentinnen bedeutet ein sehr geringer Pro-

fessorinnenanteil, „dass männliche Studierende von gleichgeschlechtlichen statushohen Per-

sonen in ihr Wissensgebiet eingeführt und in ihrer wissenschaftlichen Entwicklung begleitet 

werden; während weibliche Studierende hierzu noch immer kaum Gelegenheit haben“ (ebd.). 

Dies blockiert zentrale Identifikationsprozesse für Studentinnen. Eine androzentrische/asym-

metrische Geschlechterkultur verhindert gleiche Entfaltungsspielräume für Frauen und Män-

ner (Metz-Göckel 1997). Die Überrepräsentanz von Männern unter den Professor*innen und 

damit verbundene Prozesse der homosozialen Kooptation21 tragen dazu bei, dass Studentin-

nen seltener Zugang zu einem engeren Kreis der Professor*innen haben und seltener als stu-

dentische Mitarbeiterinnen eingestellt werden (Sonntag 2009, 12). Zu einer Frauen benachtei-

ligenden Kultur zählen selbstverständlich Formen der Belästigung, insbesondere sexueller Be-

lästigung, von der Frauen deutlich häufiger betroffen sind. Die Bearbeitung von Diskriminie-

rungen durch Abwertungen und mittelbare Diskriminierung ist durch die Unsichtbarkeit des 

Phänomens erschwert. So werden Formen der mittelbaren Diskriminierung nicht wahrgenom-

men und alltägliche Abwertungen sind selbstverständlich und normalisiert, sodass sie als sol-

che oft nicht wahrgenommen werden (Kron et al. 2019). 

An anderer Stelle wurde bereits darauf hingewiesen, dass zu einem erfolgreichen und gesun-

den Studium auch die Ausbildung eines entsprechenden beruflichen Habitus gehört. Bei ge-

gebener Geschlechterkultur und Unterrepräsentanz von Frauen unter den Professor*innen 

wird deutlich, dass hier für Frauen schlechtere Ausgangsbedingungen bestehen. Auf der 

Grundlage Bourdieus Habituskonzept (1997) lässt sich verstehen, wie es durch eine Ver-

schmelzung des beruflichen Habitus mit dem männlichen Habitus zu Ausschlussmechanis-

men gegenüber Frauen kommt (im Überblick Hofbauer 2006, 36ff.; Kortendiek et al. 2019, 

340). Damit sind Studentinnen in einem Double Bind gefangen. An sie werden Weiblichkeits-

erwartungen gestellt, die im Widerspruch zum beruflich-männlichen Habitus stehen. Becker-

Schmidt (2008) hat dies als doppelte Vergesellschaftung von Frauen herausgearbeitet. Neben 

den widersprüchlichen Erwartungen der Geschlechterrollen antizipieren Frauen zudem den 

                                                 
20 Dies entspricht auch dem Stand der Geschlechterforschung, die bereits aufgezeigt hat, dass Kan-
ters These, dass bei Erreichen einer kritischen Masse geschlechtsbezogene Diskriminierungen ver-
schwinden würden, nicht zutrifft.  
21 Die Rekrutierung, Aufnahme, Beförderung etc. von Personen in Gruppen nach dem Prinzip der (so-
zialen) Ähnlichkeit, insbesondere Geschlecht, Rasse, Herkunft. 
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Strukturkonflikt zwischen Erwerbs- und Fürsorgearbeit in der Familie, den zu lösen oder aus-

zuhalten nach wie vor ihnen zugedacht ist. Es ist zu vermuten, dass Studentinnen die Res-

source „Qualifikationspotenzial“ (Gusy et al. 201622) nicht gleichermaßen für sich verbuchen 

können. Zudem folgt die Vergesellschaftung von Männern und die Ausbildung einer männli-

chen Identität anderen Regeln als die weibliche. Die männliche Identität ist vor allem geprägt 

durch Wettbewerb und Hierarchisierung sowie durch Abgrenzung vom Weiblichen (vgl. zur 

Übersicht Meuser 2006). Hieraus resultieren für Frauen andere Bewertungsmaßstäbe als für 

Männer und eine bessere und stimmige Passung für Männer in konkurrenzorientierten Syste-

men sowie eine widersprüchliche Anforderung an Frauen und eine schlechtere Passung. 

Frauen, so Knoch, sind aufgrund der Geschlechtsrolle weniger für Konkurrenzsituationen an 

Hochschulen gerüstet (Knoch 2001, 121). Dies ist jedoch nicht durch einseitige Kompetenz-

trainings bei den Studentinnen zu lösen, sondern durch Bearbeitung der Kultur und die in ihr 

geltenden Regeln und Maßstäbe, denn trotz gleichen Verhaltens blieben die widersprüchli-

chen Anforderungen – und die ungleiche Behandlung – bestehen.  

Die Geschlechterkultur der Hochschule ist eingebettet in das, was mit Foucault oder Bourdieu 

als symbolische Ordnung bezeichnet werden kann. Mit ihr verknüpft sind Formen der symbo-

lischen Gewalt, die zur Stabilisierung von Herrschaft beitragen, in unserem Fall dem Ge-

schlechterverhältnis. Eine gendergerechte Gesundheitsfördernde Hochschule muss sich dem-

nach mit den in ihr vorherrschenden Normalitätsvorstellungen und ihrem jeweiligen Selbstver-

ständnis befassen, was es heißt als Wissenschaftler*in zu arbeiten (Faller 2006).  

„Die Hochschule kann und muss als Institution des gesellschaftlichen Wandels 
[…] im Rahmen ihrer Vorbildfunktion Anstösse für ein gesundheitsförderliches 
Setting für beide Geschlechter geben. Derzeit scheint die Universität als Entwick-
lungsrahmen eher männlichen Studierenden Gesundheit und Wohlbefinden zu 
ermöglichen als weiblichen Studierenden […] stossen auf Strukturen, die von ih-
rer Tradition her den Bedürfnissen frauentypischer Lebensentwürfe kaum Platz 
einräumen.“ (Knoch 2001, 125) 

7.3.3. INTERVENTIONSANSÄTZE 

Auch im Bereich der Gesundheitsförderung für Studierende wurden früh die Instrumente der 

Gesundheitsförderung wie der Gesundheitszirkel (Meier 2007) und Arbeitssituationsanalysen 

(Dann & Steinke 2007) erprobt und im Setting Hochschule angewandt. Hieran lässt sich an-

knüpfen. Die beteiligungsorientierten Verfahren erwiesen sich auch an Hochschulen als ge-

eignet, Perspektivwechsel zu fördern, ermittelte Belastungsschwerpunkte und Maßnahmen in 

Folgeprozessen zu konkretisieren. Eine zeitnahe Umsetzung von Maßnahmen sowie Beteili-

gung der Betroffenen und eine Verankerung im Gesundheitsmanagement waren dabei ziel-

führend (ebd.). 

Sollen verhältnisbezogene Maßnahmen wie z. B. Reduktion des Zeitaufwands entwickelt wer-

den, werden Grenzen des Trends, die Statusgruppen in getrennten Managementverfahren zu 

                                                 
22 Gusy et al. (2016) haben in ihrer Studie die Entwicklung von Burnout bei Studierenden untersucht 
und dabei auf die Ressource des Qualifikationspotenziales aufmerksam gemacht. Dies beinhaltet u. a. 
Aspekte nach der beruflichen Verwertbarkeit des Studiums und der Studieninhalte wie nach Zukunfts-
perspektiven im Beruf. Eine Auswertung nach Geschlecht ist leider nicht erfolgt.  
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bearbeiten (wie z. B. SGM, BGM) deutlich: Die Belastungsseite der Studierenden hängt maß-

geblich an den Belastungen der Lehrenden und den dort verfügbaren Ressourcen. Im Sinne 

einer Integration von Gesundheit in die handlungsleitenden Kriterien und Kernprozesse einer 

Hochschule wäre ein Ansatz vielversprechend, der Gesundheit in die Studiengangsentwick-

lung, Qualitätssicherung und Akkreditierung integriert.  

Für die Gestaltung der Studienbedingungen empfiehlt Faller (2017b) zusammenfassend: 

▸ Adäquater Betreuungsschlüssel, persönliche Beziehung zwischen Lehrenden und Studie-

renden, individuelle Lernprozesse fördern 

▸ Kommunikative und sozialverträgliche Lernkultur 

▸ Sinnhafte Gestaltung und berufsorientierte Ausrichtung von Curricula und ihrer didakti-

schen Aufbereitung 

▸ Dialogorientierter Umgang mit Leistungsanforderungen und eine Lehrgestaltung, die die 

Rückmeldungen von Studierenden aufgreift und einbezieht 

▸ Unterstützung von Studierenden in prekären und belasteten Lebenslagen  

▸ Einplanung und Gewährung von Freiräumen zur Entfaltung und Entwicklung eigener fach-

licher Interessen  

▸ Architektonische Gestaltung von Hochschulgebäuden, z. B. die Schaffung von 

Rückzugsmöglichkeiten, eine stress- und lärmdämmende Raumgestaltung (ebd., 396) 

Aus einer Genderperspektive sind die Verknüpfung von Geschlechter- und Wissenschaftskul-

tur sowie Unterrepräsentanz von Frauen unter den Professor*innen bzw. dem Lehrpersonal 

zu bearbeiten. Die nach wie vor bestehenden unterschiedlichen Lebenslagen von Frauen und 

Männern sowie die daran geknüpften Interessen und Bedürfnisse sollten in Forschung und 

Lehre ebenfalls reflektiert werden. 

7.4. WISSENSCHAFTLICHES PERSONAL23 

Bei wissenschaftlichem und künstlerischem Personal an Hochschulen handelt es sich um eine 

heterogene Zielgruppe, die sich nach Vertragsart und -dauer, Qualifikationsphase, Aufgaben-

spektrum und Finanzierung unterscheidet (Lesener & Gusy 2017). Damit sind für die jeweiligen 

Gruppen unterschiedliche Belastungen und Ressourcen verknüpft. Um dem Ansatz einer ge-

sundheitsfördernden Hochschule oder den gesetzlichen Ansprüchen an die menschenge-

rechte Gestaltung von Arbeit nachkommen zu können, ist es auch hier erforderlich, die kon-

kreten Arbeitsbedingungen und Ursachen für arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu ermit-

teln. 

                                                 
23 Insgesamt liegen wenig Daten vor, die Belastungen und Ressourcen getrennt nach Hochschulleh-
rer*innen und Mittelbau unterscheiden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass Befristungen und hohe 
Lehrbelastungen insbesondere den Mittelbau belasten. 
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Zu den Aufgaben des wissenschaftlichen Personals an Hochschulen zählen neben der For-

schung und Lehre auch die akademische Selbstverwaltung und das Erbringen von Dienstleis-

tungen in der Beratung oder Erstellung von Gutachten und Expertisen (Faller 2017b, 397). 

Mit der wissenschaftlichen Arbeit sind eine Reihe von Gesundheitsressourcen verbunden, wie 

eine hohe Sinnhaftigkeit der Tätigkeit, persönliche Identifikation, umfassende Handlungs- und 

Entscheidungsspielräume sowie ein exponierter gesellschaftlicher Status (ebd.). 

Mit der hohen Komplexität der Aufgaben und den fachlichen Anforderungen gehen jedoch 

auch Belastungen einher, insbesondere bei hoher Arbeitsdichte und limitierten zeitlichen Res-

sourcen (Heise & Zaepernick-Rothe 2012; Krücken et al. 2012). Die Daten liegen leider nicht 

nach Professor*innen und wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen differenziert vor. Jedoch wei-

sen Hochschullehrer*innen eine höhere Zufriedenheit mit ihrer Lehrtätigkeit auf als wissen-

schaftliche Mitarbeiter*innen (Heise & Zaepernick-Rothe 2012, 125). Wissenschaftliche Mitar-

beiter*innen sind häufiger durch Beschäftigungsunsicherheit belastet (ebd., 118).  

Insgesamt zeichnet sich die Situation des wissenschaftlichen Personals durch eine Intensivie-

rung der Arbeitsbelastungen aus, die u. a. durch gestiegene Betreuungsintensität der Ba-

chelor- und Masterstudiengänge und den Anstieg der Studierendenzahlen bedingt ist, der je-

doch keine entsprechende Stellenentwicklung der Lehrenden gegenübersteht (Faller 2017b, 

397).  

Drei Viertel der wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen sind in befristeten Verträgen beschäftigt, 

und viele arbeiten auf Teilzeitstellen, wobei die tatsächliche Arbeitslast oftmals nicht mit der 

vertraglich vereinbarten Arbeitszeit übereinstimmt (ebd.). 

Zentrale Belastungsfaktoren des künstlerischen und wissenschaftlichen Personals des Mittel-

baus sind nach Lesener und Gusy (2017): 

▸ Zeitliche Befristung des Arbeitsverhältnisses und die daraus resultierende berufliche Unsi-

cherheit,  

▸ zeitliche Anforderungen, die mit Mehrarbeit kompensiert werden sowie  

▸ Vereinbarkeit von Familien-/Privatleben und Beruf. 

▸ Zentrale gesundheitliche Ressourcen dieser Beschäftigtengruppe liegen in 

▸ den Gestaltungsspielräumen wissenschaftlicher Arbeit,  

▸ sozialen Faktoren wie Unterstützung durch Kolleg*innen und Vorgesetzte sowie  

▸ in den konkreten Arbeitsaufgaben und -inhalten. 

Die Beschäftigten schreiben sich eine hohe Arbeitszufriedenheit sowie subjektive Gesundheit 

zu und weisen sehr wenige Arbeitsunfähigkeitstage und Arbeitsunfähigkeitsfälle auf. Krank-

heitsbedingte Fehlzeiten ergeben sich vor allem aufgrund von Atemwegs- und Muskel-Skelet-

terkrankungen sowie psychischen Störungen. 55 % der Beschäftigten führen ihre gesundheit-

lichen Beschwerden dabei direkt auf Belastungen ihrer Arbeit zurück (ebd.). 
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Den Anforderungen wird mit zum Teil gesundheitlich riskanten Bewältigungsstrategien begeg-

net, die auch im Kontext der indirekten Steuerung beobachtet werden. Sie lassen sich dem 

Phänomen der interessierten Selbstgefährdung zuordnen (Krause & Dorsemagen 2017). Die 

Strategien umfassen die Ausweitung der Arbeitszeit, den Verzicht auf Urlaubsansprüche so-

wie die Beschneidung privater Belange. In ihnen drückt sich die Tendenz des wissenschaftli-

chen Personals zur Selbstausbeutung aus (Faller 2006, 44; 2017, 397). 

7.4.1. WIDERSPRÜCHLICHE ANFORDERUNGEN 

Insbesondere die widersprüchliche Strukturierung von Arbeitsanforderungen (Moldaschl 2017) 

scheint die Belastungssituation des wissenschaftlichen Personals zu kennzeichnen, aus der 

„insbesondere Zeitnot, Entscheidungsdruck und Rollenkonflikte“ (Faller 2006, 44) resultieren. 

Die Anforderungen sind gekennzeichnet durch einen zunehmenden „Umfang an administrati-

ven Aufgaben, steigende Studierendenzahlen, eine dynamisierte Wissensentwicklung, Publi-

kations- und Profilierungsstress, die Akquisition von Finanzmitteln und gestiegene Erwartun-

gen an die Lehrmethodik“ (Abouserie 1996; Kremer-Hayon 1996; Kuhlmann 1996; Schnabel 

2001, 55; Winefield & Jarrett 2001). Die Lehre scheint ebenfalls zunehmend durch wider-

sprüchliche Arbeitsanforderungen gekennzeichnet zu sein. Nach Faller (2006, 47) weisen Leh-

rende spezifische Stressbelastungen auf. Hierbei stehen die zeitlichen und individuellen Opti-

onen zur Realisierung in einem Missverhältnis zu den von außen gestellten Qualitätserwartun-

gen und den eigenen Ansprüchen (Huber & Portele 1983, 207; Winteler 2002, 86). Die Belas-

tungswahrnehmung unter Dozent*innen wird dabei maßgeblich von dem bereits erwähnten 

sich verändernden Betreuungszahlen und Aufwänden für die Betreuung der Studierenden in-

tensiviert (Faller 2006, 47). Der so erzeugte Belastungsdruck steht in Konflikt mit dem geringen 

Stellenwert, den Lehre in Hochschulen einnimmt und den sie für den Karriereerfolg von wis-

senschaftlichem Personal hat. Bei den Lehrenden treten entsprechend Versagensängste auf. 

Auf Basis dieses Konfliktes zwischen Anspruch und Realität und den damit verbundenen Er-

wartungen, die nicht erfüllt werden, weisen Hochschullehrende und Hochschuldidaktiker*innen 

Burnoutsymptome auf. Ein Mangel an protektiv wirkender Faktoren, wie Gratifikation und so-

zialer Unterstützung führen zu einer stärkeren Ausprägung der Symptomatik (ebd.). Faller 

empfiehlt 2006 eine Aufwertung der Lehre, durch eine systematische Evaluation dieser (deren 

gute Ergebnisse als Kriterium für Leistungszulagen herangezogen werden (könnten)). Mit Blick 

auf die kritische Forschung zu kennzahlengetriebener Steuerung von Unternehmen, indirekter 

Steuerung und Subjektivierung von Arbeit ist jedoch anzunehmen, dass mit zunehmender 

Wettbewerbsorientierung die permanente Evaluation und deren Kopplung an Leistungsent-

gelte nicht zu den erwarteten gesundheitsförderlichen Effekten führt, sondern im Gegenteil 

das Gefühl permanenten Ungenügens (Dunkel et al. 2010) und eine interessierte Selbstge-

fährdung (Krause & Dorsemagen 2017) eher verstärkt.  

Die Arbeitsbedingungen in der Lehre und deren Veränderung durch hochschulpolitische Steu-

erungsinstrumente und Sparmaßnahmen sind bisher kaum Gegenstand des Gesundheitsma-

nagements an Hochschulen sowie hochschulpolitischer Entscheidungen gewesen. Für diesen 

Zusammenhang wäre dezidierte Forschung wünschenswert, die Auswirkungen hochschulpo-

litischer Entscheidungen auf die Arbeitsbedingungen in der Lehre sowie auf die Gesundheit 
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der Lehrenden (und Studierenden) untersucht. Dabei ist die Heterogenität der jeweiligen Grup-

pen zu berücksichtigen, etwa die deutlich höhere Lehrbelastung von Lehrkräften für besondere 

Aufgaben, bei deutlich weniger Gehalt. Um die komplexen Dynamiken und Wechselbeziehun-

gen zwischen den verschiedenen Anforderungen und den jeweils zur Verfügung stehenden 

Ressourcen besser zu verstehen und die ungleiche Verteilung von Belastungen und Ressour-

cen in Beruf und Familie in den Blick nehmen zu können, erscheint zudem das Konzept der 

widersprüchlichen Arbeitsanforderungen (Moldaschl 2017) nützlich zu sein. Dieses konzipiert 

die Widersprüche nicht auf der Ebene der Passung von Individuum und der an es gestellten 

Anforderungen, sondern als objektive Widersprüche zwischen Regeln, Zielen und verfügbaren 

Ressourcen. Dieses Modell scheint deutlich besser geeignet zu sein, auch Widersprüche 

durch geschlechtsbezogene Erwartungen, Verteilung von Belastungen und Ressourcen und 

widersprüchliche Strukturierung der unterschiedlichen Lebensbereiche zu erfassen, die für 

das Verständnis von mittelbarer Diskriminierung wegen des Geschlechts so zentral sind.  

Aus einer Geschlechterperspektive ist zu ergänzen, dass sich für Frauen (und Männer, die 

Fürsorgearbeit leisten) noch zusätzliche widersprüchliche Anforderungen durch Fürsorgear-

beit ergeben. Entsprechend lassen sich Beeinträchtigungen des sozialen Lebens infolge be-

ruflicher Inanspruchnahme feststellen (Faller 2006, 45), die für Frauen deutlich höher ausfallen 

als für Männer, sei es durch „Verzicht“ auf Kinder oder durch Mehrfachbelastungen und feh-

lende Erholungsmöglichkeiten. Widersprüche entstehen zudem insbesondere für Frauen 

durch widersprüchliche Rollenerwartungen. Durch die Verbindung des beruflichen mit dem 

männlichen Habitus geraten Frauen hinsichtlich der Geschlechtsrollenerwartungen in wider-

sprüchliche Anforderungssituationen (Becker-Schmidt 2008). 

Im Belastungsgeschehen finden sich die Belastungen (und diskriminierenden Effekte) im Zu-

sammenhang mit dem Strukturkonflikt zwischen entgeltlicher Erwerbsarbeit und unentgeltli-

cher Haus- und Familienarbeit auch in den Befunden von Lesener und Gusy (2017) wieder: 

Sie zeigen Belastungen durch mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und Familie auf, von denen 

Frauen häufiger betroffen sind. Als Hauptgründe für die schlechte Vereinbarkeit geben die 

Befragten an: 

▸ Unsicherheit des Beschäftigungsverhältnisses, führt zu Rückstellung des Kinderwunsches 

▸ Die flexible Gestaltung von Arbeitszeit im Wissenschaftsbereich kann nur als Ressource 

genutzt werden, wenn sie nutzbare Freiräume erschließt (ebd.) 

Die Studien von Binner und Weber (2019) und Hendrix et al. (2019) zeigen zudem deutlich, 

dass die nach wie vor bestehende Arbeitsteilung und die geschlechtsbezogenen Erwartungs-

haltungen an Frauen und Männer zu einer ungleichen Verteilung der Ressource flexible Ar-

beitszeitgestaltung führen und Frauen diese nicht in gleicher Weise für die Karriere nutzbar 

machen können. So zeigt sich beispielsweise für Akademiker*innenpaare, dass Männer, an-

ders als Frauen, von der Geburt des ersten Kindes beruflich nicht beeinträchtigt sind. Sie sind 

sogar weniger durch Familienarbeit belastet als ihre Partnerinnen. Professorinnen sind deut-

lich häufiger ledig als Professoren, ihre Ehen sind scheidungsanfälliger, sie haben seltener 

und weniger Kinder und weisen häufiger eine verspätete Familiengründungsphase auf (Semb-

ritzki & Thiele 2019, 17).  
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Zudem scheint Vereinbarkeit von Beruf und Familie nach wie vor für Frauen und Männer Un-

terschiedliches zu bedeuten. Während Männer zwar sogar geringfügig häufiger angaben, Ver-

einbarkeit von Beruf und Familie habe bei der Bewerbung bei einer Hochschule (Sembritzki & 

Thiele 2019, 34ff.) eine Rolle gespielt, verbergen sich doch unterschiedliche Arrangements 

dahinter: Binner und Weber (2019) zeigen auf, dass Professoren häufiger verheiratet sind und 

mehr Kinder haben, sie diese jedoch nicht selbst erziehen: Zwei Drittel der Professoren lassen 

ihre Kinder durch die Partnerin betreuen. Auf diesen Luxus können jedoch nur 8 % der Pro-

fessorinnen zurückgreifen, bei denen der Partner die Kinder betreut. Die Arbeit, die mit dem 

Kinderhaben verbunden ist, ist nach wie vor eine Angelegenheit der Frauen. Vereinbarkeit wird 

einseitig Frauen zugeschrieben, während es Männern zugesprochen wird, von Versorgungs-

arbeit befreit zu sein. Frauen erscheinen vor diesem Hintergrund der männlichen Leitbilder 

defizitär. Nach wie vor „finden sich in den praktischen Karriere- und Alltagsarrangements – wie 

auch auf der Ebene ihrer symbolischen Repräsentation – noch immer stereotype Geschlech-

terbilder und traditionelle Arbeitskulturen.” (Kamphans et al. 2019, 8)  

7.4.2. GRATIFIKATIONSKRISE UND GENDER 

Die vorherrschenden Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft scheinen trotz der hohen Frei-

heitsgrade und Autonomie zudem Risiken für Gratifikationskrisen zu bergen (Faller 2006, 45): 

Etwa die Hälfte der Befragten weisen das klassische Profil einer Gratifikationskrise (Siegrist 

1996) auf, während ein Drittel der Befragten ein überdurchschnittliches Gratifikationserleben 

zurückmeldet. Zudem verorten Beschäftigte in diesem Feld arbeitsbezogene Probleme in der 

eigenen Person, statt z. B. in einer Imbalance zwischen Anforderungen und Ressourcen. Es 

ist zu vermuten, dass die Ausprägung des Gratifikationserlebens stark von den Aufgaben und 

der jeweiligen Positionierung abhängen. Die starke persönliche Abhängigkeit von Wissen-

schaftler*innen auf Qualifizierungsstellen von den jeweils vorgesetzten Professor*innen ver-

stärkt zudem die Bereitschaft, auf die Artikulation arbeitsbezogener Probleme zu verzichten 

(Faller 2006, 45). Zudem „prägen [Professor*innen] das soziale Klima, die Qualität der kolle-

gialen Beziehungen und das Ausmaß an psychosozialer Unterstützung, aber auch die Leis-

tungsstandards und Wertorientierungen in der jeweiligen Wissenschaftseinheit“ (ebd., 46). 

Dies hat Auswirkungen auf die Auswahl und Sozialisation des eigenen wissenschaftlichen 

Nachwuchses, und die weitere berufliche Karriere ist wesentlich von der Akzeptanz eines*ei-

ner Vorgesetzten abhängig (ebd.). Für das wissenschaftliche Personal bestätigt sich demnach, 

wie für die Statusgruppe Studierende, die Bedeutung einer androzentrischen und asymmetri-

schen Geschlechterkultur auch 2020 noch, wie aktuelle Veröffentlichungen (Sembritzki & 

Thiele 2019; Binner & Weber 2019; Kortendiek et al. 2019) zeigen.  

Die vorherrschende Geschlechterkultur bringt zudem eigenständige Belastungen mit sich und 

verstellt gleichzeitig die Wahrnehmung nicht rollenkonformer Belastungen sowie die Möglich-

keit, Ressourcen zu mobilisieren. Im Kontext der Gefährdungsbeurteilungen ist dies durch 

Nielbock und Gümbel (2012) maßgeblich konzipiert, untersucht und für die Anwendung in der 

betrieblichen Praxis aufbereitet worden. So werden Frauen mit Verhaltenserwartungen kon-

frontiert, die als typisch weiblich gelten und mit zusätzlichen Belastungen verbunden sind (Fal-

ler 2006, 46). Als Beispiel für nach Geschlecht variierende Erwartungen und Bewertungen 

greift Faller die Studie von Schaeper (1997) auf, nach der bei Dozenten ein instrumentelles 
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Lehrverhalten und ein „männlicher“ Expertenstil anerkannt ist, während von Dozentinnen er-

wartet wird, eine entspannte und partizipative Lehrsituation herzustellen (Schaeper 1997, 64). 

Gleichzeitig bleibt ihnen aufgrund der widersprüchlichen Strukturierung der Geschlechtsrollen-

erwartungen für Frauen die Anerkennung für ihre Arbeit verwehrt, was mit defizitärem Gratifi-

kationserleben verbunden sein dürfte. 

7.4.3. GESCHLECHTERKULTUR 

Die vorherrschende Geschlechterkultur und die Gleichstellungsnorm24 (Müller 1998) erschwe-

ren zudem die Artikulation von Diskriminierungserfahrungen (ebd.; Faller 2006). Müller spricht 

in dem Zusammenhang von diskursiver Enteignung (Müller 1998, 125). Diskursive Enteignung 

wird verstanden als Umdeutung der tatsächlichen Verhältnisse. Frauen erscheinen als Angrei-

ferinnen, die ungerechtfertigterweise aufgrund ihres Geschlechts Vorteile erringen wollen. 

Nicht der gesellschaftliche Skandal der Diskriminierung gegenüber Frauen steht im Mittelpunkt 

der Kritik, sondern diejenigen Personen und/oder Maßnahmen, die ihn aufzeigen und auf ihn 

reagieren. Der Anspruch, sich als emanzipierte Frau von sexueller Belästigung nicht beeindru-

cken zu lassen, erhöht den Druck auf Frauen und führt zur Verdrängung oder sogar zu einer 

Entwertung eigener Angstgefühle. Dies ist eine der Folgen diskursiver Enteignung. Sie trägt 

dazu bei, sich selbst in Mustern zu begreifen, die den Zugang zu der erfahrenen Abwertung, 

Belästigung, Benachteiligung etc. verstellen (ebd.). Da die Gleichstellung im gesellschaftlichen 

Diskurs als erreicht gilt, erscheinen Forderungen, Diskriminierung abzubauen, als illegitim, zu-

mal die Formen der Diskriminierung subtiler werden und Formen mittelbarer Diskriminierung 

durch Einzelne in der Regel nicht wahrgenommen werden. Das Leistungs- und Wissenschafts-

ethos trägt zudem dazu bei, dass Diskriminierungen auch von Frauen überwiegend verleugnet 

und Diskriminierungserfahrungen über den Leistungsbegriff kompensiert werden (Faller 2006, 

46).  

Die vorherrschende Wissenschaftskultur prägt darüber hinaus maßgeblich das Gesundheits-

verständnis der Wissenschaftler*innen und ist damit eine Voraussetzung und Einschränkung 

für die Realisierung eines gesundheitsfördernden Settingansatzes an Hochschulen. Zum 

Selbstbild der Wissenschaftler*innen gehört die Selbstverständlichkeit, das eigene Leben in 

den Dienst der Forschung zu stellen und zum wichtigsten Lebensinhalt zu machen (Beaufaÿs 

2003, 243). Dazu gehört u. a. auch das Bild (und das entsprechende Verhalten), sich von der 

,Alltagswelt‘ der anderen zu separieren und den eigenen Körper mit all seinen Bedürfnissen 

und Restriktionen sowie die eigenen psycho- und sozioemotionalen Befindlichkeiten zu igno-

rieren. Damit liegt in der Wissenschaftskultur selbst eine Barriere, die gesundheitsförderliches 

Verhalten oder die Verhandlung über gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen erschwert 

(Faller 2006). 

7.4.4. DISKRIMINIERUNG VON PROFESSORINNEN 

Für den Bereich der Hochschulen haben Hofmeister und Hohmann (2011) Diskriminierungs-

mechanismen in Berufungsverfahren untersucht und dabei explizit die differenztheoretischen 

                                                 
24 Dies bezeichnet die vertretene Auffassung, dass Gleichstellung bereits realisiert sei. 
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Annahmen überprüft wie z. B. die, dass Frauen weniger forderten als Männer und deshalb 

weniger verdienten etc. Trotz gleicher Leistungen und gleich hoher Forderungen erhielten 

Frauen bei Verhandlungen lediglich 40 % der von ihnen geforderten Summen, wohingegen 

ihre männlichen Kollegen 75 % der von ihnen geforderten Summen erhielten. Bei der perso-

nellen Ausstattung entsprachen die Universitäten den Forderungen der Männer zu 100 %, 

Frauen erhielten jedoch nur die Hälfte der geforderten personellen Ausstattung. Benachteili-

gung von Frauen zieht sich durch beinahe alle Aspekte und Phasen der Berufungsverfahren. 

Zeigen Frauen das gleiche Auftreten wie Männer in Verhandlungen, wirkt sich dies negativ 

aus, bei Männern jedoch positiv. Die Autorinnen zeigen eine Reihe von Diskriminierungsme-

chanismen und deren Auswirkungen auf die Karriereentwicklung von Wissenschaftlerinnen 

auf. Die Diskriminierung resultiert aus den vorherrschenden Geschlechterstereotypen, etab-

lierten Routinen und dem ihnen innewohnenden Gender Bias (vgl. Kapitel 4.4.). Es gelten also 

unterschiedliche Regeln und Maßstäbe für Frauen und Männer, die sich dann in geschlechtli-

cher Arbeitsteilung, geringeren Aufstiegs- und Verdienstchancen sowie ungleicher Verteilung 

von Fürsorgearbeit, Belastungen und Ressourcen niederschlagen, die zur Reproduktion sozi-

aler Ungleichheit der Geschlechter an der Hochschule beitragen.  

7.4.5. INTERVENTIONSANSÄTZE 

Wer die Gesundheit von Wissenschaftler*innen geschlechtergerecht fördern will, kann sich 

nicht auf Positionen zurückziehen, die soziale und gesundheitliche Ungleichheiten der Ge-

schlechter nur auf der Ebene psychologischer Selbstwirksamkeitskonzepte, Kontrollüberzeu-

gungen oder Kompetenzen verorten und Interventionen auf Angebote zu Kompetenzentwick-

lung und Verhaltensänderungen der benachteiligten Gruppen begrenzen. Der Versuch, durch 

soziale Strukturen und Prozesse vermittelte Ungleichheit zu beseitigen, wurde auch in der 

Frauenförderung unternommen und für sein dahinterliegendes Defizitmodell kritisiert. Es hat 

im Feld der Gleichstellung immer wieder Argumente gegeben, die Ursachen für die soziale 

Ungleichheit bei den Frauen verorten, etwa, wenn die Annahme formuliert wurde, Frauen ver-

handelten bloß nicht gut genug, forderten zu wenig ein. 

Die schlechtere Ausstattung der Wissenschaftlerinnen lässt sich nicht mit deren mangelnder 

Kompetenz erklären – und deshalb auch nicht mit Kompetenztrainings für Frauen beheben. 

Die Zielgruppe zerfällt hier also in zwei Teile: Frauen werden benachteiligt, dieser Zustand soll 

beseitigt werden. Die Zielgruppe, mit der gearbeitet werden muss, sind aber nicht die betroffe-

nen Frauen, sondern die Entscheidungsträger und Gatekeeper. Betrachtet man die in allen 

Statusgruppen herausgearbeiteten Genderaspekte aus einer geschlechtertheoretischen Per-

spektive, ist nicht erklärbar, wie Sport, Ernährung, Kompetenztrainings etc. für „die Zielgruppe“ 

die dahinterliegenden strukturell erzeugten Überforderungen und Diskriminierungsmechanis-

men abbauen könnten.  

Zunächst sind die Statusgruppen des wissenschaftlichen und ggf. künstlerischen Personals 

systematisch in das Hochschulgesundheitsmanagement (HGM) einzubeziehen. Das Instru-

ment der Gefährdungsbeurteilung ist auch in diesen Statusgruppen unter besonderer Berück-

sichtigung der psychosozialen Belastungen sowie der Ressourcenausstattung konsequent 

und partizipativ umzusetzen. Dazu zählt auch die Entwicklung von konkreten kontextbezoge-
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nen Maßnahmen. Das heißt, die jeweiligen Fachkulturen und unterschiedlichen Ressourcen-

ausstattungen sowie die Heterogenität der Gruppe des wissenschaftlichen Personals sind zu 

berücksichtigen. Denkbar wären differenzierende Formate und Workshops für Personen auf 

Qualifikationsstellen, in Projekten oder für Lehrende etc.  

Professor*innen sind explizit in das Hochschulgesundheitsmanagement einzubeziehen – so-

wohl als Zielgruppe mit eigenen Belastungen als auch in ihrer Funktion als Führungskräfte, 

die eine Fürsorgepflicht gegenüber ihren Mitarbeiter*innen haben. Ihre Beteiligung ist maß-

geblich für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen an der Hochschule.  

Die gesundheitlichen Auswirkungen neuer Steuerungsinstrumente und von Hochschulrefor-

men sind in der Forschung noch aufzuarbeiten. Insbesondere die Arbeitsverdichtung in der 

Lehre sowie zusätzliche Aufgaben sind auch aus einer Genderperspektive neu zu bewerten 

und entsprechende Ressourcen- bzw. Personalausstattungen zu verhandeln. Insbesondere 

die hohe Lehrbelastung der Lehrkräfte für besondere Aufgaben ist in ihren gesundheitlichen 

Auswirkungen zu untersuchen. 

Des Weiteren ist die stark verwurzelte androzentrische Wissenschaftskultur zu bearbeiten.  

Eine Voraussetzung für eine Vereinbarkeit von wissenschaftlicher Tätigkeit und Karrieren 

bleibt die institutionelle Kinderbetreuung sowie eine institutionell abgesicherte Versorgung 

pflegebedürftiger Menschen.  

Die Gestaltung der Lehr- und Arbeitsbedingungen des wissenschaftlichen Personals ist mit 

den Kernprozessen (z. B. Studiengangsentwicklung) der Hochschule zu verbinden, etwa durch 

Integration des Kriteriums Gesundheit/gesunde Lehr- und Lernbedingungen in die Studien-

gangsentwicklung.  
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8. Empfehlungen und Ausblick 

Für die Umsetzung einer settingbasierten gendersensiblen Gesundheitsförderung an Hoch-

schulen empfiehlt sich eine stärkere Orientierung am Vorgehen der Organisationsentwicklung 

und des Projektmanagements. Insbesondere ist die Implementierung von Lernsystemen oder 

-räumen nach Grossmann und Scala (1994) notwendig. Sie ermöglichen eine konstruktive 

Gestaltung von Aushandlungsprozessen sowie die Einbindung der Stakeholder. Es entstehen 

Schutzräume zum Entwickeln neuer Ideen und Ansätze, die in zeitlich begrenzten Intervallen 

ausprobiert und reflektiert werden können. Sie sind Voraussetzung und Umsetzung des zent-

ralen Prinzips Partizipation.  

Ausgehend von einem projektförmigen regelkreisbasierten Vorgehen sollten folgende Schritte 

erfolgen: 

▸ Gleichstellungsziele für die Gesundheitsförderung formulieren 

▸ Fachlich erforderliche Geschlechterkompetenz aufbauen 

▸ Schaffung einer angemessenen Steuerungs- und Projektarchitektur, die die Besonderhei-

ten der Organisation ausreichend berücksichtigt. Zu diesen Besonderheiten gehören unter 

anderem die Anzahl und Größe der Standorte, die zu Beteiligenden, die zeitliche Verfüg-

barkeiten der zu Beteiligenden, Anzahl der Fachbereiche, Dekanate, Dezernate/Abteilun-

gen/Referate etc. 

8.1. ANGEMESSENE REPRÄSENTATION VON FRAUEN UND MÄNNERN 

8.1.1. STRUKTURELLE ASPEKTE 

Zentral für eine geschlechtergerechte Hochschule ist die Integration der verschiedenen Per-

spektiven und Interessen der jeweiligen Status- bzw. Tätigkeitsgruppen sowie von jeweils 

Frauen und Männern. In Entscheidungsgremien und im weiteren Prozess brauchen diese 

Gruppen Raum und Kompetenzen, um ihre Interessen artikulieren zu können und an der Ziel-

setzung, der Festlegung von Kriterien sowie an Regeln und Verfahren mitverhandeln zu kön-

nen. Auf struktureller Ebene ist eine angemessene Repräsentation der Geschlechter in den 

Gremien ein möglicher Ansatzpunkt. Eine gleichberechtigte Teilhabe in der Gremienarbeit 

kann durch organisatorische Maßnahmen, wie einer frühzeitigen Bekanntgabe von Sitzungs-

terminen, die möglichst nicht in den Randzeiten des Arbeitstages liegen, unterstützt werden.  

Die strukturelle Anbindung und Absicherung des SGM ist bisher noch unklar und muss jeweils 

im Kontext der Hochschule ausgestaltet werden. Denkbar ist eine Anbindung an die Studie-

rendenvertretung, an ein studentisches Prorektorat oder auch an den Bereich Forschung und 

Lehre (Krüssel & Hartmann 2019, 24). Eine besondere Herausforderung für die erwünschte 

Partizipation dürfte in der kurzen Verweildauer der Studierenden an den Hochschulen liegen 

sowie in der relativ strikten Orientierung an Regelstudienzeiten. Um Studierende in die zum 

Teil zeitaufwendigen partizipativen Prozesse einzubinden, sind Formen der Entlastung oder 

Anerkennung auszuloten.  
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Darüber hinaus spielt die Repräsentation von Frauen und Männern in der Kommunikation 

durch eine angemessene Sprech- und Schreibweise eine Rolle. Vorschläge für gendersen-

sible Formulierungen finden sich unter anderem in den Leitlinien von Becker und Baltscheit 

(2016) sowie Grimm und Brodensen (2016).  

Die angemessene Berücksichtigung von Frauen und Männern sollte in allen Arbeits- und Tä-

tigkeitsbereichen, aber auch arbeitsbereichsübergreifend bzw. statusgruppenübergreifend 

stattfinden. Die Beteiligung von Frauen und Männern sollte sich dabei über alle nachfolgend 

skizzierten Phasen eines Projektzyklus erstrecken:  

▸ Auftragsklärung 

▸ Zielsetzung 

▸ Entwicklung von Kriterien 

▸ Priorisierung von Handlungsbedarfen und Themenfeldern  

▸ Entwicklung und Priorisierung von Lösungen 

▸ Entscheidungsprozesse 

▸ Beurteilung der Wirksamkeit 

8.1.2. INHALTLICHE ASPEKTE IM PROJEKTVERLAUF 

Auf inhaltlicher Ebene sollten Faktoren, die bereits als typische Belastungen von Frauen (oder 

Männern) bekannt sind, explizit aufgegriffen und im Kontext der Hochschule bearbeitet wer-

den. Hierbei ist darauf zu achten, dass diese bei der Priorisierung der Arbeitsschwerpunkte 

nicht marginalisiert werden. 

In der Sensibilisierungs- und Konzeptionsphase gilt es, insbesondere einen Willensbildungs-

prozess für einen geschlechtergerechten und gesundheitsfördernden Organisationsentwick-

lungsprozess zu fördern, um so zunächst die betriebspolitischen Voraussetzungen herzustel-

len. Dies kann wirkungsvoll durch eine gemeinsame Identifikation eines Handlungsbedarfes 

seitens der Organisationsmitglieder erreicht werden (Pieck 2012). Im Anschluss daran muss 

dieser Handlungsbedarf durch die Ableitung von Zielen konkretisiert und in ein projektförmi-

ges, regelkreisbasiertes Vorgehen übersetzt werden (ebd.). 

Essentiell für die weitere Planung und Steuerung ist eine Strukturanalyse und Hypothesenbil-

dung z. B. auf Basis von gemeinsamen Workshops mit den Akteur*innen und Statusgruppen 

der Hochschule. Ziel dieser Phase ist es, Dialogräume (Bindl et al. 2018) zu schaffen und 

durch unterschiedliche Perspektiven ein gemeinsames Bild über die Geschlechter und Status-
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gruppen hinweg zu erzeugen (Pieck 2017). In der Praxis hat sich hierfür die Betriebsland-

karte25 (Pieck 2012) bewährt (siehe Anhang 2). Mit deren Hilfe lässt sich erkennen, welche 

organisationalen Besonderheiten zu berücksichtigen sind und welche Herausforderungen 

diese Besonderheiten für die Steuerung des Prozesses mit sich bringen. Zudem werden 

dadurch besondere Belastungen einzelner Abteilungen oder Statusgruppen sichtbar. Die Be-

triebslandkarte lässt sich um die jeweiligen Genderaspekte erweitern, indem z. B. Fragen, wie 

sie die Arbeitsinspektorate in Österreich und in Schweden entwickelt haben (Pieck 2017, 40; 

Pieck & Schröder 2016), ergänzt werden. Die Betriebslandkarte ist als ein Dialoginstrument 

für die Arbeit mit unterschiedlichen Interessengruppen entwickelt worden und lässt sich um 

Daten aus Fehlzeitenauswertungen und Gefährdungsbeurteilungen etc. ergänzen:  

„Die Betriebslandkarte lässt sich zudem mit weiteren Daten ergänzen. Zum Bei-
spiel durch Gesundheitsberichte, durch Daten aus der Personalabteilung zur 
Verteilung von Frauen und Männern auf Tätigkeitsbereiche und Positionen, aber 
auch durch Leistungskennzahlen der Organisation, um sich ein umfassendes 
Bild zu möglichen Handlungsbedarfen zu erarbeiten. Im öffentlichen Dienst kann 
der Gleichstellungsplan relevante Daten liefern.“ (Pieck 2017, 26)  

Mit Blick auf die Studierenden und Lehrenden ist eine Anpassung dieses Instruments sinnvoll, 

um so die jeweiligen Studiengänge und deren Strukturierung durch die jeweiligen Curricula 

etc. in den Blick zu nehmen.  

Als Grundlage für die methodische Gestaltung des Willensbildungsprozesses kann der Work-

shopplan aus dem iga.Report 35 (ebd.) dienen (siehe Anhang 3). Es ist empfehlenswert, den 

Workshop durch eine neutrale Person moderieren und begleiten zu lassen, die über Expertise 

in der gesundheitsfördernden Organisationsentwicklung sowie in der Genderforschung ver-

fügt. 

Neben der strukturellen Analyse ist außerdem die Reflexion der Organisationskultur zielfüh-

rend. Der Einstieg in eine kritische Reflexion kann bereits im Rahmen der Sensibilisierungs-

phase bzw. der Strukturanalyse initiiert werden. Da sich tabuisierte Themen oder als selbst-

verständlich geltende Wahrnehmungs-, Deutungs- und Bewertungsmuster nicht auf direktem 

Wege erschließen lassen, stellt der Einstieg über die Analyse der Hochschulkultur einen ei-

genständigen methodischen Ansatz dar (ebd., 28). Für eine solche umfassende Kulturanalyse 

liefert Kutzner (2017) ein Online-Instrument und einen Fragenkatalog. Eine weitere Möglichkeit 

bietet der Ansatz von Nielbock und Gümbel, der die Reflexion von Geschechtsrollenerwartun-

gen anhand einer Survey-Feedback-Methode systematisch unterstützt (Nielbock & Gümbel 

2012; Pieck 2017, 45). 

                                                 
25 Die Betriebslandkarte sieht vor, die Organisation zunächst geografisch zu visualisieren, z. B. ein-
zelne Standpunkte durch Kreise in räumlicher Lage und in Größenrelationen zueinander in Beziehung 
zu setzen. Anschließend wird eingezeichnet (durch sog. „Tortenstücke“), welche Tätigkeitsbereiche 
vorliegen. Die Beteiligten werden gebeten, zu visualisieren, in welchen Bereichen es Auffälligkeiten 
gibt, z. B. hohe Fluktuation, geringe Produktivität, hohe Fehlzeiten, schlechtes Klima etc. Sie werden 
ebenfalls gebeten Ressourcen zu verorten und zu visualisieren. Im nächsten Schritt diskutieren die 
Beteiligten, wo sie Handlungsbedarf sehen. Abschließend kann auch gefragt werden, welche Aktivitä-
ten bereits ergriffen wurden, um dem Handlungsbedarf zu begegnen und mit welchem Ergebnis. 



EMPFEHLUNGEN UND AUSBLICK 

 

68 

 

Die nachfolgende Planung der (vertieften) Analyse der vorliegenden Belastungs-Ressourcen-

Konstellationen sollte auf Basis der Strukturanalyse und der wahrgenommenen Handlungs-

schwerpunkte erfolgen. Die in dieser Arbeit vorgestellten Erkenntnisse zu Gender und Ge-

sundheit an Hochschulen sowie zu Diskriminierungsmechanismen können dabei als fachliche 

Grundlage für die Planung einer vertiefenden Analyse und Maßnahmenentwicklung dienen.  

Aus Genderperspektive ist entscheidend, dass die Analyse Belastungen und Ressourcen ein-

schließt, die außerhalb der Hochschule liegen (Pieck 2017). Die Analyse ist so zu gestalten, 

dass Formen mittelbarer Diskriminierung, stereotypisierende Geschlechtsrollenerwartungen 

und Formen der Belästigung sichtbar werden und bearbeitet werden können. Einen Leitfaden 

für eine geschlechtergerechte Gefährdungsbeurteilung haben Nielbock und Gümbel (2012) 

entwickelt: dieser schließt die Reflexion und Bearbeitung von Geschlechtsrollenerwartungen 

ein.  

Neben der Auswahl der geeigneten Instrumente in der Analysephase ist vor allem die Auswahl 

und Priorisierung von Themen und Handlungsfeldern in einem transparenten und partizipati-

ven Prozess zu organisieren. Denn aufgrund begrenzter Ressourcen ist es unwahrscheinlich, 

alle Themen, Konstellationen und Zielgruppen in vertiefenden Analysen bearbeiten zu können 

(Pieck 2017). Sind Betroffene systematisch unterrepräsentiert, trägt dies zu einer Marginali-

sierung der für sie relevanten Themen bei.  

Ziel der vertiefenden Analyse ist eine kontextspezifische Untersuchung von Wirkungszusam-

menhängen, um auf dieser Basis geeignete Maßnahmen zu entwickeln. Dies erfordert die Ein-

beziehung der Betroffenen, die systematische Planung und die methodisch angemessene Ge-

staltung von Dialogräumen (Bindl et al. 2018). Erst diese ermöglichen es, die verschiedenen 

Interessen und Bedürfnisse einzubringen und Maßnahmen auszuhandeln. Methodisch sind 

die Prozesse so zu moderieren, dass die Beteiligten dabei unterstützt werden, die eigenen 

Bedürfnisse zu erkennen und zu artikulieren. Tragende und damit nachhaltige Lösungen er-

fordern Dialogprozesse mit entsprechend gestalteten Rahmenbedingungen und die Fähigkeit 

der Beteiligten zur Perspektivübernahme. Nur so lassen sich die gegebenen Konstellationen 

von Belastungen und Ressourcen und die daraus resultierenden Fehlbelastungen angemes-

sen in ihrem Zusammenspiel nachvollziehen.  

Besonders die Aushandlung gendersensibler Themen stellt für die Beteiligten eine große Her-

ausforderung dar. Nicht selten kommt es vor, dass Gleichstellungsthemen emotionsgeladen 

und in einem Täter-Opfer-Zusammenhang wahrgenommen und deshalb abgewehrt werden 

(Pieck 2017). Für solche Situationen ist ein strategisches Framing von großer Bedeutung. Um 

eine Stereotypisierung von Frauen und Männern sowie von Schuldzuweisungen (Frauen als 

Opfer, Männer als Täter, Frauen als kommunikativ, Männer als kompetent) zu vermeiden, hat 

es sich bewährt, statt der Personen und deren vermeintliche Eigenschaften und Kompetenzen 

die jeweilige Situation und Tätigkeit mit den damit verbundenen Belastungen und Ressourcen 

in den Fokus der Analyse zu stellen. Dies erleichtert eine versachlichte und gemeinsame Be-

arbeitung. Bei der Analyse der Situation kann zudem auch mit Methoden gearbeitet werden, 

die einen Perspektivwechsel ermöglichen, Handlungsalternativen aufzeigen und die hinter ei-

nem bestimmten Verhalten liegenden gesellschafts- oder organisationskulturellen Normen 

und Regeln der Reflexion zugänglich machen (ebd., 15). 
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8.1.3. STRATEGISCHE ASPEKTE 

Die Entwicklung einer geschlechtergerechten gesundheitsfördernden Hochschule erfordert 

Steuerungs- und Umsetzungsstrukturen, die in einer gemeinsamen Sensibilisierungs- und 

Konzeptionsphase hochschulspezifisch zu erarbeiten sind. Je nach Struktur der Hochschule 

(Größe, Standorte, räumliche Verteilung, Studien- und Forschungsprofile) kann eine ange-

messene Projektorganisation nur gemeinsam mit den Akteur*innen der Organisation aufge-

baut werden. Hierbei empfiehlt sich eine projektförmige und pilothafte Vorgehensweise. Die 

Piloten/Projekte sollten dabei die Kernprozesse der Hochschule aufgreifen und z. B. für die 

Verbesserung von Lehr- und Studienbedingungen das Kriterium Gesundheit in die Studien-

gangsentwicklung und die (Re-)Akkreditierungsprozesse einbeziehen. In der Pilotierung sind 

zudem die (betriebs- bzw.) hochschulpolitischen Voraussetzungen zu reflektieren und ggf. 

selbst zum Gegenstand des Entwicklungsprozesses zu machen.  

Die Ermittlung des Handlungsbedarfs sollte auf fachlicher Grundlage unter Einbeziehung der 

Geschlechterforschung erfolgen. Dabei ist vor allem auf eine hinreichende Kontextualisie-

rung26 zu achten. Nur wenn die spezifischen Belastungs- und Ressourcenkonstellationen mit 

den Betroffenen analysiert werden, können wirksame Maßnahmen zur Veränderung der Be-

lastungssituation und zur Stärkung organisationaler Ressourcen entwickelt und umgesetzt 

werden. 

Hierfür kann das ganze Repertoire der Organisationsentwicklung sowie der Instrumente aus 

dem betrieblichen und studentischen Gesundheitsmanagement (z. B. Gefährdungsbeurteilung 

für Mitarbeitende und ggf. Studierende, Berücksichtigung gesicherter arbeitswissenschaftli-

cher Erkenntnisse, gesundheitsfördernde Gestaltungsprinzipien, Partizipation etc.) genutzt 

werden.  

Bisher wenig ausgeprägt ist die Integration von Gesundheit in Entscheidungen, Prozesse und 

Routinen der Hochschule und Hochschulleitung. Im systematischen Vorgehen gibt es Defizite 

bei der organisationsspezifischen Analyse des Systems, der Konkretisierung der Belastungen 

und Ressourcen der Statusgruppen in ihren jeweiligen Lern- und Arbeitszusammenhängen 

sowie bei adäquaten Formen der prozessorientierten Beteiligung der Betroffenen. 

8.2. ZUSAMMENFASSUNG 

Die Expertise hat gezeigt, dass Gender bisher noch unzureichend in die Konzeption und Um-

setzung des Ansatzes der gesundheitsfördernden Hochschule integriert ist. Um Gender im 

Sinne des Gender Mainstreamings umzusetzen und darüber einen Beitrag zur gesundheitli-

chen Chancengleichheit leisten zu können, sind eine Reihe von Voraussetzungen zu erfüllen.  

Gender ist vor allem als eine gesellschaftliche Kategorie zu begreifen, die ganz real die Orga-

nisation von gesellschaftlich notwendiger Arbeit strukturiert und darüber Belastungen und Res-

sourcen verteilt sowie auf der Ebene der symbolischen Ordnung Wahrnehmungs-, Deutungs- 

                                                 
26 So reicht es z. B. nicht aus, alle Bildschirmarbeitsplätze in der Gefährdungsbeurteilung zusammen-
zufassen. Die jeweils spezifischen Anforderungen der Tätigkeit, paralleler Aufgaben, des Arbeitskli-
mas im Team oder der Projektgruppe etc. würden so nicht angemessen berücksichtigt.  
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und Bewertungsmuster formt. Die soziale Ungleichheit zwischen den Geschlechtern reprodu-

ziert sich über Strukturen, Regeln, Prozesse und Alltagsroutinen sowie in Interaktionen der 

Beteiligten.  

Diese Aspekte lassen sich nur mit einem umfassenden Ansatz, der auf eine Veränderung der 

Organisation oder einzelner Teilbereiche abzielt, bzw. durch die Reflexion und Veränderung 

der (Denk-)Verhältnisse bearbeiten.  

Dem stehen zahlreiche Herausforderungen in der Umsetzung des Settingansatzes gesund-

heitsfördernder Hochschulen gegenüber: 

Das Gesundheitsmanagement an den Hochschulen führt Gender nur in einem sehr einge-

schränkten Sinne mit sich: als familienfreundliche Hochschule oder in formell nach Geschlecht 

stratifizierten Erhebungen und Berichten. Eine vertiefte Rezeption der Geschlechterforschung 

und die Integration ihrer Erkenntnisse in die Konzeption der Forschung zur Gesundheitsförde-

rung stehen noch aus. Zudem differenziert sich das Gesundheitsmanagement derzeit tenden-

ziell getrennt nach Statusgruppen aus, was eine Bearbeitung der interdependenten Themen 

und Elemente eher erschweren dürfte.  

Aktuell dominieren Angebote auf der Verhaltensebene sowie die Bereitstellung von Dienstleis-

tungen. Ein an Organisationsentwicklung orientiertes Verständnis und Vorgehen ist die Aus-

nahme. Hierfür fehlen entsprechende Stellen und qualifiziertes (und ermächtigtes) Personal. 

Es liegen jedoch reichlich Instrumente aus dem betrieblichen Gesundheitsmanagement vor, 

die auch für das Gesundheitsmanagement bzw. die Gesundheitsfördernde Hochschule nutz-

bar gemacht werden können: etwa die beteiligungsorientierte Gefährdungsbeurteilung oder 

Angebote der Personal- und Organisationsabteilungen zum Konfliktmanagement oder Tea-

mentwicklungen. Hier wären die Diskussionen über eine Gefährdungsbeurteilung für Studie-

rende aufzugreifen. Diese sind mit dem Mutterschutz für Studentinnen zu verbinden.  

Zusätzliches Potenzial liegt insbesondere in der Entwicklung eines systematischen Vorgehens 

und dem Aufbau entsprechender Strukturen. 

Forschungsbedarf besteht in der vertieften Analyse der Arbeits-, Lehr- und Lernbedingungen 

der einzelnen Statusgruppen an Hochschulen in ihrem jeweiligen Kontext. Dieser müsste die 

jeweiligen Fächer oder Beschäftigungsverhältnisse berücksichtigen und geschlechtertheoreti-

sche Erkenntnisse einbeziehen.  

Darüber hinaus fehlen Erkenntnisse über die Auswirkungen hochschulpolitischer Entscheidun-

gen auf die Arbeits-, Lehr- und Lernbedingungen und deren gesundheitliche Folgen.  

Es liegen kaum Forschungsergebnisse zu den Wirkungen von Interventionen im sozialen Sys-

tem Hochschule vor. Bisher wenig untersucht ist etwa die Gestaltung der Kernprozesse an 

Hochschulen wie z. B. der Studiengangsentwicklung und der Ressourcenausstattung an 

Hochschulen. Eine gesundheitsorientierte Studiengangsentwicklung käme sowohl den Leh-

renden als auch den Studierenden zugute. Die Rahmenbedingungen von Lehren und Lernen 

an Hochschulen sollten ein zentrales Handlungsfeld des Hochschulgesundheitsmanagements 

sowie einer gesundheitsbezogenen Hochschulforschung sein. 
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8.3. EMPFEHLUNGEN FÜR DIE DHBW   

Zusammenfassend lassen sich folgende Schritte bzw. Aktionen benennen:  

▸ Durchführung einer Sensibilisierungs- und Konzeptionsphase, sukzessive Entwicklung und 

Aufbau einer Steuerungsstruktur auf zentraler und dezentraler Ebene 

▸ Einrichtung eines zentralen und dezentralen hochschulischen Gesundheitsmanagements 

(SGM und BGM-Koordinierungsstellen) 

▸ Pilotierung von Gender und Gesundheit 

▸ in einem Kernprozess, z. B. Studiengangsentwicklung 

▸ in der partizipativen Gefährdungsbeurteilung  

▸ Verwaltung und Technik 

▸ wissenschaftliches Personal 

▸ Studierende in ausgewählten Standorten, Fachbereichen, Fächern 

▸ Qualifizierung der Akteure (HGM-Akteure, Hochschulleitung, Führungskräfte) 

▸ Genderkompetenz im Gesundheitsmanagement 

▸ Gesundheitsfördernde Organisationsentwicklung 

▸ Partizipative Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen 

▸ Evaluation der Pilote 

▸ Durchführung von Bilanzierungs- und Strategieworkshops mit den Hochschulakteur*innen 
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Anhang 

Anhang 1: Fragen zur Handlungshilfe und zur Umsetzung im Betrieb (Pieck und Schinkovits 
2016, 198). 

In Schweden wurde damit begonnen, die eigene Inspektionspraxis zu reflektieren. In einem 

Modellvorhaben untersuchten die InspektorInnen exemplarisch die Belastungen und Res-

sourcen von Managerinnen in Unternehmen im Vergleich zu Managern. Ihre eigene Erhe-

bung und Auswertung der Daten befähigte sie dazu, strukturelle Unterschiede zu erkennen 

und diese als einen zentralen Aspekt der Aufgabe “Gender im Arbeits- und Gesundheits-

schutz” zu begreifen. Gemeinsam mit den betrieblichen AkteurInnen entwickelten sie ent-

sprechende Maßnahmen. Die in den Modellprojekten gemeinsam gesammelte Erfahrung 

diente der schwedischen Arbeitsinspektion als Grundlage für den oben bereits zitierten 

Handlungsleitfaden. Der Leitfaden richtet sich an Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die die 

Genderperspektive im Arbeits- und Gesundheitsschutz umsetzen wollen. Drei verschiedene 

Perspektiven - Organisation, Menschen und Technik - leiten den Erkenntnisprozess an und 

bilden die Grundlage für die Entwicklung geeigneter Maßnahmen. 

Die Fragen dienen dazu, Regeln, Strukturen und Prozesse der Organisation sowie vorherr-

schende Deutungs- und Wahrnehmungsmuster in der Organisation zu untersuchen - nicht 

die Eigenschaften von Frauen und Männern. Sie analysieren die Situation und welche Ge-

staltungsaspekte Geschlechtergerechtigkeit fördern. Dabei wird davon ausgegangen, dass 

Menschen unterschiedlich sind, die Zugehörigkeit zu einer Gruppe - hier Frauen und Männer 

- darf jedoch nicht dazu führen, dass Regeln, Strukturen oder Verfahren, die zwar neutral er-

scheinen, eine der Gruppen benachteiligen - z.B. im Hinblick auf Einkommen oder Gesund-

heit. Dies ist im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz als mittelbare Diskriminierung verbo-

ten. 

Die folgenden Fragen (eigene Übersetzung) haben sich als nützlich für die Umsetzung eines 

geschlechtergerechten Arbeits- und Gesundheitsschutzes erwiesen:  

Organisation 

▸ Wie viele Frauen und Männer arbeiten im Unternehmen? 

▸ Welche Tätigkeiten üben sie aus? 

▸ Welche Positionen haben Frauen und Männer inne? Wenn sie gleiche Positionen inneha-
ben, üben sie dieselben Tätigkeiten aus? 

▸ Falls Frauen und Männer unterschiedliche Dinge tun, wie sehen dann die Risiken für 
Frauen und Männer aus? 

▸ Gibt es Bestrebungen, eine ausgewogene Anzahl von Frauen und Männern zu beschäfti-
gen? 
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▸ In den offiziellen Statistiken sind Frauen häufiger krank und müssen die Erwerbstätigkeit 
häufiger als Männer wegen schlechter Gesundheit vorzeitig beenden. Wie sieht es in mei-
nem Betrieb aus? Wie lassen sich die möglichen Unterschiede erklären? Könnte es daran 
liegen, dass Frauen und Männer unterschiedliche Dinge tun? 

▸ Welche Voraussetzungen haben Frauen und Männer am Arbeitsplatz, die sie befähigen 
dieselben Tätigkeiten ausführen zu können? 

▸ Haben alle ArbeitnehmerInnen die Möglichkeit, ihre eigene Arbeitssituation zu beeinflus-
sen? Welche Beschäftigten haben ein hohes Arbeitstempo, ein maschinen- oder klienten-
gesteuertes Arbeitstempo, fehlende Entwicklungsmöglichkeiten oder sind physisch an den 
Arbeitsplatz gebunden? 

▸ Wie wirken sich verschiedene operative Entscheidungen auf die Exposition unterschiedli-
cher Risiken und Gesundheitsgefahren aus? 

▸ Erhalten Meinungen und Standpunkte von Frauen und Männern zu bestehenden Proble-
men sowie Vorstellungen zur Verbesserung der Arbeitsumgebung dieselbe Aufmerksam-
keit?  

▸ Wenn Muskel-Skelett-Erkrankungen ansteigen, kann Jobrotation ein Weg sein, Verletzun-
gen zu vermeiden oder zu reduzieren?  

▸ Gibt es Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die ihre Arbeitszeit wegen physiologischer oder 
psychosozialen Mängel der Arbeitsumgebung reduziert haben? Bestehen hier Unter-
schiede zwischen Frauen und Männern? 

▸ Wie sieht die Verteilung von Frauen und Männern in Arbeitsgruppen, Projektgruppen und 
Entwicklungsgruppen aus? 

Menschen (und Deutungsmuster) 

▸ Verfolgt unser Arbeits- und Gesundheitsschutz eine Gleichstellungsperspektive? 

▸ Gibt es Vorstellungen/Deutungsmuster im Unternehmen, dass manche Tätigkeiten oder 
Arbeitsbereiche eher angemessener für Frauen oder für Männer sind? 

▸ Gibt es Bilder, Texte oder Objekte im Arbeitsumfeld, die als herabwürdigend wahrgenom-
men werden können? Gibt es einen Sprachgebrauch oder Jargon, der als herabwürdi-
gend erfahren werden kann? 

▸ Sind Arbeitsbereiche integrierend oder ausschließend? Fühlen sich MitarbeiterInnen inte-
griert - unabhängig vom Geschlecht? 

▸ Ist der Arbeitsplatz durch gegenseitigen Respekt und Toleranz charakterisiert? 
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Technik 

▸ Sind Arbeitsmittel am Arbeitsplatz sowohl für kleine als auch große Hände bzw. Körper 
angepasst? 

▸ Gibt es eine Schutzausrüstung, die passt? Unabhängig vom Geschlecht? 

▸ Gibt es eigene Umkleideräume für Frauen und Männer? 

▸ Sind Arbeitsplätze individuell und ergonomisch angepasst? Gibt es Unterschiede zwi-
schen frauendominierten und männerdominierten Berufen, wenn es im Schutzausrüstung, 
(…) Werkzeuge etc. geht? 

▸ Gibt es Maschinen, die einen “Geschlechterstempel” haben, die also nur von Frauen oder 
nur von Männern bedient werden? 

▸ Können ein unterschiedlicher Krankenstand von Frauen und Männern/eine unterschiedli-
che Frühverrentung damit zusammenhängen, dass Instrumente/Werkzeuge nicht gleich-
ermaßen an Frauen und Männer angepasst sind? 

 

Anhang 2: Betriebslandkarte (Pieck 2012, 53f.). 

Die Betriebslandkarte – Strukturanalyse und Handlungsbedarfe ermitteln  

Die Betriebslandkarte soll dabei helfen, sich in Gesprächen und Workshops ein gemeinsa-

mes Bild davon zu machen, wo in der Hochschule Handlungsbedarf besteht und welche 

strukturelle Gegebenheiten (z.B. Anzahl der Standorte, Größe der Organisation etc.) für die 

Planung zu berücksichtigen sind.  

Hinweise für Handlungsbedarf sind beispielsweise Unzufriedenheit mit dem Führungsverhal-

ten in einzelnen Bereichen, Konflikte unter Kollegen*innen, hohe Fehlzeiten oder hohe Fluk-

tuation.  

Die Betriebslandkarte unterstützt die Beteiligten, sich ein gemeinsames Bild davon zu ma-

chen, wo Handlungsbedarfe vermutet werden und welche Besonderheiten (Anzahl der 

Standorte, Größe etc.) bei der Planung und Steuerung zu berücksichtigen wären. Der we-

sentliche Beitrag dieses Instruments liegt in der Visualisierung der Organisation und der je-

weiligen Handlungsbedarfe. Es soll tatsächlich ein geografisches Bild der Organisation ge-

zeichnet werden. Dabei wird mit den Standorten begonnen, die als Kreise dargestellt und ih-

rer geografischen (nicht organisatorisch wie in einem Organigramm!) Lage und relationalen 

Größe nach abgebildet werden. So lassen sich einerseits (hierarchische) Beziehungen zwi-

schen einer Organisationszentrale und nachgeordneten Geschäftsbereichen und Entschei-

dungsstrukturen in einer Organisation veranschaulichen. Die Karte zeigt auf, wo möglicher-

weise personelle Ressourcen (z.B. Personalentwicklung, Weiterbildung, Betriebsärzte) für 

die Unterstützung eines Gesundheitsmanagements angesiedelt sein müssten.  
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Die regionale Verteilung von Organisationsstandorten und ihre Belegschaftsgröße ist z. B. 

wichtig für die Frage, ob ein zentrales Steuerungsgremium eingerichtet werden und wie es 

zusammengesetzt sein sollte oder ob es sinnvoll ist, mehrere Steuerungsgruppen zu bilden.  

Die Zahl der Beschäftigten und die Aufschlüsselung nach Organisationsbereichen bzw. nach 

Beschäftigtengruppen liefert auch Anhaltspunkte dafür, welche Verfahren zur Diagnose von 

Belastungen und Ressourcen eingesetzt werden können. Bei einer kleinen Anzahl von Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern (< 30) an einem Standort ist der Einsatz von standardisierten 

Fragebögen beispielsweise nicht sinnvoll. In solchen Fällen sollten eher Diagnoseworkshops 

oder Einzelinterviews durchgeführt werden, die von einer externen Stelle in anonymisierter 

Form zusammengefasst werden  

Betriebslandkarte erstellen  

Malen Sie eine Landkarte der Hochschule. Hierzu können Sie sich zum Beispiel folgende 

Fragen stellen: 

▸ Wie viele Standorte hat Ihre Organisation? Wie viele Mitarbeitende arbeiten dort? 

▸ Was sind die Haupttätigkeitsbereiche am jeweiligen Standort?  

▸ Wer arbeitet in den jeweiligen Bereichen/Abteilungen (Frauen/Männer, Altersverteilung)? 

▸ Tragen Sie dann mit einer anderen Farbe zu den folgenden Fragen Symbole oder Anmer-

kungen an die jeweiligen Standorte bzw. Organisationseinheiten. 

▸ Wo vermuten Sie Handlungsbedarf? 

▸ Welche Belastungen und Ressourcen gehen mit den Tätigkeiten einher? Das können zum 
Beispiel sein: Umgang mit Gefahrstoffen, langes Sitzen, Umgang mit Gewalt, stehende 
oder monotone Tätigkeiten 

▸ Gibt es Belastungen durch Führung, Betriebsklima, Konflikte, hohe Unfallraten? 

▸ Gibt es Bereiche mit besonders hohen Fehlzeiten, Fluktuation, Störungen in den Abläu-
fen, verringerte Produktivität? 

Wo sind Handlungsbedarfe und Ansatzpunkte für das betriebliche Gesundheitsmanage-

ment? 

Was wurde bisher unternommen, um diesen Handlungsbedarfen zu begegnen? 
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Abbildung 1: Beispiel Betriebslandkarte 

Aus der Betriebslandkarte, wie in Abbildung 1 exemplarisch dargestellt, lässt sich erkennen, 

dass für Steuerung und Projektorganisation berücksichtigt werden muss, wie Gesundheits-

management über mehrere Standorte gesteuert und geplant werden kann. Ist es sinnvoll, 

eine dezentrale Steuerung an jedem Standort einzurichten? Es wird auch sichtbar, wie viele 

Personen an welchem Standort möglicherweise von besonders belastenden Arbeitsbedin-

gungen betroffen sind. Je nach dem, über wie viele zeitliche und finanzielle Ressourcen das 

Gesundheitsmanagement verfügt, kann abgewogen werden, in welchen Bereichen begon-

nen werden soll.  
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Anhang 3: Ablauf eines Workshops zur Strukturanalyse und Hypothesenbildung (Pieck 
2017, 33f.). 

Thema Ablauf – Methode                                                    Dauer 0,5 - 1 Tag 

Begrüßung Durch Gastgeber oder Gastgeberin, Einladende 

Das Gespräch wird moderiert durch eine Prozessbegleitung. 

Einstieg ins Thema Abfrage:  

▸ Was gefällt Ihnen an Ihrer Arbeit? 

▸ Was macht Ihnen Spaß bei der Arbeit? 

▸ Was ist Ihnen eher eine Last bei der Arbeit? Was kränkt? Was 

macht krank? 

Die Antworten können auf Karten notiert werden oder am Flipchart 

mitgeschrieben werden. 

Die Fragen sensibilisieren für die unterschiedlichen Aspekte der Ar-

beit, die für Wohlbefinden und Gesundheit relevant sind. 

Vortrag: Was ist ein ge-

schlechtergerechtes 

Betriebliches Gesund-

heitsmanagement? 

Zusammenhänge Arbeit und Gesundheit 

Kernprozess 

Prinzipien 

Akteure 

Diskussion des Ansat-

zes 

 

Erste Bestandsauf-

nahme im Betrieb 

Dient der Klärung, wo aus Sicht der Anwesenden eigentlich Prob-

leme oder Handlungsbedarfe in der Hochschule liegen 

Methode: „Betriebslandkarte“ 

Malen Sie ein Bild! Berücksichtigen Sie dabei folgende Fragen: 

-Welche Standorte gibt es?  

-Wie viele Frauen und Männer arbeiten dort?  

-Um welche Tätigkeiten/Tätigkeitsbereiche handelt es sich da-

bei? 

-Gibt es Abteilungen, Untergruppen, Teams? 

-Wie schätzen Sie die Belastungen und Ressourcen in den ein-

zelnen Einheiten ein (z .B. hohe Fluktuation, Fehlzeiten, schlech-

tes Betriebsklima, hohe Unfallquote, Konflikte, Führungsverhal-

ten, Konflikte zwischen Gruppen)? 

Diskussion des Hand-

lungsbedarfs 

Welchen Handlungsbedarf sehen Sie?  

Ergebnis: Es wird deutlich, wo die Anwesenden Handlungsbedarf se-

hen und ob Sie diesen unterschiedlich einschätzen. 
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Formulierung einer Pro-

jektidee 

Leitfragen: 

-Was könnten gemeinsame Ziele sein?  

-Was wären zentrale Schritte im Projekt? 

-Wo liegen Handlungsschwerpunkte? 

-Was ist die grobe Idee für das Projekt? 

Richtungsentscheidung Es entsteht ein Meinungsbild der Gruppe, ob dieses Vorgehen weiter 

verfolgt werden soll. 

Für eine Einschätzung der Erfolgsaussichten sowie für die Planung 

der nächsten Schritte ist es sinnvoll, eine Kraftfeldanalyse durchzu-

führen. 

Nächste Schritte Je nach dem, in welcher Konstellation dieses Gespräch stattgefun-

den hat, muss ggf. noch das Gespräch mit der Hochschulleitung ge-

sucht werden.  

Grobe Planung des möglichen Vorgehens: Ressourcen und Kosten 

Eintritt in die Projektvorbereitungsphase: Vorbereiten des Konzept-

workshops 


